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Die Sitzung wird um 9 Uhr 4 Minuten durch 
den Präsidenten Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die 227. Sitzung des Deutschen Bun-
destags und bitte zunächst den Herrn Schriftfüh-
rer, die Namen der entschuldigten Abgeordneten 
bekanntzugeben. 

Matthes, Schriftführer: Entschuldigt fehlen die 
Abgeordneten Wittmann, Dr. Henle, Frau A rnold, 
Dr. Horlacher, Dr. Meitinger, Dr. Reif, Müller 
(Worms), Dr. Tillmanns, Dr. Miessner, Jahn, Wall-
ner, Jaffé, Dr. Greve, Hoppe, Dr. Leuze, Dr. Frie-
densburg, Jacobs, Lemmer, Dr. Menzel. 
Weiter gelten die für drei Tage Entschuldigten , 

 auch für heute als entschuldigt. 

Präsident Dr. Ehlers: Ich danke vielmals, Herr 
Schriftführer. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung ins Stenographische Protokoll aufge-
nommen: 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sit-
zung am 18. Juli 1952 den nachstehenden Ge-
setzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Art. 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht ge-
stellt:  
Gesetz zur Regelung der Besteuerung des 
Kleinpflanzertabaks im Erntejahr 1952, 

Gesetz über den Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zu den Abkommen über den 
Internationalen Währungs-Fonds (Inter-
national Monetary Fund) und über die 
Internationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (International Bank for Re

-

construction and Development), 
Gesetz über den Lastenausgleich, 
Gesetz zur Einführung eines Art. 120 a in 
das Grundgesetz, 

Gesetz über die Inanspruchnahme eines 
Teils der Einkommensteuer und der Kör-
schaftsteuer durch den Bund im Rech-
nungsjahr 1952, 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Investitionshilfe der gewerblichen Wirt-
schaft, 

Gesetz über die vorläufige Regelung der 
Errichtung neuer Apotheken. 

Meine Damen und Herren, ich darf noch auf fol-
gendes hinweisen. Ich bitte um Ihre Zustimmung, 
daß etwa um 10 Uhr zum Zwecke der Vereidigung 
des Herrn Bundesministers Neumayer die Bera-
tungen kurz unterbrochen werden. 
Dann bitte ich den Ausschuß zur Mitberatung 

des EVG-Vertrages und der damit zusammenhän-
genden Abmachungen zur Konstituierung auf 12 
Uhr in das Zimmer 210 im Südflügel, falls nicht 
gerade in diesem Augenblick besondere Abstim-
mungen zu erwarten sind, damit die Konstituie-
rung in Kürze vorgenommen werden kann. 
Entsprechend der Geschäftsordnung ist der 
Einspruch des Abgeordneten Stücklen gegen 
den ihm am 16. Juli erteilten Ordnungsruf 

auf die Tagesordnung gesetzt worden. Der 
Einspruch ist auf dem Umdruck Nr. 630 
verteilt worden. — Eine Aussprache findet 
nicht statt. Ich bitte die Damen und Her-
ren, die diesem Einspruch stattzugeben wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte urn die 
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(Präsident Dr. Ehlers) 
Gegenprobe. — Ja, meine Damen und Herren, ich 
kann bei der verschiedenartigen Besetzung des 
Hauses nicht sehen, was die Mehrheit ist. Ich bitte 
zunächst, die Abstimmung zu wiederholen. Ich 
bitte diejenigen, die dem Einspruch stattzugeben 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Meine Damen und Herren, der Sit-
zungsvorstand ist sich zu seinem Bedauern über 
das Ergebnis der Abstimmung nicht einig. Ich bitte, 
das im Wege des Hammelsprungs zu erledigen. Wer 
dem 'Einspruch stattzugeben wünscht, möge sich 
durch die Ja-Tür wieder hereinbegeben. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
Ich bitte mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt und Zählung.) 
Ich bitte, die Abstimmung zu schließen. — Ich 

bitte, die Türen zu schließen. 
Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis 

der Abstimmung bekannt. Für den Einspruch haben 
gestimmt 129, dagegen 139, bei 20 Enthaltungen. 
Der Einspruch ist zurückgewiesen. 

(Bravo! bei der SPD.) 
Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Dritte Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer im Betrieb, 
des von der Fraktion der SPD eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Neuord-
nung der Wirtschaft, 
des Entwurfs eines Gesetzes über die Neu-
ordnung der Beziehungen von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern in den Betrieben 
(Betriebsverfassungsgesetz) (Nrn. 3585, 970, 
1229, 1546 der Drucksachen); 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter 
Beratung (Umdruck Nr. 624; Anträge Nrn. 
634 bis 639). 
(Erste Beratung: 80., 103. Sitzung, zweite 
Beratung 223., 224., 225. Sitzung). 

Der Ältstenrat schlägt Ihnen für die Gesamtbe-
sprechung der dritten Beratung, eine Redezeit von 
120 Minuten vor. — Das Haus ist damit einverstan-
den. 
Ich eröffne die allgemeine Besprechung der drit-

ten Beratung. Das Wort hat der Abgeordnete Even. 

Even (CDU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die heutigen Beratungen zum Betriebs-
verfassungsgesetz stehen unter keinem glücklichen 
Stern. Wir würden es uns leicht machen, wollten 
wir für diese bedauerliche Tatsache Schuldige su-
chen oder schuldig sprechen. Jedes Gesetz, das die 
Interessen der Partner berührt, löst Gegensätze 
aus; und ein solches weittragendes Gesetz wie das 
hier zur Beratung stehende muß natürlich beste-
hende Gegensätze vertiefen. Daß es zu dieser lei-
denschaftlichen Auseinandersetzung geführt hat, 
die wir in den letzten Wochen erlebt haben, ist zu 
bedauern. Wir sollten uns jedoch bemühen, unsere 
heutigen Verhandlungen von dieser Leidenschaft-
lichkeit frei zu machen. Wir alle wissen, daß 
manche Wünsche offenbleiben. Niemand der Be-
teiligten ist zufrieden, weder die Arbeitnehmer, 
noch das Handwerk, noch der Mittelstand. Ich 
glaube, daß das Gesetz in dem gleichen Maße, in 
dem es den Arbeitnehmern nicht weitgehend ge-
nug ist, den Arbeitgebern weit über die Grenzen 
dessen hinauszugehen scheint, was sie zu gewäh-
ren bereit waren. 

(Zuruf von der SPD: Nur „scheint"!) 

In dem gleichen Maße, in dem die Forderungen  des 
einen erfüllt werden, werden natürlich die des an-
deren geschmälert. Doch es ist falsch, das ganze Ge-
setz negativ zu beurteilen, denn das Positive dieses 
Gesetzes ist bei weitem größer als seine Mängel 
und Fehler. 

(Beifall bei der CDU.) 
Versuchen wir doch einmal, das echt Positive 

dieses Gesetzes zu sehen und dieses als einen wei-
teren Baustein der Neuordnung unserer Wirtschaft 
zu werten. So schlecht, wie dieses Gesetz im lei-
denschaftlichen Kampf der Meinungen dargestellt 
wurde, ist es keinesfalls. Sein fortschrittlicher und 
sozialer Geist übertrifft bei weitem seine relativ 
geringen Lücken und Mängel. Dort, wo der Aus-
gleich unter allen Umständen gesucht werden muß, 
werden immer Wünsche offenbleiben. Keineswegs, 
meine Damen und Herren, haben die Verneiner 
dieses Gesetzes Anspruch darauf, durch diese ihre 
Ablehnung als sozial fortschrittlicher zu gelten als 
jene, die das Gesetz heute bejahen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich erinnere daran, daß vor eineinhalb Jahren 

durch unsere Initiative, durch unseren vollen Ein-
satz und unser Ja ein Gesetz für Kohle und Stahl 
zustande kam, wie es fortschrittlicher in der Welt 
nicht mehr zu finden ist. 

(Erneute Zustimmung in der Mitte.) 
So soll auch dieses Betriebsverfassungsgesetz kei-
neswegs ein Abschluß, keineswegs die Erfüllung 
der letzten Wünsche und Forderungen bedeuten, 
sondern wir sehen in seiner Bejahung nur das Er-
reichen einer weiteren Etappe auf dem Wege zur 
echten Neuordnung. 
Wir alle wissen, daß die Wirtschaft nicht Selbst-

zweck sein darf, sondern ihrer Menschen wegen 
wirken muß. Die erste und dringlichste Forderung, 
die wir an diese Wirtschaft zu stellen haben, ist 
die der Schaffung von Existenzmöglichkeiten für 
die Millionen arbeitswilliger und arbeitsfähiger 
Menschen. Und gerade in unserem übervölkerten 
Vaterland muß das unser primärstes Anliegen 
bleiben. 
Sichere Existenz ist die zweite Forderung, die 

der Arbeitnehmer zu stellen hat. Gute und kauf-
kräftige Löhne, das sind die weiteren berechtigten 
Wünsche der Arbeitnehmer. 
Die Voraussetzungen dieser berechtigten Forde-

rungen für das Leben der Arbeitnehmer sind nur 
zu erfüllen in einer geordneten, in einer leistungs-
fähigen, in einer konkurrenzfähigen, modernen 
und rentablen Wirtschaft. Durch Qualität und Preis 
müssen wir im In- und Ausland höchste Leistun-
gen erzielen. Hiervon hängen Existenzschaffung 
und Existenzsicherheit, Lohnhöhe und soziale Lei-
stungen ab. Ja mehr als das, unser Sozialprodukt 
muß erhöht werden, um allen berechtigten An-
sprüchen unseres Volkes gerecht werden zu können. 

(Zurufe von der KPD.) 
Der Neuaufbau unserer Wirtschaft und ihre In-

tensivierung liegen auch im Interesse der arbeiten-
den Menschen und müssen von diesen bejaht wer-
den. Nicht dagegen bejahen können wir,' daß sich 
die neugeschaffenen und neu zu schaffenden Kapi-
talwerte wieder in den Händen weniger hundert 
Menschen zusammenballen. Notwendige Investie-
rungen sind nur möglich durch Einschränkung oder 
wenigstens Nichtausdehnung des Konsums. Das 
darf aber nicht bedeuten, daß der Arbeitnehmer 
seinen ihm zustehenden Anteil am Sozialprodukt 
nicht erhält. Das, was er nicht als Konsumlohn er- 
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(Even)  
halten kann, muß dem Arbeitnehmer in Form von 
wertbeständigem Miteigentum gewährt werden. 

(Beifall in der Mitte.) 
Mitbesitz, Eigentum des Arbeiters, das sind For-
derungen, die wir nicht erst in dieser Stunde er-
heben. 

(Lebhafte Zurufe von der KPD.) 

Vor Jahren schon und immer wieder haben wir 
zum Ausdruck gebracht, daß diese Schaffung von 
Eigentum für den arbeitenden Menschen ein dring-
liches Anliegen wirklich sozialer Wirtschaftsord-
nung ist. 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich erinnere an die Forderung des Katholikentages 
in Bochum und der „Sozialen Woche" der evange-
lischen Kirche; ich erinnere an die Forderung des 
Ministerpräsidenten Nordrhein-Westfalens, Karl 
Arnold, ,und an die des Kardinals Frings. Aber es 
ist nicht damit getan, daß wir die Forderung allein 
erheben — sie ist auch von anderer Seite erhoben 
worden —, sondern es müßten doch endlich ein-
mal die Anfänge einer solchen Eigentumsordnung 
gemacht werden, und dies Eigentum ist nicht da-
durch geschaffen, daß man dem Arbeitnehmer zu 
Weihnachten eine kleine oder größere Gratifikation 
gibt. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Sehr gut!) 
Eigentum schaffen für den Arbeiter, — hier liegt 
die große Aufgabe für die Gewerkschaften und für 
die Unternehmerverbände. Wollen wir die Millio-
nen Arbeiter gleichberechtigt in unsere Volksge-
meinschaft einbauen, so müssen wir ihnen Eigen

-

tum  schaffen. Gerade für Notzeiten, für Krisen 
und für das Alter bedarf der arbeitende Mensch 
des Eigentums. Wir sind nüchtern und real genug, 
zu wissen, daß diese Eigentumsbildung ein Mühen 
langer Jahre sein wird. Wir wissen auch, daß hier 
der Gesetzgeber allein die Lösung nicht finden 
kann. Wollen wir das vorliegende Betriebsverfas-
sungsgesetz ergänzen, ja wollen wir diesem Ge-
setz seine eigentliche, richtige Grundlage und Fun-
damentierung geben, so bemühen wir uns, dem 
schaffenden Menschen dieses Eigentum zu geben! 
Erst dieses Miteigentum führt zu einer echten Mit-
verantwortung und Mitbestimmung. 

(Zuruf von der KPD.) 
— Sie meinen ja nicht Mitbestimmung; Sie mei-
nen ja Diktatur! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Wir beschließen hier Paragraphen, die gewiß 

nicht unwesentlich sind und die einen großen 
Wert haben; aber, meine Damen und Herren, wich-
tiger als diese Paragraphen ist gerade bei diesem 
Gesetz der gute Wille zu einem gegenseitigen Ver-
trauen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

und wenn dieses Gesetz vom Willen zum gegen-
seitigen Vertrauen getragen wird, wenn wir be-
strebt sind, es weiter auszubauen und zu ergänzen, 
dann können wir ihm alle unsere Zustimmung ge-
ben. Wir sollten heute, am Vortage des 20. Juli, 
versuchen, das Gemeinsame zu finden. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abgeord-
nete Ollenhauer. 

Ollenhauer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn ich jetzt zu Ihnen 
spreche, dann nicht aus dem Grund, den man der 

Sozialdemokratie in den letzten Tagen aus Anlaß 
unserer Diskussion zur zweiten Lesung dieses Ge-
setzes unterstellt hat. Es geht uns hier nicht um 
Obstruktion. Wenn wir in diesem Hause Obstruk-
tion treiben wollten, dann gäbe es noch viele an-
dere und für Sie sehr ermüdende Möglichkeiten 
im Rahmen unserer Geschäftsordnung. 

(Lachen in der Mitte.) 

Aber wir haben seit einiger Zeit den Eindruck, 
daß Sie die zufällige und vorübergehende Macht-
verteilung in diesem Hause ausnutzen möchten, 

(Lachen bei den Regierungsparteien) 
um bestimmte sehr weittragende Tatsachen zu 
schaffen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wir warnen Sie. Die Robustheit in der Ausnut-
zung dieser Möglichkeiten erschreckt uns nicht. 
Wir sind bereit, den Kampf auch auf dieser 
Ebene zu führen, und was Sie heute glauben, sich 
in diesem Hause leisten zu können, werden wir 
morgen für uns in Anspruch nehmen, wenn Sie es 
so haben wollen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Unser hartnäckiger Kampf um die Gestaltung des 

Mitbestimmungsrechts der arbeitenden Menschen 
im Zusammenhang mit diesem Gesetz hat eine viel 
tiefere Ursache. Für uns geht es um das neue Ge-
sicht der Wirtschaft in der deutschen Demokratie. 
Es geht um ein fundamentales Prinzip. Sie wissen 
es genau so gut wie wir: für uns Sozialdemokraten 
ist ein echtes Mitbestimmungsrecht der Arbeiten-
den in der Wirtschaft die notwendige, gerechte 
und zeitbedingte Eingliederung der Arbeitenden in 
die Führung von Betrieb und Wirtschaft in 
Deutschland. Der Gegensatz zwischen Ihnen und 
uns bei diesem Gesetz ist, daß Sie diesen Grund

-

satz nicht anerkennen wollen. 
(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie wollen keinen grundsätzlichen Wandel und  Sie 
 wollen die beherrschende Position des Großunter-

nehmertums im Grunde nicht antasten lassen. 
(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie sind bereit, die Kosten für eine neue Fassade 
zu zahlen, aber Sie sind nicht bereit, das Haus aus 
der wilhelminischen Periode abzureißen und in Ge-
meinschaft mit den Arbeitenden das neue Haus 
der Mitte des 20. Jahrhunderts aufzubauen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Etzel [Duis

-

burg]: Sie sind jener Periode geistig viel 
näher als wir!) 

Hier geht es nicht um Taktik, hier geht es eben 
um diese neue Ordnung. Dabei steht nicht die 

 Frage zur Diskussion, ob es nicht eine Gefahr für 
eine echte und freie private Unternehmerinitiative 
geben könnte. Auch in der sozialistischen Gesell-
schaft, auch bei der Verwirklichung unserer Vor-
stellungen über das Mitbestimmungsrecht, über die 
wirtschaftliche Demokratie wird ein breiter Raum 
für diese Initiative bleiben. Nur in der Greuelpro-
paganda gegen die Sozialdemokratie 

(Unruhe in der Mitte und rechts) 
ist noch Raum für die Vorstellung, daß wir den 
letzten Friseurladen, den ehrlich selbständig Schaf-
fenden sozialisieren wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wollen im Zusammenhang mit dieser Frage 
nur eines: das Recht der Mitbestimmung des arbei- 
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(Ollenhauer) 
tenden Lohn- und Gehaltsempfängers an der Ge-
staltung seines und seines Volkes wirtschaftlichen 
Schicksals. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 
Hier in dieser Diskussion haben Sie in der Ar-

gumentation gegen die sozialdemokratische Frak-
tion in der Regel die Kleinen vorgeschoben, um die 
Großen zu schonen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Hier beginnt der eigentliche politische Teil. Sie 
machen mit diesem Gesetz ein Gesetz über die Be

-

triebsverfassung, das in seinem Zweck und in sei

-

ner Begrenzung die Interessen der Großen in der 
Wirtschaft nicht nur schützen, sondern durch die 
Legislative der Demokratie erneut verankern soll. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Dazu sagen wir nein. Es gibt in Ihren Reihen sehr 
viele, die die Fragwürdigkeit der heutigen gesell-
schaftlichen Ordnung durchaus ebenso sehen wie 
wir; aber es fehlt in allen entscheidenden Punk-
ten auf Ihrer Seite der Mut zum Bekenntnis und 
der Mut zum Handeln. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) ,  
Denn hier war ein Punkt, an dem wir im Inter-
esse des Aufbaues der neuen Demokratie hätten 
handeln müssen. Hier geht es um die Frage: poli-
tische u n d wirtschaftliche Demokratie — ja oder 
nein, und Sie sagen durch dieses Gesetz nein. Sie 
verweigern die Fundierung der deutschen Demo-
kratie auf wirtschaftlichem Gebiet. 
Es kommt noch etwas anderes hinzu, und ich will 

es hier am Beginn der dritten Lesung sagen. Es 
geht hier nicht nur um den materiellen Inhalt, es 
geht auch um die Art und Weise, in der Sie die 
Verabschiedung dieses Gesetzes zu erzwingen ver-
suchen. Die überstürzte Verabschiedung dieses Ge-
setzes unmittelbar vor den Ferien des Parlaments 
ist ohne in der Sache liegende Gründe von Ihnen 
erzwungen worden. 

(Beifall bei der  SPD.)  
Es hat noch niemand gesagt und es wird in der 
heutigen Debatte niemand von Ihnen uns sagen 
können, warum in diesem Zeitpunkt diese Ent-
scheidung gefällt werden muß, 

(Zurufe rechts) 
meine Damen und Herren; denn diese Entschei-
dung in der letzten Woche haben Sie jetzt für 
richtig gehalten, nachdem Sie eineinhalb Jahre und 
mehr Zeit gehabt haben, in den Ausschüssen über 
diese Gesetzentwürfe zu verhandeln. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Wollen 
Sie uns unsere Geduld vorwerfen?) 

— Auf Ihre Geduld komme ich noch, Herr Schrö-
der, warten Sie noch einen Augenblick. Die Situa-
tion ist nach Ihrer Meinung für Sie erst brenzlig 
geworden, als die arbeitenden Menschen in 
Deutschland sich auch öffentlich und demonstrativ 
für ein echtes Mitbestimmungsrecht einsetzten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
In dem Augenblick, in dem die Betroffenen und 
die unmittelbar Beteiligten sich selbst rührten, da 
wurden Sie merkwürdig nervös. 

(Zurufe rechts.) 
Da haben Sie eine ganze Theorie entwickelt, hier 
im Hause und noch mehr in der Presse, daß solche 
Demonstrationen ein unzulässiger Druck auf die 
Arbeit der gesetzgebenden Körperschaften in einer 
Demokratie seien. 

(Sehr richtig! rechts.)  

Es ist bemerkenswert, wie empfindlich Sie werden, 
wenn die Arbeiter demonstrieren, und wie still-
schweigend Sie noch vor zwei Jahren die Andro-
hung gewisser Kreise in der deutschen Bauern-
schaft hingenommen haben, die aus rein mate-
riellen Gründen mit einem Lieferstreik an die 
Städte gedroht hatten. 

(Beifall bei der SPD.) 
Meine Damen und Herren! Sie haben dann wei-

ter darüber gesprochen, man könne über alle Fra-
gen diskutieren, aber nicht unter dem Druck der 
Straße, ja, Sie haben sogar den Herrn Bundeskanz-
ler selbst bemüht, der von einem Verstoß gegen 
das Grundgesetz und einer gefährlichen Störung 
der inneren Ordnung unseres Staatswesens sprach. 
Ich wünsche Ihnen, meine Damen und Herren, die 
Demokratie in Deutschland käme niemals in eine 
ernstere Gefahr als durch die Demonstrationen 
demokratisch eingestellter, gewerkschaftlich orga-
nisierter Arbeiter und Angestellten. 

(Lebhafter Beifall bei der  SPD.)  
Als dann — wir wollen das hier in diesem Augen-
blick festhalten, denn über die Geschichte dieses 
Gesetzes wird auch morgen noch gesprochen — 
von  Ihrer Seite direkte Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften angeboten wurden, haben die  Ge

-

werkschaften ihre Aktionen in voller Loyalität ge-
stoppt. 

(Abg. Etzel [Duisburg]: Na, na!) 
Und was war das Resultat? Am letzten Montag-
nachmittag, als die Partner wieder an einen Tisch 
gebracht worden waren, hat man von Ihrer Seite 
die Verhandlungen abgebrochen 

(Abg. Sabel: Nein! — Zuruf rechts: Was?) 
— entschuldigen Sie, Sie wissen das genau so gut 
wie ich, Herr Sabel —  

(Abg. Sabel: Ich war ja zufällig dabei!) 
— ich weiß, daß es stimmt — trotz der Bereitschaft 
der Leitung der Gewerkschaften zu weiteren Be-
sprechungen. Und Sie haben die zweite und dritte 
Lesung in dieser Woche vor den Parlamentsferien 
erzwungen! Glauben Sie denn, daß wir Ihnen ab-
nehmen, daß in dieser Methode aus der Sache her-
vorgehende Gründe stecken? Nein, hier ging es 
für Sie darum, unter allen Umständen und in die-
ser Form ohne Rücksicht auf die Wünsche der ge-
werkschaftlich organisierten arbeitenden Menschen 
das Gesetz jetzt zur Realität werden zu lassen. 
Ich will Ihnen noch etwas sagen, meine Damen 

und Herren: In dieser Auseinandersetzung zwischen 
den Gewerkschaften und Ihnen über das Verhält-
nis von Demonstration und demokratischer Legis-
lative ging es im Grunde überhaupt nicht in erster 
Linie um die Frage der Staatsräson, um die Frage 
der Wahrung der Rechte der verfassungsmäßigen 
Institution der Demokratie. In diesem Fall hier 
ging und geht es in erster Linie doch um etwas 
anderes, nämlich um ein politisches Geschäft in-
nerhalb Ihrer Regierungskoalition. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Und glauben Sie wirklich, daß die Menschen drau-
ßen nicht wissen, daß es einen inneren Zusammen-
hang gibt zwischen der Frage der Ratifizierung 
des Generalvertrags und des EVG-Vertrags 

(Zurufe von der Mitte) 
und der von Ihnen erzwungenen Verabschiedung 
dieses Gesetzes am letzten Tage vor den Ferien? 

(Erneuter Beifall bei der SPD. — Abg. 
Arndgen: Jetzt haben Sie die Katze aus 

dem Sack gelassen!) 
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(Ollenhauer) 
Es ist Ihre Angelegenheit, wie Sie die inneren 
Schwierigkeiten in der Koalition in Ihrer nicht ein-
fachen Lage aus der Welt schaffen. Aber Sie dür-
fen nicht annehmen; daß wir Ihnen Vorwände ab-
nehmen, wo es um solche politischen Geschäfte 
geht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn es dafür noch eines Beweises bedurft hätte, 
dann haben Sie ihn durch die Art und Weise, wie 
Sie in der zweiten Lesung reagiert haben, selbst 
erbracht. 

Herr Dr. Schröder hat hier vorgestern von der 
„großen Geduld" gesprochen, mit der man die Re-
den der Opposition angehört habe. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Herr Dr. Schröder, in einem demokratischen Parla-
ment gehört es dazu, daß man die Geduld hat, die 
Argumente der anderen anzuhören. 

(Abg. Dr. Schäfer: Sehr richtig! Das 
sollten S i e sich einmal merken!) 

Das ist keine besondere Tugend, die Sie entwickelt 
haben. 

(Beifall bei der SPD.) 
Und das ist gar nicht das Entscheidende. Wissen 
Sie, was das wirkliche Merkmal der zweiten Le-
sung war? Das war nicht Ihre von Ihnen selbst ge-
priesene Geduld, sondern es war Ihre Weigerung, 
sich mit den sachlichen Anträgen der Opposition 
auseinanderzusetzen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Meine Damen und Herren, Sie können dasselbe 
auch heute betreiben; aber täuschen Sie sich nicht, 
es gibt j a eine Welt außerhalb dieses Hauses, 

(Rufe von der Mitte und rechts: Aha!) 
es gibt j a ein öffentliches und politisches Bewußt-
sein in diesem Volk. 
Ihr Verhalten in der zweiten Lesung über eines 

der wichtigsten Gesetze der Bundesrepublik, über 
alle Anträge der Opposition durch Schweigen hin-
wegzugehen, ist eine glatte und beleidigende 
Brüskierung 

(Beifall bei der SPD — Rufe in der Mitte 
und rechts: Oho!) 

des Teils des deutschen Volkes, den die Sozial-
demokratische Partei zu Ihrem Leidwesen nun ein-
mal in diesem Hause verkörpert. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, es ist noch mehr: es ist 
eine einfache und in dieser Art auch in diesem 
Hause noch nicht dagewesene Herausforderung der 
Arbeiterschaft und ihrer gewerkschaftlichen Orga-
nisationen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte und rechts.) 

Wissen Sie eigentlich, was Sie mit Ihrem Verhalten 
vorgestern und heute, wie ich annehme, getan 
haben und tun werden? Hier steht auf der Tages-
ordnung nicht nur ein Gegenvorschlag der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion. Sie sollten 
sich einen Augenblick daran erinnern, daß dieser 
Gegenvorschlag der sozialdemokratischen Bundes-
tagsfraktion in allen entscheidenden Punkten über-
einstimmt mit den Vorschlägen der größten Orga-
nisation der Arbeitnehmer in Deutschland, des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Etzel [Duis

-

burg] : Ist das eine Leistung? — Weitere Zu

-

rufe von der Mitte und rechts.) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, daß Ihnen das 
peinlich ist. 

(Lebhafte Zurufe von der Mitte und rechts. — 
Glocke des Präsidenten.) 

Aber diese Peinlichkeit haben Sie sich selber ge-
schaffen. 

(Fortgesetzte Zurufe von der Mitte und 
rechts.) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen, damit Sie sich 
keinem Zweifel darüber hingeben, wie wir die 
Dinge ansehen. Es kam Ihnen auf der politischen 
Ebene darauf an, sozusagen ohne Rücksicht auf 
Verluste dieses Gesetz in einer Form durchzu-
bringen, bei der Ihre Koalition zusammenhält, weil 
die Koalition ja auch übermorgen noch für Ihre 
Politik zusammenhalten muß. 

(Abg. Dr. Gerstenmaier: Siehe Stuttgart!) 
Sie wollen noch etwas anderes, meine Damen 

und Herren. Sie haben in diesem Kampf seit Mo-
naten ja noch eine andere Hoffnung gehabt. Sie 
haben sich in der Hoffnung gewiegt, daß es viel-
leicht doch zu einem offenen Zwiespalt zwischen 
der Sozialdemokratie und den Gewerkschaften in 
einer der wichtigsten wirtschaftspolitischen Fragen 
unserer Zeit kommen könnte. Denn Sie haben es 
sehr bedauert, daß darin bisher eine sehr weit-
gehende Übereinstimmung bestand. Sehr oft, wenn 
bie von der Neutralität der Gewerkschaften ge-
sprochen und sie gepriesen haben, meinten Sie doch 
praktisch damit eine Politik gegenüber der Ar-
beiterschaft nach dem Grundsatz: Teile und 
herrsche! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Das war doch Ihre Vorstellung. Meine Damen und 
Herren, lassen Sie sich heute morgen eines sagen: 
dieser Versuch ist gescheitert und er wird auch in (' 
Zukunft scheitern! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte und rechts.) 

Der Kampf um das Mitbestimmungsrecht führt 
uns an eine zentrale Frage unserer Zeit. Für uns 
ist er nicht eine Auseinandersetzung der einen 
Interessengruppe mit der anderen. Die Forderung 
nach Mitbestimmung, d. h. nach Gleichberechtigung 
der Arbeitnehmer in Betrieb und Wirtschaft ist die 
Forderung nach Ausweitung und Vertiefung der 
Demokratie und der demokratischen Selbstver-
waltung des Volkes auf dem Gebiet der Wirtschaft. 

(Zuruf rechts: Ohne Mitverantwortung!) 
— Ich wünschte, manche auf Ihrer Seite hätten in 
den vergangenen Jahren der Not gerade auf dem 
Gebiet der wirtschaftlichen Pflichterfüllung so viel 
Einsicht und Verantwortungsbewußtsein bewiesen 
wie die Millionen von einfachen namenlosen arbei-
tenden Menschen in Deutschland! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Lassen Sie uns doch endlich im Jahre 1952 nach 
allem, was wir erlebt haben, in Ruhe mit solchen 
Ladenhüterschlagworten ! 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 
Hier geht es doch um wesentlich mehr. Hier geht es, 
wenn dieses Haus das Haus der deutschen Demokra-
tie, die oberste Instanz ist, um die zentrale Frage, ob 
wir die politische Demokratie in Deutschland end-
lich untermauern wollen durch ein System der 
wirtschaftlichen Demokratie, der wirtschaftlichen 
Gleichberechtigung, der gleichen Rechte und der 
gleichen Pflichten aller Arbeitenden ohne Rück-
sicht auf ihre gesellschaftliche Position. 

(Beifall bei der SPD.) 
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(Ollenhauer) 
 In der Weimarer ,Demokratie — wir haben es 
nicht vergessen — haben wir dieses Ziel nicht 
durchsetzen können — zum Schaden von uns allen! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Denn das Versagen der Weimarer Demokratie in 
bezug auf die wirtschaftliche Neuordnung hat es 
doch mit sich gebracht, daß die Alleinherrschaft 
eines Teils der Träger der Wirtschaft, nämlich der 
Unternehmer, zu den gefährlichsten Konsequenzen 
geführt hat. Es gibt viele Gründe dafür, daß 1933 
der Nationalsozialismus zur Macht kam. Aber nie-
mand kann bestreiten, daß einer der entscheiden-
den war, daß es in Deutschland einer kleinen 
Gruppe von Menschen möglich war, wirtschaftliche 
Macht zu politischen Zwecken gegen die Demo-
kratie zu mißbrauchen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Einen solchen Mißbrauch müssen wir in Zukunft 
unterbinden. 
Aber das ist nur eine Seite. 

(Zurufe rechts.) 

— Seien Sie nicht nervös! — Ebenso wichtig ist 
nach unserer Meinung, daß das Mitbestimmungs-
recht auch das entscheidende Mittel zur Herbei-
führung eines neuen Verhältnisses zwischen dem 
arbeitenden Menschen und seiner Arbeit ist. Ja, 
meine Damen und Herren, es ist nach unserer Mei-
nung der einzig mögliche Weg, um die unerläß-
liche freiwillige Mitarbeit der arbeitenden Men-
schen in Betrieb und Wirtschaft in Realität durch-
zuführen. Wenn der arbeitende Mensch das Recht 
erhält, auch an der Gestaltung der Produktions-
politik seines Betriebes, an der Gestaltung der 
Wirtschaftspolitik seines Wirtschaftszweiges ver-
antwortlich mitzuarbeiten, wenn Lohn- und Preis

-

politik, wenn Produktions- und Arbeitsmethoden, 
wenn die allgemeinen Arbeitsbedingungen auch 
das Resultat seiner verantwortlichen Mitwirkung 
werden, dann und nur dann allein öffnen sich die 
Wege zu einem neuen Verhältnis zwischen dem 
Arbeitenden und seiner Arbeit, zwischen dem Ar-
beitenden und der Wirtschaft. Die Demokratie ist 
erst dann vollkommen, wenn der arbeitende 
Mensch nicht nur die vollen `staatsbürgerlichen 
Rechte hat, sondern wenn auch auf der wirtschaft-
lichen Ebene die Ungleichheit von heute abgelöst 
wird durch eine Ordnung, die den arbeitenden 
Menschen zum 'gleichberechtigten, freien Wirt-
schaftsbürger macht, wie er freier Staatsbürger 
sein soll. 

(Zuruf rechts: Das gilt nur für die 
Gewerkschaften!) 

— Ja, Sie sollten sich wirk lich Ihr Schulgeld 
wiedergeben lassen! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Arndgen: 
Das war sehr billig!) 

In unserer heutigen Lage ist die Demokratisierung 
der Wirtschaft durch die gleichberechtigte Mitwir-
kung der Arbeitenden eine staatspolitische Not-
wendigkeit erster Ordnung. Die Sicherheit und die 
Krisenfestigkeit der deutschen Demokratie hängen 
auf innerpolitischem Gebiet von zwei Faktoren 
entscheidend ab: erstens von der sozialen Ordnung 
in der Demokratie und zweitens von der verant-
wortlichen Mitwirkung der arbeitenden Menschen 
in der Wirtschaft. 

Was wir Ihnen zum Vorwurf machen, meine 
Damen und  'Herren,  die Sie in diesem Hause die 
Mehrheit haben, ist, daß Sie diesen beiden Not-
wendigkeiten in Ihrer bisherigen Politik nicht ge

-

recht geworden sind. Auf sozialem Gebiet ist das 
bewiesen worden durch die Verweigerung eines 
echten Lastenausgleichs. Der Beweis für die Soli-
darität des ganzen Volkes in der Überwindung 
einer großen nationalen Not ist in diesem Hause 
durch Ihre Entscheidung ausgeblieben. 

(Abg. Euler: Das ist ja Unsinn!) 
Auf wirtschaftlichem Gebiet haben wir dieselbe 

Situation. Dabei handelt es sich hier nicht nur um 
einen sozialen Ausgleich der Lasten aus der Ver-
gangenheit. Hier geht es um die Neugestaltung der 
Wirtschaft, die in die Zukunft hineinwirkt. Es geht 
darum, daß in Deutschland jede Neugestaltung der 
Wirtschaft und der Beziehungen zwischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber von dem Grundsatz aus-
gehen muß, daß die Ausübung wirtschaftlicher 
Funktionen und wirtschaftlicher Macht nur ver-
standen werden darf als eine treuhänderische Auf-
gabe gegenüber der Volksgemeinschaft. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Sehr richtig! 
rechts.) 

Der Herr-im-Hause-Standpunkt muß abgelöst wer-
den von einem System der gemeinsamen Verant-
wortung aller in Betrieb und Wirtschaft Tätigen, 
ob Unternehmer oder Arbeiter. 
Eben von diesem Geist ist in Ihrem Gesetz 

nichts zu spüren. Im Gegenteil, dieses Gesetz geht 
zum Teil zurück hinter die alte Ordnung, die das 
Betriebsrätegesetz des Jahres 1920 geschaffen hat. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Beispiel!) 
Es geht vor allem zurück hinter eine ganze Reihe 
von Bestimmungen in Ländergesetzen, die wir 
heute haben. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Beispiel!) 
— Herr Kollege Wellhausen, wir kommen im Laufe 
der dritten Lesung darauf zurück! 

(Abg. Dr. Wellhausen: Ja!) 
Diese Tendenz und dieser materielle Inhalt 

dieses Gesetzes sind auch deshalb für uns so be-
merkenswert, weil hier ja nach Ihrem Willen die 
Neuregelung der Wirtschaft überhaupt abge-
schlossen werden soll, weil man hier ja den Kampf 
um die Neuordnung in der Wirtschaft von seiten 
der Arbeiter einfrieren lassen möchte. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Das bedeutet: man möchte zum zweiten Male in 
der Geschichte der deutschen Demokratie die 
Neuordnung der Wirtschaft verhindern. Das liegt 
hinter diesem Gesetz und hinter dieser Taktik. 
Darum sage ich Ihnen für die sozialdemokratische 
Fraktion, daß Sie mit  der  Verabschiedung dieses 
Gesetzes eine der ernstesten Tatsachen auf dem 
Gebiet der deutschen Innenpolitik seit 1945 
schaffen. Sie vollziehen damit einen tiefen 
Bruch zwischen Ihrer Mehrheit und der Opposition 
und den gewerkschaftlich organisierten Arbeitern 
in einer der Lebensfragen der deutschen Politik. 
Ihr Vorgehen, meine Damen und Herren, ist nach 
Form und Inhalt ein schwerer Schlag gegen eine 
Politik, die die arbeitenden Menschen in ein 
näheres und inneres Verhältnis zur Demokratie zu 
bringen versucht, 

(Sehr gut! bei der SPD — Zuruf rechts: 
Wie Sie es verstehen!) 

und Sie verhalten sich gerade in einer Zeit so, in 
der Sie immer wieder von der Notwendigkeit eines 
Zusammengehens in den großen nationalen Fragen 
sprechen. Hier war eine und ist eine der großen 
nationalen Fragen! 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
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(Ollenhauer) 
Hätten Sie doch hier konkret bewiesen, daß Sie be-
reit gewesen wären, eine wirkliche erträgliche 
Lösung für alle Teile des Volkes zu schaffen! 
Haben Sie einen Augenblick überlegt, was es be-
deutet hätte, wenn Sie durch die Schaffung eines 
fortschrittlichen Mitbestimmungsrechts in der Bun-
desrepublik eine sehr, sehr starke und positive 
Wirkung auch auf die arbeitenden Menschen in der 
Sowjetzone ausgelöst hätten, 

(lebhafter Beifall bei der SPD) 
auf 18 Millionen Menschen, die unter einem System 
der Unterdrückung ein Leben der Zwangsarbeit zu 
führen haben? Sie sprechen so gern von den Alter-
nativen. Meine Damen und Herren, hier war eine 
echte Alternative der Demokratie gegenüber der 
totalitären Diktatur. 

(Beifall bei der SPD.) 
Aber wenn es um Alternativen geht, die Geld und 
Macht kosten, dann lassen Sie lieber den alten Zu-
stand, ohne Rücksicht auf die Konsequenzen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Die große Bedeutung dieser ganzen Frage und 

einer großzügigen und grundlegenden Neuregelung 
der Stellung der arbeitenden Menschen in der 
Wirtschaft möchte ich hier nur durch ein einziges 
Zitat unterstreichen. Es ist kurz; ich bitte den 
Herrn Präsidenten um die Erlaubnis, es vorzulesen. 
Einige Sätze: 

Ich bin mir völlig klar darüber, daß wir in 
dieser Frage 1945/46 vielleicht eine größere 
Aufgeschlossenheit gezeigt hätten. Ich kann 
mir jedenfalls denken, daß es hier viele unter 
uns gibt, für die es 1945/46 unter dem Eindruck 
des damaligen Schocks — der Schock hat j a das 
Ergebnis, plötzlich Erkenntnisse aufzuzeigen, 
die jahrelang verschüttet waren — sehr viel 
leichter gewesen wäre, auf diesem Gebiet zu 
einer Lösung zu kommen, die wir jetzt so 
schwer_ erkämpfen müssen. Inzwischen haben 
sich die Kräfte der trägen , Beharrung des Ge-
strigen längst wiedergefunden, etwa unter 
dem Motto: „Wir sind noch einmal davonge-
kommen!", in der Absicht, möglichst wenig zu 
tun und nicht etwa den Blick darauf gerichtet 
zu halten, daß nur in einer Überwindung der 
Verhältnisse, wie wir sie gehabt haben, eine 
Aussicht auf die Zukunft gegeben ist. Wir 
sind zutiefst davon überzeugt, daß nur die to-
tale Regenerierung und der Mut zu grundsätz-
lich neuen Entscheidungen Katastrophen ver-
hindern kann. 

Meine Damen und Herren, das ist ein Zitat aus der 
Rede unseres Kollegen Dr. Schröder, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
als er im Bundestag am 27. Juli 1950 in der ersten 
Lesung dieses Gesetzes den Gesetzentwurf der 
CDU begründet hat. 

(Hört! Hört! und Unruhe bei der SPD.) 
Das war vor knapp zwei Jahren, Herr Dr. Schröder, 
und inzwischen, meine Damen und Herren von der 
Koalition, haben die Kräfte des Gestrigen Sie alle 
übermannt, und Ihr, Gesetzentwurf steht unter 
dem Motto: Wir sind noch einmal davongekommen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.)' 
Ich möchte zum Schluß kommen. Sie werden 

sicher das Gesetz annehmen. Aber ich möchte Ihnen 
eines sagen: Die Frage der Mitbestimmung, die 
Frage der Demokratisierung der Wirtschaft bleibt 
auf der Tagesordnung; 

(Zustimmung bei der SPD) 

denn sie ist durch die geschichtliche Entwicklung 
auf die Tagesordnung gestellt worden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

So wie vor mehr als drei Jahrzehnten das Koali-
tionsrecht der Arbeiter als erster Schritt auf dem 
Wege zur Partnerschaft der arbeitenden Menschen 
in der Wirtschaft nach schweren Kämpfen ver-
wirklicht wurde, so wird auch das Mitbestim-
mungsrecht in Deutschland Wirklichkeit werden. 
Hunderttausende von arbeitenden Menschen haben 
in den vergangenen Wochen in Deutschland in vor-
bildlicher Disziplin für ihre Rechte demonstriert. 
Was hat man nicht alles in der deutschen Presse 
und in der Öffentlichkeit über diese demonstrieren-
den Arbeiter gesagt! Da standen sie alle mit er-
hobenem Zeigefinger vor diesen Arbeitern. Da 
waren sie alle bessere Demokraten als die Arbeiter, 
die ihren Arbeitsplatz verließen. 

Zum ersten Mal seit 1945 haben die organisierten 
Arbeiter in Deutschland von diesem elementaren 
demokratischen Recht Gebrauch gemacht. Und wo-
für? Für nichts anderes, als ein neues demokra-
tisches Recht in einer Demokratie zu verankern. 

(Beifall bei der SPD.) 
Mit wieviel Hochmut, mit wieviel Blasiertheit hat 
das deutsche Bürgertum in den vergangenen 
Wochen auf diese Arbeitenden herabgeblickt! 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 
Sie können es nicht bestreiten. Und das alles ge-
schah in  eiher Zeit, 

(Zurufe von den Regierungsparteien) 
als jeder in Deutschland wissen mußte, daß es ein 
Spiel gegen die Demokratie war, in einer Zeit so 
schwerwiegender außenpolitischer Entscheidungen, 
wie Sie sie treffen wollen, auch noch die arbeiten

-

den Menschen in einen Gegensatz zur Demokratie 
zu drängen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wie glücklich wären die Regierungen in Frank-
reich und in Italien, den Partnerländern Ihrer 
Europaarmee, wenn sie in ihren Ländern 

(Abg. Dr. Gerstenmaier: „Ihre"!) 

eine Arbeiterschaft mit der Loyalität gegenüber 
der Demokratie hätten, wie es in Deutschland der 
Fall ist. 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 
In den vergangenen Wochen haben Hundert-
tausende für die 6 1/2 Millionen gestreikt. Die 
6 1/2 Millionen können auch alle zusammen ihren 
Willen in dieser Form zum Ausdruck bringen. 

(Unruhe und Zurufe von den Regierungs

-

parteien.) 
— Das ist keine Drohung! 

(Ständige Rufe und Unruhe bei den Regie
-

rungsparteien. — Glocke des Präsidenten.) 

— Aber meine Damen und Herren, Sie müssen sich 
damit abfinden, daß es in Deutschland 6 1/2 Milli-
onen Menschen gibt, 

(lebhafte Zurufe und große Unruhe rechts 
— lebhafter Beifall bei der SPD) 

die freiwillig und ohne Zwang aus innerer Über-
zeugung in den Gewerkschaften die Repräsentanten 
ihrer sozialen und wirtschaftspolitischen Forderun-
gen sehen. 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 
Und nun, meine Damen und Herren, möchte ich 

noch etwas anderes sagen: Bitte, zeichnen Sie sich 
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nicht durch diese Zurufe aus, die sich ja gegen 
die Menschen draußen richten! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. - Leb

-

hafter Widerspruch rechts und Rufe: Nein, 
nein! Gegen Sie!) 

— Ich kann es tragen. — Diese 6 1/2 Millionen Men-
schen sind ja nicht in der Lage, ihre eigene Sache 
hier unmittelbar zu vertreten. 

(Abg. Etzel [Duisburg] : Die vertreten Sie 
doch nicht allein! — Weitere lebhafte Zu

-

rufe rechts und in der Mitte.) 
Meine Damen und Herren auf der Rechten, ich 

hätte es sehr gerne gesehen, daß bei der zweiten 
Beratung dieses Gesetzes auf Ihrer Seite wenig-
stens einer gewesen wäre, der den Forderungen 
des DGB für ein echtes Mitbestimmungsrecht zu-
gestimmt hätte. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und KPD. 
— Zurufe rechts.) 

Dieser Kampf um das Mitbestimmungsrecht bleibt 
auf der Tagesordnung, auch wenn Sie dieses Ge-
setz in dieser unmöglichen Form annehmen. Sie 
haben hier die Mehrheit, und Sie haben es für 
richtig gehalten, die Willenskundgebungen der Ge-
werkschaftler beiseite zu schieben und zu miß-
achten. Aber in der Demokratie kann das Volk 
durch demokratische Entscheidungen, nämlich durch 
allgemeine Wahlen, seinen Willen zur Geltung 
bringen. Und verlassen Sie sich darauf: Die Ent-
scheidung, die Sie heute erzwingen, wird korri-
giert werden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und KPD. 
Zurufe rechts.) 

Sie wird in der Geschichte des deutschen Volkes 
B) als der letzte Versuch fortleben, eine überholte 

wirtschaftliche und gesellschaftliche Ordnung zu 
galvanisieren und den arbeitenden Menschen ihr 
demokratisches Recht auf Mitbestimmung und Mit-
gestaltung in der Wirtschaft zu verweigern. 

(Langanhaltender stürmischer Beifall bei 
der SPD. — Zurufe rechts.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Arbeit. 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir 
wäre es lieber gewesen, wenn ich in der Debatte 
über dieses Gesetz nicht das Wort hätte zu neh-
men brauchen. 

(Lachen links.) 

Aber die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Ollenhauer zwingen mich, einmal ein sehr ern-
stes Wort zu sprechen. 

(Zurufe und Unruhe bei der SPD.) 

Nach dem ersten Weltkriege befanden wir uns 
in Deutschland in sehr gefährlichen politischen Um-
ständen. Damals haben sich die Gewerkschaften 
und die Arbeitgeberverbände durch ihre führen-
den, verantwortungsbewußten Leute zu einer Ar-
beitsgemeinschaft zusammengefunden, und diese 
Arbeitsgemeinschaft ist durch das politische Trei-
ben Ihrer Partei damals zerschlagen worden. 

(Stürmischer Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Widerspruch links. — Große 
Erregung und fortgesetzte Zurufe.) 

Und genau so haben sich die Dinge in den zwei letz-
ten Jahren entwickelt. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Als in Hattenheim die Sozialpartner aus freiem 
Wollen zusammengetreten waren und im großen 
die Linie festgelegt haben, wie auf übergebietlicher 
Ebene eine paritätische Zusammenarbeit in einem 
Wirtschaftsrat, in den Betrieben eine Beteiligung 
der Arbeitnehmer auf der Basis 2 : 1 vereinbart 
werden kann, da war es Herr Schumacher, 

 der in Hannover in der Hanomag die Betriebsräte 
zusammenholte und den Leuten gesagt hat: Ich 
garantiere euch das volle Mitbestimmungsrecht in 
den Betrieben! 
Der alte Hans B ö c k 1 e r hat mir damals ge-

sagt: Sieh dir hier die Waschkörbe von Entschlie-
ßungen an, die mir von der politischen Seite — 
und zwar von der euren — hierher gezaubert wor-
den sind. 

(Hört! Hört! und lebhafte Zustimmung in 
der Mitte und rechts.) 

So liegen die Dinge. Einem wirklichen Ausgleich, 
einer wirklichen Zusammenarbeit der Sozialpart-
ner haben Sie immer Schwierigkeiten gemacht, 
weil Sie eben ohne Ihren Klassenkampf keine 
Existenzberechtigung haben. 

(Stürmischer Beifall rechts und in der 
Mitte. — Lebhafte Pfui-Rufe von der 
SPD. — Erneuter Beifall bei den Regie

-

rungsparteien. — Glocke des Präsidenten. 
— Zurufe von der SPD: Abtreten! Herr 
Minister Scharfmacher! — Widerspruch 

rechts. — Große Unruhe.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren! Wir hatten vorgesehen, daß wir um 10 Uhr 
eine kurze Unterbrechung der Besprechung eintre-
ten lassen zur Vornahme der 

Vereidigung des Herrn Bundesministers  
für Wohnungsbau Neumayer. 

Ich bitte Sie, daß wir diese Vereidigung jetzt vor-
nehmen dürfen. 

(Der Bundestag erhebt sich.) 

Meine Damen und Herren! Gemäß Art. 64 des 
Grundgesetzes leisten die Bundesminister bei der 
Amtsübernahme vor dem Bundestag den in Art. 
56 vorgesehenen Eid. Der Bundeskanzler hat mir 
mitgeteilt, daß der Herr Bundespräsident den Bun-
destagsabgeordneten Minister a. D. Fritz Neumayer 
am 15. Juli zum Bundesminister für Wohnungsbau 
ernannt hat. 
Herr Bundesminister, Ihnen ist der Wortlaut des 

Eides bekannt. Sind Sie bereit, den Eid zu leisten? 

Neumayer, Bundesminister für Wohnungsbau: 
Ja! 

Präsident Dr. Ehlers: Ich darf Sie bitten, mir die 
Eidesformel nachzusprechen: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle 
des deutschen Volkes widmen, seinen Nut-
zen mehren, Schaden von ihm wenden, das 
Grundgesetz und die Gesetze des Bundes 
wahren und verteidigen, meine Pflichten 
gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit 
gegen jedermann üben werde. So wahr mir 
Gott helfe. 

(Der Bundesminister für Wohnungsbau 
Neumayer leistet diesen Eid.) 

Herr Bundesminister, Sie haben den Eid gelei-
stet. Sie treten Ihr Amt als Nachfolger eines Man-
nes an, dessen der Deutsche Bundestag und das 
deutsche Volk auch heute in herzlicher Dankbar-
keit gedenken. Ich wünsche Ihnen, daß Sie Ihr Amt 
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so führen können, daß Sie eines der wichtigsten 
sozialen Probleme für unser Volk zu einem guten 
Ende bringen können. Ich wünsche Ihnen Gottes 
Segen für Ihre Arbeit. 

Neumayer, Bundesminister für Wohnungsbau: 
Ich danke sehr. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
wir fahren fort in der allgemeinen Besprechung der 

dritten Beratung der Gesetzentwürfe über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 
Betrieb, über die Neuordnung der Wirt-
schaft und des Betriebsverfassungsgesetzes. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schröder. 

Dr. Schröder (Düsseldorf) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß es sehr 
gut und sehr richtig und sehr notwendig gewesen 
ist, daß der Kollege Ollenhauer sich der Mühe 
unterzogen hat, das, was das Thema des heutigen 
Tages ist, in einen größeren, allgemeinen, politi-
schen Zusammenhang zu stellen. Wir teilen in vie-
len Punkten durchaus seine Auffassung von der 
grundsätzlichen Wichtigkeit der Entscheidung, die 
heute hier zu treffen ist. Sie werden uns nicht ver-
übeln, daß wir trotz mancher Übereinstimmung 
im Grundsätzlichen doch vieles etwas anders sehen. 
Ich werde mich bemühen, das in aller Kürze dar-
zustellen. 
Sehen Sie, es gehen jetzt etwa drei Jahre Ge-

setzgebungsarbeit des Deutschen Bundestages zu 
Ende, etwa in diesen Tagen, gerade vor den Ferien. 
Meine Freunde und ich sind zutiefst von der Über-
zeugung durchdrungen, daß es notwendig ist, die-
sen ersten großen Dreijahresabschnitt unserer Ge-
setzgebungsarbeit 

(lebhafte Zurufe links) 
mit einem Gesetz zu krönen — möchte ich gerade-
zu sagen —, 

(Zurufe von der SPD) 

das von einer tiefgreifenden sozialpolitischen 
und ebenso großen allgemein-politischen Bedeu-
tung ist. Wenn Sie, Herr Kollege Ollenhauer, in die-
sen Zusammenhang, wie ich glaube, ganz richtiger-
weise auch das Lastenausgleichsgesetz einbezogen 
haben, so sehen wir in dem Aufeinanderfolgen 
zweier so großer, wichtiger und einschneidender 
Gesetze geradezu einen symbolischen Akt. Wir sind 
mit Ihnen, wenn auch in anderer Wertung, der 
Auffassung, daß hier ein Markstein sozialpoliti-
scher und allgemein-politischer Entwicklung gelegt 
wird. 

(Zurufe von der SPD.) 
Sie haben gerügt, daß wir in der zweiten Lesung 

viel geschwiegen haben. Sie werden uns heute 
weniger schweigsam als in der zweiten Lesung 
finden. Aber wir schmeicheln uns nicht, daß es 
heute möglich sein würde, das, was in mehr als 
zweijähriger Ausschußarbeit in vielen Dutzenden 
von Sitzungen diskutiert und behandelt worden ist, 
nun noch einmal in allen Einzelheiten in das öffent-
liche Bewußtsein zurückzubringen. Dieses Gesetz 
ist viel zu umfassend, es ist viel zu kompliziert 
und detailliert, als daß es möglich wäre, das noch 
einmal zu tun, was Sie in der zweiten Lesung 
versucht haben. Herr Kollege Richter,  den wir 
als einen intensiven und zähen Arbeiter sehr schät-
zen, hat in der Fülle von Änderungsanträgen, die 
gestellt worden sind, eigentlich noch einmal den 
ganzen, Strauß von Änderungsanträgen zusammen

-

gefaßt, der in zwei Jahren behandelt worden ist, 
— im Grunde ein Unterfangen, das schon rein tech-
nisch an den gegebenen Notwendigkeiten scheitern 
mußte. Soviel ich selber von theoretischer Bemü-
hung halte und so wichtig sicherlich die Diskus-
sion, auch die theoretische Diskussion von Grund-
sätzen, ist, glaube ich doch, daß hier ein Gesetz 
vorliegt, bei dem allein die praktische Bewährung 
den Ausschlag wird geben können. Ich glaube aber 
— und das ist etwas, was ich in den letzten Wo-
chen der „Demonstrationen" als sehr schmerzlich 
empfunden habe —, daß eine Voraussetzung für 
eine vertiefte Diskussion einmal die sein würde, 
daß die breiten Massen, die dieses Gesetz in aller-
erster Linie angeht, auch tatsächlich einen Text 
davon in den Händen hätten und nicht nur einer 
Fülle von Parolen folgen müßten, die sie auf ihren 
Gehalt ja in, keiner Weise kontrollieren können. 

(Beifall bei der CDU.) 
Meine Damen und Herren, ich habe in Versamm-

lungen der letzten Zeit sehr oft den Vorschlag ge-
macht, wie folgt zu verfahren: der Deutsche Ge-
werkschaftsbund könnte sich ein großes Verdienst 
erwerben, wenn er bereit wäre, das Gesetz von 
1920 und daneben das Gesetz, das wir hoffentlich 
heute verabschieden werden, abzudrucken 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
und dieses Gesetz mit einem doppelten Kommen-
tar zu versehen. Ich würde als die eine Kommen-
tatorseite jemanden aus Ihren Reihen empfehlen 
— Sie können dafür nehmen, wen Sie wollen —, Sie 
müssen uns nur erlauben, daß wir unsererseits 
den anderen Kommentar schreiben würden, — 
bitte, mit der gleichen Zeilenlänge, von gleichem 
Umfang und unverändert abgedruckt. Ich glaube, 
auf dieser Basis würde sich in der Arbeiterschaft 
eine wesentlich bessere und vertieftere Diskussion 
dieses Problems ermöglichen lassen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zurufe von der SPD.) 
Nun noch wenige Worte zu dem, was Sie über 

die Methoden der zweiten Lesung gesagt haben, 
Herr Kollege O 11 e n h a u e r. Wir stehen dicht vor 
dem Ferienabschied, vor den Ferien, nach. denen 
wir uns hoffentlich alle gut erholt hier wieder ein-
finden werden, und deswegen möchte ich das in 
aller Freundlichkeit tun. Aber wenn Sie meinen, 
daß wir dabei seien, eine „robuste Ausnutzung 
vorübergehender Macht" vorzunehmen, dann 
möchte ich Ihnen dazu doch einmal eins sagen: 
Über das Thema des Vorübergehens dieser Macht 
wolle wir uns nicht streiten. Das ist eine Ent-
scheidung, die wir getrost dem deutschen Volk 
überlassen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar
- teien. — Zuruf von der SPD: Aber mög-

lichst bald!) 

Aber zu dem anderen Punkt möchte ich doch etwas 
sagen. Was die robuste Ausnutzung einer Macht-
position angeht, — nun ja, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich glaube, meine Freunde und 
ich werden noch sehr viel von Ihnen zu lernen 
haben, was die robuste Ausnutzung politischer 
Macht angeht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD.) 

Sie haben die Freundlichkeit gehabt, Herr Kol-
lege Ollenhauer, meine Ausführungen in der Sit-
zung am 27. Juli 1950 - also vor beinahe zwei 
Jahren — zu zitieren. Ich will Ihnen darauf ant- 
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worten: Das ist heute Wort für Wort und Satz für 
Satz ebenso richtig wie damals, 

(Zurufe von der SPD) 
und ich stehe zu diesen Ausführungen von damals 
und zu jedem Wort, was ich in der damaligen De-
batte gesagt habe, heute noch völlig unverändert. 
Sehen Sie, wir haben damals gesagt — und Sie 
können das in unserer Begründung nachlesen —, 
daß dieses Gesetz folgenden Zweck haben soll: 
Die Lösung muß dem Arbeitsfrieden und der Zu-
sammenarbeit der Sozialpartner dienen und die 
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft im allgemeinen 
Interesse steigern. Das ist eine Formulierung, auf 
deren Boden Sie sicher heute wie damals zu tre-
ten bereit sind. Ich bin seit jenen Tagen, in denen 
wir zuerst im engeren Kreis, dann in der Frak-
tion und schließlich in der Regierungskoalition 
diese Dinge diskutiert haben, immer von der Hoff-
nung beseelt gewesen, daß dieses Gesetz in diesem 
Hause eine Mehrheit finden möge, die so breit wie 
nur irgend möglich ist. Sie werden nicht bestreiten 
können, daß wir uns in den Ausschüssen, daß wir 
uns in allen Verhandlungen bis in die letzten Mi-
nuten des vergangenen Montags hinein um eine 
solche Lösung bemüht haben. Wenn heute unsere 
Hoffnung darauf, daß die Mehrheit hier im Hause 
eine ganz breite werden möge, auch nur noch 
schwach sein mag, so vertrauen wir aber doch auf 
eins, und darauf vertrauen wir in der Tat sehr ent-
schieden, daß nämlich die Zustimmung draußen — 
vielleicht nicht morgen, aber übermorgen, Herr 
Kollege Ollenhauer — eine absolut positive und 
eine sehr, sehr breite sein wird. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte. — Abg. 
Paul [Düsseldorf] : Sie werden sich 

wundern!) 
Wenn wir heute dieses Gesetz zum Abschluß 

bringen, so sind wir uns völlig klar darüber, daß 
damit erst ein Kapitel behandelt ist. Wir sind uns 
völlig klar darüber, daß der große Sektor des 
öffentlichen Dienstes nachfolgen muß, und Sie 
wissen aus vielen Ausführungen, die wir teils in 
diesem Hause, teils außerhalb dieses Hauses ge-
macht haben, daß unsere Absicht ist, auch den 
öffentlichen Dienst in der weitest vertretbaren Art 
diesem Gesetz entsprechend zu behandeln. Aber 
in der Frage des wesentlich größeren und ent-
scheidenderen Ringens, die Sie auch gerade ange-
sprochen haben, der Frage einer außerbetrieblichen 
Mitbestimmung, Herr Kollege Ollenhauer, glaube 
ich, daß wir es dabei nicht als einen sehr ver-
heißungsvollen Auftakt buchen können, wenn Sie 
meinen, daß die Theorie der Wirtschaftsdemokratie, 
wie sie etwas verstaubt in  den Kisten der zwan-
ziger Jahre gelegen hat, heute wieder voll aufge-
zäumt werden könnte. 

(Zurufe von der SDP.) 
Wir sind in vielem der politischen Entwicklung 
weit über solche Auffassungen hinausgekommen, 
die auch damals selbst in Ihren eigenen Reihen 
keine breite Unterstützung gefunden haben. Ich 
empfehle allen hier im Hause, zur Vorbereitung 
auf dieses kommende große Ringen um dieses große 
Thema doch das nachzulesen, was Professor 
Böhm vor wenigen Wochen in seiner großen Ar-
beit zu dieser Frage ausgeführt hat, damit wir 
endlich einmal 'zu einer modernen theoretischen 
Betrachtung dieses Problems kommen. Meine Da-
men und 'Herren, ich bin mir völlig klar, daß wir 
in unserer gesamten Politik, auf etwas längere 
Sicht gesehen, mit 'der Zusammenarbeit aller stehen 
oder fallen werden. Deswegen werde ich nicht ab

-

lassen in dem Bemühen — und etwas davon hat 
ja gerade der Herr Bundesarbeitsminister seiner-
seits angesprochen —, tatsächlich alle verantwort-
lichen Kräfte zu einem Höchstmaß von Zusammen-
arbeit auf diesem Gebiet zu führen. Ich wiederhole 
im Namen meiner Freunde die Anregung an die 
Bundesregierung, von sich aus wenigstens vorläu-
fig einen nationalen Wirtschafts- und Sozialrat zu 
schaffen und einzuberufen, um damit auch eine De-
monstration des guten Willens zur Zusammenarbeit 
mit allen zu geben, die 'zu dieser Zusammenarbeit 
bereit sind. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, ich möchte die heutige 
dritte Beratung nicht vorübergehen lassen, ohne 
hier ganz nachdrücklich im Namen meiner Freunde 
einem Dank Ausdruck zu geben, der mir schuldig 
zu sein scheint, nämlich einem Dank an den Kolle-
gen Sabel, 

(Beifall bei der CDU) 

der diese schwierigen Ausschußarbeiten zwei Jahre 
lang geführt hat. Er, ein Mann aus der Arbeiter-
schaft, ist wie kein anderer, glaube ich, berufen ge-
wesen, hier der geborene Vermittler zwischen den 
verschiedenen Auffassungen zu sein, und ich bin 
der Überzeugung, daß er dabei eine sehr bewun-
dernswerte Leistung vollbracht hat. 

(Beifall bei der CDU und einzelnen Ab

-

geordneten der FDP und DP.) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend sagen: hier geht es nicht um ein politi-
sches Geschäft innerhalb der Regierungskoalition. 

(Zurufe von der SPD.) 

Dieser Gedanke mag in den Hirnen irgendwelcher 
Menschen entstehen können, die krampfhaft nach ' 
der ausgefallensten Erklärung suchen müssen. 
Sehen 'Sie, das, was wir heute hier sagen, das, was 
wir in den Ausschüssen gesagt haben, das, was wir 
in den Verhandlungen mit den Vertretern des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes gesagt haben, das 
sagen wir seit zwei Jahren mehr oder weniger un-
verändert, jedenfalls in der Substanz unverändert. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Wir sind der Überzeugung, daß das, was wir 
heute versuchen, eines der kühnsten sozialen Ex-
perimente in der ganzen Welt ist, 

(Lachen bei der SPD) 

und ich warte auf denjenigen, der mir nachweisen 
wird, daß es in Europa oder außerhalb Europas 
ein Gesetz gibt, das über das hinausgeht, was hier 
in Deutschland der Arbeiterschaft durch dieses 
Gesetz an Rechten neu errungen wird. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, wir werden der Er-
örterung dieses Problems hier im Hause und wei-
ter draußen in voller Ruhe entgegensehen, und ich 
will Ihnen sagen, aus welchem Grunde. Wir ver-
trauen dabei auf den Arbeiter wie auf den Unter-
nehmer, und ich bin der Überzeugug, daß sie 
beide, wenn sie so zusammenarbeiten, wie es un-
serer Vorstellung entspricht, dieses Gesetz, in die 
deutsche Wirklichkeit umgesetzt, 'zu einem vollen 
Erfolg werden lassen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Imig.  
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Imig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte zunächst einige Worte an die 
Adresse des Herrn Bundesarbeitsministers rich-
ten, der einmal dartut, wie wesentlich es gewesen 
wäre, wenn man hier in irgendeiner Form zu 
irgendeiner Arbeitsgemeinschaft geschritten wäre, 
und auf der andern Seite nichts Besseres zu tun 
weiß, als alles zu zertöppern, was irgendwie dazu 
führen könnte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Es fehlte in seinen Äußerungen nur noch, daß er 
die SPD beschuldigt hätte, die NSDAP aufgezogen 
zu haben! 

(Lachen in der Mitte und rechts. — Abg. 
Junglas: Billig! Sehr billig!) 

— Aber, meine Damen und Herren von der Rech

-

ten, nun werden Sie doch nicht immer gleich wild, 
wenn Sie einen Gewerkschaftler hier stehen sehen! 

(Lachen in der Mitte und rechts. — Abg. 
Junglas: Das sieht man Ihnen doch nicht 

an!) 
Herr Kollege Schröder, Sie haben sich so 

sehr dagegen gewehrt, daß mein Parteifreund 
Ollenhauer gesagt hat, der vorliegende Gesetzent-
wurf sei ein Produkt dieser Koalition — ich will's 
auf einen Nenner bringen —, in dem nicht nur die 
innen-. sondern auch 'die außenpolitischen Verhält-
nisse einen Ausdruck gefunden hätten. 

(Zuruf von der Mitte: Nein, nein, nein!) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, wie wäre 
es denn sonst überhaupt zu verstehen, daß so 
mancher Abgeordnete dieses Hohen Hauses seine 
Meinung hat ändern müssen, und nicht nur so 
mancher Abgeordnete dieses Hohen Hauses? Ich 
könnte auch den Herrn Bundeskanzler selbst, auch 
den Herrn Vizekanzler und auch den Herrn Bundes-
minister Kaiser benennen. Ich erkenne die Be-
mühungen des Herrn Bundesminister Kaiser, die 
er sich gegeben hat, um hier zu einem Ausgleich 
zu kommen, ohne weiteres an. Dafür sprechen wir 
unsere Anerkennung aus. 

(Abg. Pelster: Hat er gar nicht nötig! — 
Gegenrufe von der  SPD.)  

— Ihre Äußerungen zeigen doch, wie weit Sie schon 
abgesunken sind. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Pelster: Das 
war wiederum sehr billig!) 

Ich weiß auch, daß er eine sehr weitgehende Er-
kenntnis hatte, indem er einmal zum Ausdruck ge-
bracht hatte, die Christlich-Demokratische Union 
wird eine Partei wirklichen sozialen Fortschrittes 
sein, 

(Zuruf von der CDU: Das ist sie auch! - 
Lachen bei der SPD) 

oder sie wird nicht sein. 
(Zuruf von der CDU: Das haben wir bewiesen!) 

Aber wenn sie das ist, dann können Sie das heute 
in die Praxis umsetzen. 

(Zuruf von der CDU: Das tun wir ja!) 

Die Forderung der Gewerkschaften auf Mitbe

-

stimmung ist doch nicht neu. Sie besteht doch schon 
seit Jahrzehnten. Dann muß es doch geradezu auf

-

fallen und uns nicht nur mit Erstaunen erfüllen, 
sondern auch das Mißtrauen bei uns wecken, 
warum das Betriebsverfassungsgesetz gerade jetzt 
in drei oder vier Tagen verabschiedet werden muß. 

(Abg. Pelster: Wir arbeiten schon zwei 
zwei Jahre daran!) 

Herr Dr. S c h r ö d er hat es damit begründet, daß 
den Arbeitern endlich die Vorteile dieses Gesetzes 
gewährt werden müßten; mein Kollege Ollenhauer 
hat auch schon darauf hingewiesen. Herr Dr. Schrö-
der, haben Sie dann eine Erklärung dafür, warum 
Hunderttausende von Arbeitern gegen die „Vor-
teile" in dieser Form protestiert haben? 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Weil sie 
das Gesetz noch gar nicht kennen!) 

— Augenblick, Herr Doktor, ich komme ja schon 
darauf. Sie  können mir sagen, 'daß die im DGB 
organisierten Arbeiter nur einen Teil der gesam-
ten Arbeiterschaft vertreten. Das stimmt, Herr 
Kollege. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Ich habe 
das doch gar nicht gesagt!) 

Aber sie sind der Teil, der erkannt hat, daß nur 
auf Grund von Kenntnissen und Macht erlassene 
Gesetze in Anspruch genommen und zur Durchfüh

-

rung gebracht werden können. 'Sie wissen sehr 
genau, wie ein Gesetz aussehen muß, wenn es 
seinen Zweck erfüllen soll; denn wir wissen, daß 
auch das 'beste Gesetz den Arbeitnehmern nichts 
nützt, wenn sie nicht über die notwendigen Kennt

-

nisse verfügten, 'dieses Gesetz auch durchzuführen. 

Sie fußen dann darauf, die Leute kennen ja 'die-
ses Gesetz gar nicht. Herr Dr. Schröder, erkundigen 
Sie sich bei jedem Funktionär der IG-Bergbau, er 
hat 'das Gesetz — — 

(Zurufe von 'der Mitte: Funktionär! — 
Zuruf rechts: Aber nicht die Arbeiter!) 

— Ja, mein Gott, Ihre ganzen Äußerungen zeigen 
doch, daß Sie von dem Aufbau und der Organi-
sation einer Gewerkschaft überhaupt nichts ver-
stehen. 

(Oho-Rufe rechts. — Beifall bei der SPD.) 
Warum wird um dieses Gesetz so erbittert ge-
kämpft? Weil 'die 'Gewerkschaften Macht ausüben 
wollen? 

(Sehr richtig! rechts.) 
Es geht bei diesem Gesetz gar nicht um die Macht 
der Gewerkschaften, 

(lebhafte Rufe rechts) 
es geht ja nicht einmal um die Gewerkschaften 
selbst, sondern hier geht es um die sozialen Be-
lange der deutschen Arbeitnehmer und damit des 
deutschen Volkes. 

(Beifall bei der SPD.) 
Wenn die Gewerkschaften nur Macht ausüben woll-
ten, dann wäre es nicht mehr um 'das Betriebs-
verfassungsgesetz gegangen. Von Machtgelüsten 
kann doch nur derjenige reden, 'der in diesen Ideen-
gängen befangen ist und der 'darauf erpicht ist, 
Macht auszuüben. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Revidieren Sie sich! Finden Sie sich doch damit ab, 
daß es den Gewerkschaften gar nicht mehr möglich 
sein wird, sich nur auf ;die Gestaltung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen 'zu beschränken! Ob die 
Gewerkschaften wollen oder nicht, sie werden ge-
zwungen sein, ihre Tätigkeit und ihren Einfluß auf 
die Faktoren auszuüben, von denen Lohn- und Ar-
beitsbedingungen abhängig sind. 

(Zuruf der Abg. Frau Kalinke.) 
Es kann keine Lohnpolitik ohne Einfluß auf die 
Preisgestaltung geben. Beide Vorgänge in eine ver-
nünftige Relation zu bringen, wird und muß Auf-
gabe 'der Gewerkschaften sein. Was nützen die 
besten Arbeitsbedingungen, wenn die Menschen 
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(Imig) 
arbeitslos sind! Glauben Sie, das damit beheben zu 
können, daß Sie idem Betriebsrat die Mitbestim-
mung geben, wenn das Werk vor dem Bankerott 

 steht? Damit wollen Sie ihn doch nur für Verhält-
nisse verantwortlich machen, auf deren Entstehung 
er überhaupt keinen Einfluß gehabt hat. 

(Sehr richtig! 'bei der SPD.) 
Wenn der Betriebsrat unter Berücksichtigung 

dieser wirtschaftlichen Probleme ,mitbestimmen 
und mitverantworten soll, 'dann können Sie seine 
Rechte und Pflichten nur unter diesen weitgehen-
den Gesichtspunkten betrachten, dann können Sie 
aber auch nur ein Gesetz verabschieden, das ihm 
volle Gleichberechtigung gibt. Ich will hier nicht 
auf die Gleichstellung von Kapital und Arbeit ein-
gehen. Darüber ist genug geredet worden. Es gilt 
heute, alle diese -schönen Worte in die Tat umzu-
setzen. Es geht darum, dem arbeitenden Menschen 
die Gewißheit zu verschaffen, daß er einen gerech-
ten Anteil am Sozialprodukt erhält und daß seine 
Existenz gesichert ist. 
Sehen Sie, Herr Kollege Even, von diesem Ge-

sichtspunkt aus unterscheiden wir uns schon im 
wesentlichen 'in der Zielsetzung. Aber die  Gewerk

-

schatten haben auch einen anderen Grund. In 
Deutschland ist jahrzehntelang von seinenBurgern 
um die  politisch-demokratischen Rechte gerungen 
worden. sie mußten errungen werden, um Staat 
und Volk 'zu sichern. Was es bedeutete, wenn sie 
beseitigt wurden, das haben war am eigenen Leibe 
erlebt. the Vergangenheit hat uns gelehrt, daß die 
Erhaltung der politisch-demokratiscnen Rechte nicht 
gewahrleistet ist, wenn sie auf der wirtschaftlichen 
Ebene keine Untermauerung finden. 
Der größte Teil der Mitglieder dieses Hauses hat 

die Zelt von 1918 bis 1945 mitgemacht. Man hat 
über die Anlange der NSDAP damals vielleicht 
genau so mitleidig gelächelt, wie es heute manch 
einer hier in diesem Hohen Hause auch tun wird, 
aber sie ist zu einer unheilvollen Macht geworden, 
die Deutschland in  das  tiefste Elend gestürzt hat. 
Und wie ist es dazu gekommen? Indem man Me-
thoden verwandte, die das gesamte öffentliche 
Leben, ob Personen oder Institutionen, diffamier-
ten, verleumdeten und beschmutzten. Die Geldauf-
wendungen für den Aufzug dieser Partei kamen 
nicht aus den Reihen ihrer Mitglieder. Sie  ist ge-
fördert und begünstigt worden, und die Partei ist 
zu einer Macht geworden, die Deutschland an den 
Rand ides Abgrundes gebracht hatte. Als ihr 
unheilvoller Einfluß erkannt wurde, konnte man 
die Geister nicht mehr loswerden. Glauben Sie, 
daß das hätte geschehen können, wenn man schon 
zu dieser Zeit über ein ausreichendes und weit-
gehendes Mitbestimmungsrecht in der Wirtschaft 
verfügt hätte? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Die Arbeiter selbst hätten diesem Spuk sehr bald 
ein Ende gesetzt; aber so 'waren ihnen die Hände 
gebunden. 
Wir fordern das Mitbestimmungsrecht, weil wir 

uns nicht noch einmal in die Gefahr begeben 
wollen,, daß ;die Werte, die der Arbeiter schafft, 
dazu benutzt werden, seine Kerkeraufseher wieder 
großzuziehen. 

(Sehr wahr! bei der SPD. — Zuruf von der 
Mitte: -  Bei Kohle und Eisen ist es ja da!) 

Sie können mir nicht sagen, daß diese Gefahr heute 
nicht besteht. Ich wünschte nur, Sie hätten recht. 
Heute werden teilweise schon wieder dieselben 
Wege beschritten, die zur Katastrophe von 1945 

geführt haben. Das geht über  Schwarz-Weiß-Rot, 
über geschickt lancierte Pressemeldungen, die 
Stimmungen erzeugen sollen, die man glaubt vor-
bereiten zu müssen; 

(Zuruf der Abg. Frau Kalinke) 
das geht über die Gewerkschaftsführer, die in Auf-
sichtsräten sitzen. Ja, meine Damen und Herren, 
letzten Endes ist das doch eine Selbstverständlich-
keit. Oder wollen Sie damit dartun, daß die Wirt-
schaft dadurch belastet ist? Wenn die Gewerk-
schaftsführer nicht da säßen, säßen sehr wahr-
scheinlich andere Leute 'da. Man hat sich nicht ge-
scheut, sogar eine Pressemeldung herauszugeben, 
daß eine sozialdemokratische Abgeordnete in einer 
Ausschußsitzung Erdbeeren mit Schlagsahne ge-
gessen hat. Es werden Flugblätter mit Haken

-

kreuzen verteilt, die 'in genau denselben Tönen von 
der Judenrepublik und von den Judensöldlingen 
reden, wie das vor 1933 der Fall war. Allerdings 
mit einem Unterschied: im Falle eines Krieges for-
dert man die Etappe für sich. Diese Flugblätter 
kosten Geld. Meine Damen und (Herren, wo kommt 
es her? 

(Zurufe rechts.) 
Wir haben nicht nur im politischen Raum Sicher-

heiten für die Demokratie zu schaffen. Auch auf 
der wirtschaftlichen Ebene müssen diese Garantien 
geschaffen werden. 

(Sehr gut! 'bei der SPD.) 

Ich halte das letzte noch für vordringlicher als das 
erste. Wir sind sehr wohl in der Lage, heute einen 
guten Schritt in dieser Richtung zu tun, wenn Sie 
unseren Anträgen zustimmen. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund beginnt be-
reits am Montag damit, zu 'diesem Gesetz Stellung 
zu nehmen. Der Herr Bundeskanzler hat in seinem  

Schreiben vom 9. Mai an den Vorsitzenden des 
DGB darauf hingewiesen, daß die kommenden Neu-
wahlen 'zum Deutschen Bundestag die Möglichkeit 
böten, eine fortschrittliche Betriebsverfassung 
'durchzusetzen. Das würde doch, wenn ich es ver-
deutsche, nichts anderes bedeuten, als daß der DGB 
aus dem Verhalten 'der  Parteien und ihrer Bundes-
tagsmitglieder seine Konsequenzen zu ziehen habe. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Nach dieser Auffassung des Herrn Bundeskanzlers 
verletzt 'der  DGB damit die Grenzen auch der 
parteipolitischen Neutralität nicht. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf der 
Abg. Frau Kalinke.) 

Der DGB wird diesen Schritt auch tun. 
Eines hat sich in aller Deutlichkeit gezeigt. Bis-

her hat nur eine Fraktion dieses Hohen Hauses 
geschlossen für die Forderungen ides Deutschen 
'Gewerkschaftsbundes gekämpft, 'und 'das ist die 
SPD.  

(Sehr gut! bei der SPD. - Zuruf von der 
Mitte: Ein bißchen viel! — Lachen in der 

Mitte.) 

Sie mögen darin nun wieder eine Verbindung zwi-
schen SPD und DGB sehen, aber — — 

(Abg. Sabel: Die ist schon lange da!) 

— Herr Kollege Sabel, die SPD wird immer auf 
der Seite derjenigen stehen, 

(Zuruf der Abg. Frau Kalinke) 
die sich im Kampf befinden um Volk und Staat, 
um eine gerechte Sozialordnung! 

(Beifall bei der SPD.) 
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Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, daß ich, 
meiner Gewohnheit gemäß, ohne Schlagworte zu 
gebrauchen, zu der Angelegenheit Stellung nehme 
und etwas mehr als manche meiner Vorredner auf 
die Sache eingehe. 

(Zuruf von der SPD: Billige Phrasen!) 
Ich bin der Meinung, daß Schlagworte nicht nur 
dann Ladenhüter sind, Herr Kollege Ollenhauer, 
wenn der alte Seemann Walter, den nichts erschüt-
tern kann, sie gebraucht, 

(Lachen und Zurufe bei der SPD) 
sondern daß es nicht anders ist, wenn Sie uns hier 
eine ganze Ahnenreihe von Schlagworten vorfüh-
ren. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Sie sind verstaubt — ich meine die Schlagworte — 

(Heiterkeit) 

und sie sind leicht verschmutzt und sie sind nur 
dann von Bedeutung, wenn sie geeignet sind, in 
einen neuen Büchmann „Geflügelte Worte" über-
zugehen; und ich glaube nicht, daß vieles von 
dem, was Sie gesagt haben, dazu geeignet ist. 
Machen Sie dem Verlag oder dem seligen Büch-
mann ein Angebot! Sie werden ein schlechtes Ge-
schäft machen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Diese Aneinanderreihung von Schlagworten hat 

aber die Reihe der Enttäuschungen fortgesetzt, die 
ich in den letzten Wochen erlebt habe. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Ich sage ganz offen, daß meine größte Enttäuschung 
darin bestanden hat, daß ich als einer des 
sogenannten Achter-Ausschusses es erleben mußte, 
daß in einmal vier und einmal acht, zusammen 
zwölf Stunden über den Gegenstand des Betriebs-
verfassungsgesetzes auch nicht ein einziges Wort 
verloren wurde, 

(Hört! Hört! in der Mitte — Zurufe von 
der SPD) 

sondern daß ausschließlich über das Personalver-
tretungsgesetz und eine Koppelung gesprochen 
wurde, obwohl die verehrten Gesprächspartner 
ganz genau wußten, daß dieses Gesetz überhaupt 
noch nicht das Parlament, sondern nur den Bun-
desrat beschäftigt hat. Sie haben allen Anlaß, zu 
glauben, daß auch wir uns mit diesem Personal-
vertretungsgesetz noch sehr intensiv und nicht in 
jedem Punkte zustimmend beschäftigen werden. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 
Die Entwicklung in der zweiten Lesung war 

nicht befriedigend. Es ist auch vorher schon viel 
gesagt worden. Von uns ist sehr wenig gesagt wor-
den, und es würde mich keine Mühe kosten, nun 
alles mögliche in dieser Beziehung nachzuholen. 
Ich glaube aber nicht, daß Sie dadurch bereichert 
würden. 
Wie in solchen Dingen immer, ist dann irgend-

wann in unseren Beratungen der Moment gekom-
men, in dem man sagen mußte: Der Worte sind 
genug gewechselt! 

(Abg. Arnholz: Büchmann!) 
Es ist dann aber die Frage gestellt worden: Ist 
es überhaupt richtig, daß man Taten sehen will? 
Ich gebe Ihnen zu, daß die Entwicklung, die die 
Materie des Betriebsverfassungsgesetzes in der Zeit 

nach dem Zusammenbruch genommen hat, nicht  
geradezu danach schreit, daß im Juli 1952 ein 
neues Gesetz gemacht wird. Denn es haben sich 
bisher nicht alle Hoffnungen, die  an  die Länder-
gesetze geknüpft wurden, erfüllt. Es haben sich 
auch nicht alle Prophezeiungen über schlechte Aus-
wirkungen dieser Gesetze, sagen wir des hessischen 
Gesetzes, erfüllt. Aber warum ist 'das so? Das ist 
so, meine Damen und Herren, weil diese Gesetze 
ja erst seit ganz kurzer Zeit in Kraft sind und weil 
sie sich überhaupt erst seit der Währungsreform 
auswirken konnten. Es hat sich, auch bei den Geg-
nern der Adenauer-Regierung herumgesprochen, 
daß wir, von ganz kleinen Einbrüchen abgesehen, 
seit der Währungsreform eine unentwegte Wirt-
schaftsbelebung gehabt haben. Es ist auch kein 
Geheimnis — selbst wer von diesen Dingen nur 
wenig versteht, wird das wissen —, daß in Zeiten 
einer aufsteigenden Wirtschaft die Gelegenheit für 
Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten über 
das Gebiet des Betriebsverfassungsgesetzes nicht 
gerade gegeben ist. 

Aber ,ich meine, dieser Gesetzgeber, also wir, 
kann so bequem nicht argumentieren. Nach meiner 
Auffassung muß die Frage, ob es sich hier um eine 
von der Republik einheitlich zu regelnde Ange-
legenheit handelt, unbedingt bejaht werden. Daher 
müssen wir uns zum Erlaß eines Gesetzes ent-
schließen. 
Ich tue, glaube ich, auch niemandem unrecht, 

wenn ich sage, daß diese Frage, ob man ein neues 
Gesetz schaffen soll oder nicht, erst in dem Augen-
blick aufgekommen ist, in dem man sich vor außer-
ordentlichen Schwierigkeiten bezüglich des Inhalts 
des Gesetzes sah, und ich finde, daß diese Zurück-
haltung ein wenig auf den besseren Teil der Tapfer-
keit zurückgeht.  

Ich bitte Sie, auch zu bedenken, meine Damen 
und Herren, daß wir eine Tradition haben. Wir 
haben schon vor mehr als 30 Jahren ein Reichs-
gesetz erlassen. Ich zweifle nicht, daß dieses Ge-
setz der inzwischen eingetretenen wirtschaftlichen 
und sozialen Entwicklung nicht mehr in allen 
Punkten entspricht. Das ist nicht verwunderlich. 
Wer sich, wie wir Älteren, einen Überblick über 
diese 30 Jahre verschaffen kann, weiß, welches 
Geschehen, welches zum Teil fürchterliche Gesche-
hen diese 30 Jahre umschließen; der weiß auch, 
daß die Reaktion auf dieses Geschehen und die 
Folgen dieses Geschehens auch in einem Betriebs-
verfassungsgesetz beachtet werden müssen. 
Ganz nebenbei: eine ganz andere Frage ist es, 

ob Deutschland richtig gehandelt hat, daß es als 
erstes Land der Welt ein Betriebsrätegesetz erlas-
sen hat. 

(Zurufe von der SPD.) 
Ich bin dieser Meinung, wenn ich auch glaube, daß 
bei den Motiven ein wenig unser manchmal schäd-
licher Hang mitgespielt hat, möglichst alles in 
Gesetze zu fassen. Die sozialpolitische Organisa-
tion. also die Betriebsverfassung, ist schwer in Para-
graphen zu fassen, und man sollte sich davor hüten, 
sie in spanische Stiefel einzuschnüren. Vor allen 
Dingen sollte man sich davor hüten, bei jeder 
Gelegenheit irgendwelche unwiderlegbaren Dog-
men durchscheinen oder -schimmern zu lassen. Das 
ist aber geschehen. Wir haben das Gesetz von 1920 
gemacht, und wir müssen es fortsetzen und er-
weitern; das habe ich schon gesagt. Aber wir soll-
ten uns doch davor hüten, nun allzu minutiös zu 
sein. Was wurden nicht alles für Eventualitäten 
im Einzelfall in den Ausschüssen erörtert und was 
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hat nicht alles dann seinen Niederschlag gefunden 
in Gesetzesbestimmungen! Ich habe mich dabei 
öfter gefragt — übrigens nicht ich allein —, ob 
man des Guten nicht zuviel getan hat. Sie werden 
vielleicht sagen: Des Guten kann man nie zuviel 
tun. Ich glaube aber, es hätte Fälle gegeben und 
gibt sie auch heute noch, in denen es besser wäre, 
die Regelung mancher Einzelfragen den Sozialpart-
nern in eigener Zuständigkeit zu überlassen. Diese 
Sozialpartner bestehen ja doch nach unser aller 
Meinung überwiegend aus verständigen Leuten. 
Warum sollte man denen nicht langsam etwas mehr 
zutrauen, warum sollte man in einem Maße, wie 
wir es im Begriff sind zu tun, Vorsehung spielen? 
Ich halte es für ein gesundes Ziel der Zukunft, 
Sorge zu tragen, daß ein solches Gesetz in gewis-
sen Teilen überflüssig wird, weil seine Bestim-
mungen selbstverständlich sind. 

Wir haben in den Aktionen der letzten Wochen 
manche Behauptungen gehört, die das Gegenteil 
aussagen. Sie sind für mich nicht beweiskräftig; 
sie sind für meine Begriffe vielmehr ein Zeichen 
übersteigerter Regie, ohne die Aktionen auf dem 
Erdball anscheinend nicht gestartet werden kön-
nen. Am Ende — ja,  am Ende steht dann sehr 
leicht die Totalität; und was wir damit für Erfah-
rungen gemacht haben, das sollte auf keiner Seite 
dieses Hauses vergessen werden. 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich habe mit einigen Bemerkungen, vielleicht 
zwischen den Zeilen, schon angedeutet, daß ich 
glaube, eine spätere Zeit — vielleicht dauert es 
gar nicht lange — wird bezeugen, daß es -einer 
Demokratie vom Schlage der Deutschen Bundes-
republik schlecht ansteht, daß es ein schlechter 
Stil ist, die nun aus dem Gedanken, den ich ge-
nannt habe, also aus dem Gedanken der Fort-
entwicklung des Betriebsrätegesetzes entstandenen 
Verhandlungen und Beratungen in Parlament und 
Ausschüssen von außen zu beeinflussen oder zu 
stören. 

(Sehr gut! rechts.) 

Ich betrachte es als ein erfreuliches Anerkenntnis 
dieser Auffassung und auch als Eingeständnis eines 
bis dahin leider schlechten Stils — aber das will 
ich gern vergessen! —, daß eine große und sehr 
beachtliche Körperschaft diese Aktionen einge-
stellt hat und mindestens zugesehen hat, wie die 
parlamentarischen Erörterungen sich in voller Frei-
heit abwickelten. Ich hoffe nicht, aus der Rede 
des Kollegen Ollenhauer annehmen zu müssen, 
daß diese Einsicht im Begriff ist, wieder verlassen 
zu werden. 

Erlauben Sie mir, daß ich über den parlamenta-
rischen Stil — nachdem ich schon über den Stil 
spreche — nichts sage. Gutes könnte ich nicht 
sagen, und daher schweigt des Sängers Höflich-
keit. 
Meine Damen und Herren, nur übergroße Toren 

können annehmen, daß ein Gesetz wie das, was 
wir verabschieden wollen, ohne Kompromisse zu-
stande kommen kann. 

(Abg. Sabel: Sehr gut!) 
Keiner kann mit dem Kopf durch die Wand. 

(Abg. Dr. Köhler: Sehr richtig!) 
Ich freue mich, feststellen zu können, daß nicht 
wenige solcher Kompromißlösungen auch, gefun-
den sind. 

(Zuruf von der SPD: Alles Zitate aus dem 
Büchmann!) 

Es wären mehr möglich gewesen — zum Nutzen 
der deutschen Wirtschaft und darüber hinaus —, 
wenn nicht grundsätzliche Einstellungen das ge-
hindert hätten. Sie werden es mir nicht übelneh-
men, wenn ich glaube, daß diese Kompromisse 
durch einen grundsätzlichen „Herr-im-Hause-
Standpunkt" — mit dessen schlagwortartiger Dar-
stellung uns die linkeste Seite dieses Hauses in 
den letzten Tagen allmählich schon gelangweilt 
hat —, wenn ich sage, daß diese Kompromisse 
durch einen starren Herr-im-Hause-Standpunkt ver-
hindert worden sind; und es ist mir sehr unan-
genehm — aber man muß auch unangenehme 
Dinge sagen —, hinzufügen zu müssen, daß ich 
glaube, weitere Kompromisse sind verhindert wor-
den durch eine Übersteigerung der Begriffe über 
die Aufgaben der Gewerkschaften. Ich habe oft 
in Ausschüssen und gelegentlich der Beratung des 
Kohle- und Eisengesetzes — kurz gesagt — auch 
hier ausgeführt, daß ich die Hauptaufgabe der 
Gewerkschaften nicht in der eines Vormunds sehe, 
eines Vormunds, dessen Begriff nicht das gering-
ste Diskriminierende an sich hat, sondern aus dem 
Vierten Teil des Bürgerlichen Gesetzbuches stammt. 
Ich bin der Meinung, daß sich in der überwiegen-
den Mehrzahl der deutschen Betriebe inzwischen 
Männer und Frauen befinden, die es verstehen — 
und auch den richtigen Ton finden —, ihre eige-
nen Interessen und die ihrer Arbeitskameraden 
wahrzunehmen und durchzusetzen, und dabei die 
Interessen der Nährmutter, also des Betriebes 
selbst, nicht vergessen oder gar verletzen. 
Wenn Sie, meine Herren von der SPD, das auch 

sehr oft bejaht haben, so haben Sie doch hinzu-
gefügt, so weit sei es noch nicht überall, und daher 
müsse man überall mit den Gewerkschaften ein-
geschaltet bleiben. Das finde ich unlogisch. Wenn 
Sie gesagt haben: Wir wollen ja gar nicht Vormund 
spielen, und später ist das vielleicht auch nicht 
mehr nötig, so haben Sie in mir einen wirklich 
sehr gutgläubigen — das kann man ja natürlich 
nur von sich selbst aus beurteilen; erlauben Sie 
diese Überheblichkeit —, dann haben Sie einem 
sich für sehr gutgläubig haltenden Manne leider 
in den letzten Wochen diesen guten Glauben ge-
nommen, den Glauben nämlich, daß Sie später, 
wenn alle Betriebe, alle minderjährigen Kinder 
volljährig geworden sind, von Ihrer Vormund-
tätigkeit zurücktreten. Das wäre vielleicht auch 
mit den menschlichen Eigenschaften schwer in Ein-
klang zu bringen; das gebe ich zu. Versicherungen, 
daß es anders kommt, nützen demgegenüber nicht 
viel. 
Bleiben denn nicht, wenn Sie diese Vormund

-

stelle — ich behalte diesen Ausdruck, nachdem ich 
ihn besonders erläutert habe, bei — nun nicht 
mehr einzunehmen brauchen, hinreichend Auf-
gaben für Ihre, für die gewerkschaftliche Organisa-
tion, die groß und nützlich ist? Bleibt nicht das 
große, den Gewerkschaften geradezu auf den Leib 
geschriebene Gebiet der Tarifverträge? Bleibt nicht 
die Unterrichtung und die Weiterbildung der ihnen 
anvertrauten Millionen oder derer, die sich ihnen 
anvertraut haben, auf den verschiedensten Ge-
bieten? Meinetwegen brauchen Sie dafür das etwas 
in schlechten Geruch gekommene Wort Schulung. 
Bleibt nicht die große Aufgabe der Fürsorge? 
Bleiben nicht auch die kulturellen Aufgaben, denen 
sie sich zur allgemeinen Freude nicht nur ihrer 
Mitglieder in zunehmendem Maße widmen? Ich 
kann hier nicht alles aufzählen, aber nach meiner 
Überzeugung bleibt sehr vieles und ganz bestimmt 
genug. 
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Wenn Sie aber auf dem Wege fortfahren, den Sie 

— ich will jetzt nicht von Kleinigkeiten aus den 
ersten 50 Paragraphen des Betriebsverfassungs-
gesetzes sprechen; das würde der Bedeutung der 
dritten Lesung auch nicht entsprechen — z. B. hin-
sichtlich des verlangten Vorschlagsrechts der Ge-
werkschaften für die Vertretung der Arbeitnehmer 
im Betrieb beschritten haben, dann bekommt man 
einen unangenehmen Geschmack auf der Zunge, 
nicht weil man sich als Arbeitgeber — als solcher 
spreche ich nicht — nicht sicher fühlt, sondern weil 
man findet, Sie haben den Wunsch oder sogar das 
Ziel, den einzelnen Betrieb durch die Funktionäre 
der Gewerkschaften beeinflussen zu lassen; etwas 
deutlicher gesagt: den eigentlichen Ablauf des 
wirtschaftlichen Geschehens in einem solchen Be-
trieb, der doch wohl zum Nutzen der Wirtschaft 
sein Eigenleben hat und haben muß, durch die 
Funktionäre der Gewerkschaften beeinflussen zu 
lassen. Darum bemühen Sie sich, dieses Geschehen 
von Ihrer Zustimmung abhängig zu machen. Es 
sollte genügen — wenn ich von der Industrie 
sprechen darf —, den wirtschaftlichen Ablauf des 
Geschehens technisch, kaufmännisch hervorragen-
den Leuten anzuvertrauen. Heute spricht j e d e 
Vermutung dafür — heute! vielleicht vor 30 Jahren 
noch nicht —, daß diese Helfer der Betriebsführer 
diese Aufgaben zum Nutzen des einzelnen Arbeit-
nehmers wahrnehmen. 

Nun gibt es aber schon heute darüber hinaus 
eine Fülle von Bestimmungen, die, wenn die Ein-
sicht durch Bestimmungen schon erzwungen oder 
unterstrichen werden soll, sicherstellen, daß der 
Arbeiter in allen seinen Bedürfnissen gefördert 
wird: Er soll unterrichtet werden, er soll informiert 
werden, er soll gegen Unsinn, gegen Unverstand, 
gegen Schikane und — wenn Sie diese Reihe fort-
setzen wollen — selbstverständlich auch gegen noch 
Schlechteres als das geschützt werden. Ich finde — 
wenn ich das in Parenthese bemerken darf —, daß 
jeder Arbeitgeber zu loben ist, der in dieser Be-
ziehung nicht auf der Ochsentour daherreitet oder 
auf der ausgetretenen Straße geht, sondern der 
sich individuell und von mir aus auch von ganzem 
Herzen temperamentvoll bemüht, etwas auf die 
Eigenart seines Betriebes Zugeschnittenes zu leisten 
zum Wohle seiner Arbeiter. 

Also, meine sehr verehrten Herren von den Ge-
werkschaften, ich halte keine Predigt, aber ich bin 
der Meinung, wir sollten doch das Bewußtsein der 
uns allen eigenen Unvollkommenheiten und Unzu-
länglichkeiten und — um mit Herrn Ollenhauer 
zu sprechen — der Fragwürdigkeit der mensch-
lichen Gesellschaft nicht außer acht lassen. Wir 
sollen doch nicht glauben, daß eine noch so be-
triebsnahe Gewerkschaft das kann, was ein sozial 
und wirtschaftlich eingestellter Arbeitgeber in 
guter Verbundenheit mit seiner ebenso einge-
stellten Belegschaft — repräsentiert durch seinen 
Betriebsrat — erzielen und nach meiner Ansicht 
allein besser machen kann; und man soll im Leben 
nie Dinge machen, die andere besser machen 
können. Gewisse Schwierigkeiten gibt es j a für die 
Betriebsnähe einer Gewerkschaft. Auch ich würde 
mich als Funktionär sehr hart tun, in einem 
größeren Kreise diese Betriebsnähe wirklich zu 
erzielen. Das ist tatsächlich und sachlich schwierig. 

Das ist keine Überheblichkeit auf der — von 
Ihnen aus gesehen! — anderen Seite; denn es ist 
ja nicht die andere Seite. Ich habe Ihnen j a aus-
drücklich gesagt: m i t dem Betriebsrat. Und es ist 
auch kein Syndikalismus, vor dem manche Leute 

Angst haben, sondern es ist die natürliche Lösung 
unserer Frage, mit der man nach meiner Ansicht 
niemandem zu nahe tritt. 

Was geschieht nun aber über alles das, was, wie 
ich Ihnen dargelegt habe, schon heute im deutschen 
Wirtschaftsleben üblich ist, hinaus durch dieses Ge-
setz zusätzlich? Wenn auch das Wort „sozial" hier 
zu Tode geritten worden ist, so bin ich doch inso-
fern in einer guten Lage, als ich von dem Kapitel 
des Gesetzes über die sozialen Angelegenheiten 
gar nicht zu sprechen brauche; denn über diese 
sozialen Dinge besteht ja Einigkeit. Man sollte das 
gelegentlich einmal erwähnen. Sie haben es in 
zweiter Lesung nicht erwähnt, und wir haben nicht 
gesprochen. Deswegen hole ich es in dieser Lesung 
nach: über den Abschnitt Soziale Angelegenheiten 
besteht Einigkeit zwischen der Regierungskoalition 
und der Opposition, und das ist schon etwas, 

(Sehr wahr! rechts) 
wenn man sachlich an die Dinge herangeht. 

Darüber hinaus, d. h. in personellen und wirt-
schaftlichen Angelegenheiten, handelt es sich nun 
entscheidend — und hier greife ich einen Ausdruck 
auf, den wir in ganz anderem Zusammenhang hier 
gebraucht haben — um eine Mißbrauchsgesetzge-
bung; und das halte ich für richtig. 

(Sehr gut! rechts.) 

Wenn der schlechte oder der unfähige Arbeitgeber, 
den es auf dieser Welt immer geben wird, der aber 
bei uns zu der verschwindenden Minderheit ge-
hört, in -Ausübung seiner Funktionen — um nun 
ein Beispiel aus dem personellen Mitbestimmungs-
recht hier vorzubringen — Vetterleswirtschaft — 
ein bayerischer Ausdruck — treibt und diese 
Vettern für die Stellen, für die sie vorgesehen sind, 
offenbar ungeeignet sind, dann ist ein Fall des 
§ 63 da, und dann soll dem allerdings entgegenge-
treten werden, und zwar durch das Gericht. Mehr 
können Sie nicht verlangen. Dieses Gericht soll end- 
gültig entscheiden, wer recht hat; also Mißbrauchs-
gesetzgebung. Aber so weit zu gehen, wie es Ihr 
Änderungsantrag tut, nun jede Einstellung eines 
Arbeitnehmers in der Schwebe zu halten oder so 
lange unmöglich zu machen, bis sich herausgestellt 
hat, ob ein solcher ausgefallener — das war nur 
ein Beispiel mit der Vetternwirtschaft; es sind eine 
Menge anderer Beispiele da — und daher abzu-
lehnender Gesichtspunkt vorliegt, das scheint uns 
erstens einmal ungemein unpraktisch zu sein und 
nach dem Grundsatz zu handeln: Warum einfach, 
wenn es kompliziert auch geht? 

Es gibt aber außerdem eine Unsicherheit für den 
Arbeitnehmer, und ich möchte ihn davor be-
wahren; er verdient sie nicht. Denn wenn ich sage, 
daß die Arbeitgeber in der überwiegenden Mehr-
zahl verständig und einsichtig sind, dann gilt das 
in gleichem Maße von den Arbeitnehmern, wenig-
stens nach meiner Ansicht. Es war infolgedessen 
kein Trick und kein Schachzug, wenn von unseren 
Freunden, gerade von meinen Freunden, die An-
sicht vertreten worden ist, daß auf dem Wege, den 
wir nun beschritten haben und zur Annahme 
empfehlen, dem sehr gesunden und förderungs-
würdigen Wunsch des Arbeitnehmers, mehr Geld 
zu verdienen, größere Aufgaben zu erfüllen, 
weiterzukommen — und das kann man sehr oft 
nur erreichen durch einen Arbeitsplatzwechsel —, 

(Sehr richtig! rechts) 

aus ganz klaren Gründen nachgekommen werden 
soll.  
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Wir haben für die Möglichkeit des Einspruchs 
eine Aufzählung der Tatbestände hergebracht, und 
bedanken sollte sich in erster Linie bei uns der 
Arbeitsrichter, der schließlich diese Dinge erledi-
gen muß. Denn wie soll dieser arme Mann nach 
dem Gesichtspunkt oder der Tatbestandsbestim-
mung entscheiden, die Sie vorschlagen und die 
wörtlich aus dem hessischen Gesetz stammt, daß 
nämlich ein Einspruch möglich ist, wenn die Ein-
stellung dem wohlverstandenen Interesse des Be-
triebes und der Arbeitnehmerschaft zuwiderläuft? 
Ich war auch einmal Jurist; ich stelle es mir sehr 
schwierig vor, das zu beurteilen. 
Das ist also der Grund, meine Damen und 

Herren, diese Förderung des Aufstiegsstrebens 
unserer Arbeitnehmer, aus dem heraus wir — 
wenn ich mich so ausdrücken darf — umgekehrt 
vorgegangen sind, 

(Sehr gut! rechts) 
als Sie es uns vorgeschlagen haben. 
Ich kann bei der Kürze der mir zur Verfügung 

stehenden Zeit auf das wirtschaftliche Mitbestim-
mungsrecht, hinsichtlich dessen wir, Herr Imig, wie 
ich glaube, gar nicht so weit auseinander sind, nicht 
eingehen; denn dann kriegen Sie  ja. was ich sehr 
gut verstehe, in gewissem Sinne kalte Füße. Auch 
hinsichtlich dieser Frage glauben wir, daß Miß-
bräuche, die den schutzbedürftigen, schwachen Ar-
heitnehmer — und das ist der ausschlaggebende 
Punkt — in Gefahr bringen können, auf dem Wege, 
wie das Gesetz vorsieht, verhindert werden. 
Ich komme zum Schluß. Es ist selbstverständlich, 

daß jeder, der, wie z. B. ich, nun fast auf den Tag 
genau zwei Jahre lang sich mit diesen Problemen be-
schäftigt, und zwar intensiv beschäftigt, sich zwei 
Gefahren aussetzt. Die eine haben wir überwun-
den; das ist nämlich die, daß man mißmutig wird. 
Anwandlungen in dieser Beziehung haben wir, 
glaube ich, alle gehabt. Die andere ist die, daß man 
einseitig wird. Ich nehme mir aber die Freiheit, 
darauf hinzuweisen, daß viele derienigen, die diese 
Dinge in den Ausschüssen beraten haben, vor den 
anderen Abgeordneten des Parlaments das Prae 
oder den Vorzug haben, wenn Sie so sagen wollen, 
einen großen Teil der Fragen, die in Rede stehen, 
im täglichen Leben eines großen Betriebes viele 
Jahre lang kennengelernt und exerziert zu haben, 
und nicht von Anfang an nur von oben herab, wie 
das so gern behauptet wird. 

Bei dieser Sachlage und bei der Wichtigkeit der 
Angelegenheit und im Vollgefühl der Verantwor-
tung. die auf jedem einzelnen liegt. kann ich — 

und ich bitte, mir zu gestatten, in diesem Fall von 
mir persönlich zu sprechen — nicht mehr tun, als 
auch unter Beachtung der weltanschaulichen Bedeu-
tung, die diese Dinge haben und die vielleicht in 
einer gewissen Überspitzung hier vorgetragen 
wird. sagen. daß ich glaube, daß wir diesem Hause 
in den Mehrheitsbeschlüssen der beiden großen 
Ausschüsse ein fortschrittliches Gesetz vorgelegt 
haben. das bei einem Vergleich mit dem Gesetz von 
107.0 dieses weit hinter sich läßt. Denken Sie bitte 
als Beweis für diese meine Behauptung nur an ein 
einziges Kapitel, nämlich an die Teilnahme der Ar-
beitnehmer am Aufsichtsrat. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD und links.) 
ich finde es eine schlechte Journalistik, wenn der 
Bonner ,.Neue Vorwärts" heute schreibt: „Man 
hatte einfach nicht den Mut, offen zu bekennen, 
daß man die Rechte der Arbeiterschaft schmälern 
will." Meine Damen und Herren, Sie sollten Ihre 

Presse etwas mehr im Sinne der Befriedung und 
der Fortentwicklung des Betriebsrätegesetzes be-
einflussen! 

(Lebhafte Zurufe von der SPD. — Gegen

-

rufe von den Regierungsparteien. — Abg. 
Euler: Und der Wahrheit!) 

Damit würden Sie der Wahrheit sehr viel näher-
kommen! 

(Beifall bei der FDP und in der Mitte.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Besold. 

Dr. Besold (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wohl bei keinem Gesetz hat bei der 
Abstimmung jeder einzelne Abgeordnete so die 
Möglichkeit gehabt, seine persönliche Meinung 
durch die namentliche Abstimmung kundzutun, 
wie es bei dieser Gesetzesvorlage der Fall war, so 
daß ich mich auf einige grundsätzliche Äußerun-
gen für die Mehrheit der Fraktion der Föderalisti-
schen Union — Bayernpartei/Zentrum — beschrän-
ken kann. 

Gestatten Sie, daß ich den Eindruck hier ganz 
deutlich ausspreche, daß die Politisierung und 
die propagandistische Überdimensionierung des 
Kampfes um das Mitbestimmungsrecht — und die 
heutigen Stunden haben das teilweise auch wieder 
gezeigt — oft den klaren Blick und die freie, ge-
sunde Entscheidung genommen, zumindest getrübt 
haben für das, was politisch realisierbar und sachlich 
zweckmäßig ist. Ich denke nur — und das ist für 
uns eine Kardinalfrage — an die Bestimmung des 
S 8, nach der Betriebsräte in den mittelständischen 
Betrieben bereits von 5 Arbeitnehmern an gefor-
dert werden. 
Das Gesetz und die Handhabung des Gesetzes 

werden in der Zukunft beweisen müssen, ob der 
aus den modernen und den Nachkriegsverhältnissen 
erwachsene richtige und notwendige Gedanke des 
Mitbestimmungsrechts, auf dessen Verwirklichung 
sich die Arbeiter und Angestellten gerade durch 
ihren opferbereiten Einsatz beim Wiederaufbau 
unseres Vaterlandes einen Anspruch erwirkt haben, 
wegen propogandistischer und parteipolitischer 
Überforderungen in der Vergangenheit und wahr-
scheinlich auch in der Zukunft nicht so platt ge-
wälzt wird, daß er seine Tragfähigkeit verliert und 
die Belastungsprobe der Praxis und des politischen 
Kapitalschlagens nicht aushält. Es ist sehr die 
Frage, ob dieser vorliegende Versuch mangels aus-
reichender praktischer Erfahrung — wobei das 
Problem noch völlig unausgereift ist und die Be-
sorgnisse der Überbürokratisierung sehr gerecht-
fertigt sind — nicht eher ein Schritt hach rück-
wärts als ein Schritt nach vorwärts ist. 

Wenn ich von Überbürokratisierung spreche, so 
erinnere ich mich einer Betriebszeitschrift eines 
sehr großen Betriebs, der mehrschichtig arbeitet, 
in der ausgeführt ist, daß für die Wahrnehmung 
aller Tagungen, Besprechungen — angefangen von 
den Betriebsversammlungen, von monatlichen Be-
sprechungen zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, 
von den Tagungen des Wirtschaftsausschusses bis 
zu den Aufsichtsräten — in diesem Betrieb auf 
Grund seiner Vielgestaltigkeit im Jahr 100 Tage 
bei 300 Arbeitsagen, in Anspruch genommen wer-
den, so daß also in etwa 100 Tagen jeweils etwas 
los ist. Es ist sehr bezeichnend, was dann noch als 
Schlußfolgerung in dieser Betriebszeitung ange-
führt worden ist. Hier steht: 
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Dies alles sieht verdächtig nach fetter Weide 
für den von der Bürokratie aufgezäumten 
Amtsschimmel aus. 

Den rein politischen Verfechtern des Mitbestim-
mungsrechts möchte ich sagen, daß politische und 
soziale Vorteile der Arbeiterschaft beim betrieb-
lichen Mitbestimmungsrecht, die das Gesetz bringt, 
durch die Verschärfung politischer und sozialer 
Reibungsflächen aufgehoben oder vermindert wer-
den können. Insoweit der Versuch gemacht wird, 
durch das Mitbestimmungsrecht ein Instrument zu 
"schaffen, um Betriebsentscheidungen zu beein-
flussen, und wenn womöglich hierdurch den außer-
betrieblichen Faktoren gar die Möglichkeit er-
öffnet werden soll, eventuell sogar die Produktion 
im ganzen zu steuern, müßte die Politisierung der 
Betriebe und damit eine vorwärtsschreitende Um-
wandlung unserer Wirtschaftsordnung im Sinne 
eines kollektivistischen Wirtschaftssystems besorgt 
werden. 
Im ganzen möchte ich diesem Gesetz die Hoff-

nung und den Wunsch mitgeben, daß nicht durch 
politischen Druck und politische Vorteilssucht neuer 
Klassenkampf in neuen Formen entsteht, sondern 
bei kluger und zurückhaltender Fortentwicklung 
für unsere Arbeitnehmer ein Weg zu wirklichem 
Arbeitsfrieden durch dieses Gesetz gefunden wird. 

(Beifall bei der FU.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Determann. 

Determann (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Für einen Teil der FU habe ich den 
Standpunkt darzulegen. Ich kann das sehr kurz 
machen. Ich glaube sowieso, daß Worte genug ge- 
wechselt sind, und ich bin nicht der Meinung, daß 
der eine den andern noch überzeugen kann. Ich bin 
auch der Meinung, daß sich keiner — das betrifft 
sowohl die Jasager wie die Neinsager — bei der 
Verabschiedung dieses Gesetzes wohlfühlt. Vor 
allen Dingen bin ich der Meinung, daß sich die 
deutsche Arbeiterschaft über dieses Gesetz nicht 
freuen wird. Ich bin nicht der Ansicht, daß durch 
dieses Gesetz der soziale Friede wiederhergestellt 
werden soll oder- hergestellt werden kann, sondern 
ich bin der Meinung, daß die Arbeiterschaft mit 
diesem Gesetz nicht zufrieden ist, weil man eben 
den Standpunkt der Arbeiterschaft, der durch die 
Gewerkschaften vertreten wurde, nicht genug be-
rücksichtigt hat. Meine Damen und Herren, ich 
muß ganz offen sagen, daß ich erstaunt bin, daß 
man hier immer wieder, wenn die Gewerkschaften 
an dieses Haus herantreten, sofort einen Wider-
stand findet. Es ist tragisch, daß das so ist. Ich 
finde gar nicht, daß man, wenn sich andere Orga-
nisationen an dieses Haus wenden, dann auch die-
sen Widerstand bemerkt. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich bin deshalb nicht der Meinung, daß durch die-
ses Gesetz eine Befriedung der Arbeiterschaft 
herbeigeführt werden kann. Es wird interessant 
sein, abzuwarten, wie die Herren der Regierungs-
koalition es fertigbringen werden, in Zukunft den 
Arbeitern klarzumachen, wie und wann sie das 
kriegen sollen, was sie ihnen versprochen haben. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Sabel. 

Sabel (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich einige Be

-

merkungen zu der Kritik am materiellen Inhalt 
des Gesetzes mache. Herr Kollege 011enhauer und 
Herr Kollege Imig haben hier ein Bild dieses Ge-
setzes gezeichnet, das nicht richtig ist. Ich möchte 
sagen: das Bild, das hier von ihnen aufgezeigt 
worden ist, ist wirklich ein Zerrbild. Ich nehme es 
dem Kollegen Ollenhauer nicht übel. Er weiß ja 
letztlich nicht in allen Dingen Bescheid, die sämt-
liche Verhandlungen der letzten zwei Jahre be-
treffen; das kann er wegen seiner andern Tätigkeit 
nicht. Aber es scheint mir doch notwendig zu sein, 
einmal den Versuch zu machen, das richtigzustellen, 
was hier in der Kritik hervorgetreten ist. Es wird 
ganz generell behauptet, das Betriebsverfassungs-
gesetz sei schlechter als das Gesetz von 1920, und 
es sei schlechter als die Ländergesetze. Wie ist es in 
Wirklichkeit? Ich glaube, mit dem ersten Vorwurf 
brauche ich mich nicht länger zu beschäftigen; 
denn jeder, der im Arbeitsrecht einigermaßen Be-
scheid weiß, weiß, daß dieser Vorwurf völlig un-
begründet ist und daß das, was wir heute ver-
abschieden wollen, tatsächlich weit über das 
hinausgeht, was 1920 geschaffen worden ist. 
Aber lassen Sie mich zu dem andern Vorwurf etwas 

sagen, das Gesetz sei schlechter als die Länder-
regelungen. Wie sieht es da in Wirklichkeit aus? 
Wir haben acht Ländergesetze in der Bundes-
republik; aber diese Gesetze sind doch zum Teil 
nur Fragmente eines Gesetzes und keine um-
fassenden Regelungen dieser Materie. Das ist ver-
ständlich. Wir müssen uns der Zeit erinnern, in der 
diese Gesetze geschaffen worden sind. Also sie 
stellen bestimmt nichts Vollkommenes dar, und wir 
haben auf der andern Seite drei Länder, die noch 
keine gesetzliche Regelung haben. Nun sagt man, 
hier seien auf Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 22 
Betriebsvereinbarungen geschaffen worden, die über 
das hinausgehen, was im Betriebsverfassungsgesetz 
festgelegt werden soll. Darf ich daran erinnern, 
daß wir diese Betriebsvereinbarungen doch nur für 
einen Teil der Betriebe haben. Darf ich daran er-
innern, daß in diesen Ländern weithin noch ein • 
Vakuum vorhanden ist, das ausgefüllt werden muß 
und das in Wirklichkeit gerade die Klein- und 
Mittelbetriebe betrifft. Das sollten wir doch sehen, 
wenn wir zu einem objektiven Urteil kommen 
wollen. 

Der materielle Inhalt der Ländergesetze und ihr 
Aufbau sind sehr differenziert. Wir hatten eine 
Koordinierungsaufgabe, wir sollten ein einheit-
liches Gesetz schaffen. Es war nicht möglich, alles, 
was in den Ländergesetzen steht, in dieses einheit-
liche Bundesgesetz zu übernehmen, schon allein 
deshalb, weil der Aufbau nach einem ganz diffe-
renzierten Schema vorgenommen wurde. 

(Abg. Baur [Augsburg]: Das ist eine Ausrede!) 
Wir haben versucht, diese uns gestellte Koordinie-
rungsaufgabe so gut zu lösen, wie es möglich war. 
Sie sind zweifellos in der Lage, aus jedem Länder-
gesetz etwas herauszupicken, was in diesem Bun-
desgesetz nicht enthalten ist; das gebe ich ohne 
weiteres zu. Aber wenn wir zu einer Wertung 
kommen wollen, dann müssen wir uns bemühen, 
einmal den ganzen materiellen Inhalt der Länder-
gesetze dem materiellen Inhalt des Bundesgesetzes, 
über das wir diskutieren, gegenüberzustellen. 
Dann wird jeder objektive Beurteiler sagen 
müssen, daß der generelle Vorwurf, wie er hier 
erhoben wird, unberechtigt ist, der Vorwurf, daß 
wir etwas generell Schlechteres gemacht hätten als 
die Ländergesetze. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Eine andere Frage! Wer die Diskussion dieser i 

 Tage erlebt hat, der mußte zu der Auffassung 
kommen, als seien die Gegensätze zwischen den 
beiden Fronten riesengroß. Meine Damen und 
Herren, ich hatte bei den Verhandlungen nicht die-
sen Eindruck. Herr Kollege Ollenhauer sagt: „Was 
wir an Gegenvorschlägen vorgelegt haben, ent-
spricht den Wünschen der Gewerkschaften." Ich 
hatte mir nach dem ersten Tag der zweiten Lesung 
die Mühe gemacht, einmal Ihre Änderungsvor-
schläge zu vergleichen mit den Ergebnissen unserer 
Beratungen, die wir mit führenden Leuten des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes gehabt haben. 
Eine Reihe von Freunden aus diesem Hause hatte 
an diesen Beratungen vor wenigen Wochen teilge-
nommen. Da mußte ich feststellen, daß für etwa 
25 Paragraphen in der ersten Hälfte des Gesetzes 
von der SPD Änderungsanträge gestellt worden 
waren, während uns die Vertreter des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes gesagt haben, daß sie keine 
Bedenken hätten. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Das ist doch immerhin eine Feststellung, die mei-
nes Erachtens zeigt, daß man die Gegensätze schär-
fer profiliert, als dies notwendig wäre. Sie werden 
mir sagen: Wir sind durch die Zusagen oder die 
Besprechungen, die ihr mit dem Deutschen Ge-
werkschaftsbund gehabt habt, nicht gebunden. Das 
ist richtig; die SPD-Fraktion ist souverän und kann 
darüber entscheiden. Ich wollte nur damit deutlich 
machen, daß manchmal wirklich die Gegensätze 
hier schärfer aufgezeigt werden, als sie in Wirk-
lichkeit sind. 
Wir haben uns weithin bemüht, Ihnen entgegen-

zukommen. Bitte, Sie mögen aus den Verhandlun-
gen der letzten Tage zu einer anderen Schlußfolge-
rung gekommen sein; aber wir verhandeln ja über 
dieses Gesetz seit zwei Jahren, und in diesen zwei 
Jahren haben wir in wesentlichen Punkten Ent-
gegenkommen bewiesen. 

(Zuruf von der SPD: Ach, ach!) 

Sie müssen uns aber gestatten, daß wir dort hart 
bleiben, wo wir Ihnen aus grundsätzlichen Er-
wägungen nicht zustimmen können. Ich will Ihnen 
einen Kardinalpunkt herausstellen: Wir sind nun 
einmal der Meinung, daß das Mitbestimmungsrecht 
auf der betrieblichen Ebene von den Kräften des 
Betriebs getragen werden muß; 

(Beifall bei der CDU/CSU und rechts) 

da stehen wir in einem Gegensatz zu Ihnen. Wir 
sind der Meinung, daß, soweit es sich um das Mit-
bestimmungsrecht auf der betrieblichen Ebene 
handelt, die Organisationen der Arbeiter und der 
Unternehmer lediglich eine Beratungsfunktion 
haben, weil wir meinen, daß diese Dinge von den 
am Betrieb Beteiligten getragen werden müssen. 
Lassen Sie mich einiges sagen, um Ihnen deutlich 

zu machen, daß der Vorwurf: „Schlechter als die 
Ländergesetze" nicht berechtigt ist. Eine Bemer

-

kung zunächst, die als Antwort auf eine Äußerung 
des Kollegen Richter in der zweiten Lesung zu 
werten ist. Ich habe in der zweiten Lesung darauf 
hingewiesen, daß die Ländergesetze allgemein das 
Alter für das aktive Wahlrecht auf 18 Jahre fest-
gelegt haben. Herr Kollege Richter hat dem wider-
sprochen. Er sagte, das stimme nicht. Ich habe es 
noch einmal überprüft. In sieben Gesetzen ist das 
Wahlalter. auf 18 Jahre festgelegt. Lediglich in der 
Wahlordnung von Württemberg-Baden, die noch 
vom Länderrat festgelegt worden ist, ich möchte 
einmal sagen: nicht den anderen Gesetzen gleich

-

wertig ist, ist man zu einer anderen Regelung ge-
kommen. 
Ich darf darauf hinweisen, daß zum umstrittenen 

Problem der Verhältniswahl Vorbilder im Be-
triebsrätegesetz von 1920 gegeben sind und daß 
man mit dem neuen Gesetz in Bayern gute Er-
fahrungen gemacht hat, und zwar gute Erfahrun-
gen deshalb, weil jetzt auch die Möglichkeit ge-
geben ist, daß auch Minderheiten bei der Wahl 
zum Betriebsrat zum Zuge kommen können. 
Ich darf nachholen, daß wir beispielsweise in 

bezug auf das Alter für das passive Wahlrecht den 
Wünschen wesentlich entgegen gekommen sind und 
daß wir im Gegensatz zum Betriebsrätegesetz von 
1920, im Gegensatz zum Hessischen Betriebsräte-
gesetz und zum Gesetz in Württemberg-Hohen-
zollern nun das Alter für das passive Wahlrecht 
auf 21 statt auf 24 Jahre festgelegt haben. 

Ich möchte nicht im einzelnen auf das Problem 
Personalvertretungsgesetz eingehen. Wir werden 
nach den Parlamentsferien die erste Lesung des 
Personalvertretungsgesetzes haben und uns dann 
auch über die Frage hier unterhalten müssen, was 
denn eigentlich auf der Länderebene auf diesem 
Gebiet vorliegt. Dabei werden Sie dann feststellen, 
daß auch die Regelungen auf der Länderebene, die 
diese Materie betreffen, reichlich unvollkommen 
sind. 
Zum personellen Mitbestimmungsrecht darf ich 

sagen, daß ja die Tatsache, daß wir im vorigen 
Jahr ein Kündigungsschutzgesetz geschaffen haben, 
das in keinem Industriestaat seinesgleichen findet, 
uns die Möglichkeit gab, nun auf die Regelung die-
ses Problems im Betriebsverfassungsgesetz zu ver-
zichten. Es bestand keine Veranlassung, diese Ma-
terie an zwei Stellen zu regeln. Ich bin auch der 
Meinung, daß die Formel, die die SPD vorgetragen 
hat, nicht tragbar ist, die besagt, daß ein Verstoß 
gegen die wohlverstandenen Interessen der Be-
triebe und Belegschaften nun hier die Handhabe 
geben müßte, um auch über das individuelle Recht, 
gegen die Kündigung Einspruch zu erheben, hinaus 
noch Rechte der Belegschaft zu statuieren. Ich bin 
der Meinung, daß das falsch ist, denn all die Tat-
bestände, die nun zur Begründung angeführt wer-
den, werden ja dadurch getroffen, daß solche Kün-
digungen immer wieder sozialwidrig sein werden, 
also durch das Kündigungsschutzgesetz angegriffen 
werden können und die Möglichkeit zu einem Ein-
spruch geben. 

Ich darf noch sagen, daß das wirtschaftliche Mit-
bestimmungsrecht, wie es in diesem Gesetz ent-
halten ist, auch wirklich ohne Vorbild in irgend-
einem anderen Lande ist. Es ist falsch, wenn man 
uns hier vorwirft, wir wären gegenüber den Vor-
lagen zurückgewichen. Ich bitte Sie ernstlich, 
prüfen Sie die Vorlage der SPD, dann werden Sie 
sehen, daß wir uns doch immerhin ,bemüht haben, 
hier Regelungen zu finden, die einen echten Fort-
schritt bedeuten. 
Von meinem Kollegen Dr. Wellhausen ist darauf 

hingewiesen worden, daß bezüglich des Mitbestim-
mungsrecht in sozialen Fragen keine Meinungs-
verschiedenheiten bestanden haben. Niemand wird 
bestreiten können, daß wir noch in der letzten Zeit 
gerade in dieser Beziehung einige wesentliche Ver-
besserungen angebracht und inzwischen auch in 
zweiter Lesung angenommen haben. 
Und nun noch das Problem der Beteiligung der 

Arbeiter an den Aufsichtsräten. Ja, meine Damen 
und Herren, wie ist da die Situation in den Länder- 
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gesetzen? Zum Teil haben wir lediglich die Zu-
ziehung von beratenden Mitgliedern. Ich komme 
aus Hessen. Dort haben wir die Möglichkeit, zwei 
Arbeitnehmervertreter als beratende Mitglieder in 
den Aufsichtsrat zu schicken; also ein Entschei-
dungsrecht haben sie nicht. Nun wollen wir den 
Aufsichtsrat zu einem Drittel mit Arbeitnehmern 
besetzen, die diesem Aufsichtsorgan als vollbe-
rechtigte Mitglieder angehören. Die Regelungen in 
anderen Ländern liegen ähnlich. Sie sind unter-
einander verschieden. Generell kann man sagen: 
entweder war keine Regelung dieser Frage vor-
handen oder sie war wesentlich geringwertiger. 
Das sollte man nicht übersehen. 

Ich möchte auch kurz zu der Frage Stellung neh-
men, die von dem Herrn Kollegen Ollenhauer 
heute angeschnitten worden ist: Haben die Ge-
werkschaften oder Organisationen im allgemeinen 
das Recht zu solchen Aktionen, wie wir sie in-den 
letzten Wochen erlebt haben? Ich möchte dazu fol-
gendes sagen. Zweifellos muß das Parlament ein 
offenes Ohr für die Wünsche der einzelnen Gruppen 
haben. Wir haben uns doch weithin bemüht, die 
Wünsche der verschiedensten Gruppen, der Arbeit-
nehmer und der Unternehmer in allen ihren Ein-
zelorganisationen kennenzulernen und auf ihren 
wirklichen Gehalt und ihre Durchsetzbarkeit zu 
überprüfen. Das muß festgestellt werden. Auch ich 
bin mir darüber im klaren, daß es schwer ist. die 
Grenze der Beeinflussungsmöglichkeit eines Par-
laments festzustellen. Aber ich habe doch den Ein-
druck, daß hier diese Grenze wesentlich überschrit-
ten worden ist. Ich darf Sie einmal auf eine Äuße-
rung hinweisen, die vor wenigen Wochen der sozia-
listische österreichische Bundespräsident Körner 
getan hat. Er sagte nach einer dpa-Meldung am 
9. Mai: 

Parlament und Parlamentarier sollten stets 
bereit sein, widerstreitende Meinungen Außen-
stehender anzuhören und sich von Sachver-
ständigen beraten zu lassen. Die Entscheidung 
aber und die eigentliche gesetzgeberische 
Arbeit darf sich das Parlament weder von 
einer politischen oder wirtschaftlichen Körper-
schaft noch von einem Gremium einzelner 
Stände, Berufe oder Schichten aus der Hand 
nehmen lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe dieser Erklärung nichts hinzuzufügen. Ich 
glaube, sie trifft den Nagel auf den Kopf. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Eine kurze Schlußbemerkung. Das Gesetz ist ein 
Kompromiß. Kollege Wellhausen hat das deutlich 
gemacht. Es kann nichts anderes sein als ein Kom-
promiß. Ich gestehe ohne weiteres zu: es bleiben 
manche Wünsche offen. Ich sage Ihnen ehrlich: 
auch manche persönlichen Wünsche von mir, aber 
auch Wünsche von vielen meiner Freunde sind 
offengeblieben. Das ist die Situation. Wir können 
die Wünsche aller Gruppen nicht restlos erfüllen, 
sondern müssen uns ehrlich um einen Ausgleich 
bemühen. Ich möchte sagen. daß wir hier eine 
Form gefunden haben. die dem einzelnen wohl 
nicht alles, aber das Mögliche gibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kuhlemann. 

Kuhlemann (DP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es freut mich außerordentlich, daß 

ich nach den Worten meines Kollegen Sabel 
sprechen und genau dasselbe betonen kann, was 
dieser eben gesagt hat. Herr Sabel hat hier die 
Worte des Herrn Ollenhauer sehr vorsichtig kriti-
siert und die Beeinflussung des Parlaments von 
einer gewissen Seite vornehm, aber doch klar 
zurückgewiesen. Ich halte die Art, in der wir über 
diese 'Dinge denken, doch für richtiger. Es ist, 
glaube ich, hier doch unbedingt klarzustellen, daß 
das Parlament in solchen Situationen seine Ent-
scheidung absolut frei von irgendeiner Beein-
flussung von außen treffen, muß. Die Bewegung, 
die wir auf der Straße gesehen haben, hat uns mit 
großer Sorge erfüllt. Gott sei Dank ist sie aber nun 
doch eingedämmt worden. 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 

In diesen Zeiten, in denen wir hier derartig schwer-
wiegende Gesetze beraten, muß die Arbeit des 
Parlaments unbeeinflußt von irgendeiner Seite 
vonstatten gehen können. Ich als Arbeitgeber habe 
auch meinen Kollegen gegenüber immer betont, 
daß sie ohne weiteres das Recht haben, ihre 
Meinung uns gegenüber klar auszusprechen, daß 
aber dann die weitere Entwicklung dem Parla-
ment überlassen bleiben muß. 
Nach Abschluß der zweiten Lesung möchte ich 

nun vor der dritten Lesung noch die Gründe be-
kanntgeben, aus denen die Deutsche Partei dieses 
Gesetz bejaht. Es besteht die Notwendigkeit, im Bun-
desgebiet den Betrieben eine Verfassung zu geben, 
die die Grundlage für Ordnung der Zusammen-
arbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
schafft. Wir wissen ja alle, daß in einigen Ländern 
augenblicklich die verschiedensten Gesetze Gültig-
keit haben und daß andere Länder noch ohne 
irgendeine Regelung weiterarbeiten. Diese Situa-
tion muß durch uns nun irgendeiner Lösung zuge-
führt werden. Daher muß nach meiner Meinung 
die hier geleistete Arbeit unbedingt schnell zu Ende 
gebracht werden. 
Nun ist hier gesagt worden, wir legten in dieser 

Angelegenheit zur Zeit eine besondere Eile an den 
Tag. Dazu kann ich nur erklären: diese Eile wäre 
etwas früher angebracht gewesen. Denn wir haben 
an diesen Fragen zwei Jahre gearbeitet, und die 
einzelnen Ausschüsse, die sich mit ihnen befaßt 
haben, haben wirklich gründliche Arbeit geleistet. 
Wäre diese Arbeit schneller geleistet worden, so 
wäre diese letzte Eile vielleicht nicht nötig ge-
wesen. Aber die Angelegenheit ist augenblicklich so 
akut, daß wir es für vollkommen falsch halten wür-
den, sie noch über die Ferien hinaus anstehen zu 
lassen. Infolgedessen haben wir auch die dritte 
Lesung und die Verabschiedung des Gesetzes am 
heutigen Tage bejaht. 
Eine derartige Gesetzgebung, wie wir sie hier 

augenblicklich vornehmen, muß nach den Grund-
sätzen unserer Kultur- und Sittenordnung er-
folgen, und dem muß dieses Betriebsverfassungs-
gesetz auch besonders Rechnung tragen. Deshalb 
haben wir drei Punkte herausgestellt, die für uns 
von besonderer Wichtigkeit waren: Erstens die 
Wahrung der unternehmerischen Verantwortung 
im Betrieb als eine unabdingbare Voraussetzung 
für den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
des ganzen Volkes. Zweitens die Anerkennung der 
Persönlichkeit des Arbeitnehmers als Mitarbeiter 
im Betrieb und damit die Anerkennung seines be-
rechtigten Wunsches, nicht Werkzeug, sondern Mit-
arbeiter im Betrieb zu sein. 

(Beifall bei der DP.) 
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Drittens die Ablehnung aller kollektivistischen Ein-
flüsse auf das innerbetriebliche Verhältnis zwischen 
dem Unternehmer und seinen Arbeitern durch Ent-
sendung nichtbetrieblicher Angehöriger der Ge-
werkschaftsseite in die Aufsichtsorgane des Be-
triebes. 
Zu diesen drei Grundsätzen sind wir aus folgen-

den Überlegungen gekommen. Die Deutsche Partei 
geht von der Unteilbarkeit der unternehmerischen 
Verantwortung aus, die unbedingt erhalten bleiben 
muß. Es ist ein Ding der Unmöglichkeit, dem 
Unternehmer, der für jede Entwicklung des Be-
triebes verantwortlich ist, diese Freiheit dadurch 
zu nehmen, daß man ihn Einflüssen von außen her 
unterwirft. Eine derartige Demokratisierung der 
wirtschaftlichen Betätigung der einzelnen Unter-
nehmen lähmt jede weitere Initiative und führt 
schließlich zu einer völligen Stagnation im Betrieb. 
Das Betriebsverfassungsgesetz muß unbedingt klar 
darüber entscheiden, ob wir in der Demokratisie-
rung des Betriebes soweit gehen wollen, wie es in 
der Ostzone bereits geschehen ist, oder ob wir nicht 
im Westen der Unternehmerinitiative noch eine 
Chance geben wollen. 
Die Deutsche Partei bejaht in ihrer Einstellung 

zum Arbeiter den Grundsatz, daß der Arbeiter in 
 der betrieblichen Umgebung ein Mitbestimmungs-

recht und ein besonderes Anrecht auf Einfluß-
nahme in allen sozialen Fragen haben soll. Der 
soziale Bereich in der innerbetrieblichen Zusam-
menarbeit zwischen Unternehmer und Arbeit-
nehmer, das soziale Mitbestimmungsrecht, muß. 
nach unserer Auffassung völlig anders definiert 
werden. In der Gemeinschaftsarbeit zwischen Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber werden die sozialen 
Bedingungen ohne Frage geschaffen werden. Aber, 
meine Herren, wir betrachten den Betrieb in der 

3) Hauptsache im Blick auf die einzelnen Menschen 
des Betriebes. Nach unserer Meinung wird eine 
gute Zusammenarbeit innerhalb des Betriebes am 
besten dadurch gewährleistet, daß wir den Be-
triebsangehörigen die Möglichkeit geben, an dem 
wirtschaftlichen Aufbau und der weiteren Gestal-
tung ihres Betriebes teilzunehmen. Infolgedessen 
lehnen wir jegliche Einflußnahme von außen ab. 
Nur die Zusammenarbeit mit unseren Arbeits-
kollegen im Betrieb gewährleistet ein gutes Ar-
beiten auch für die Zukunft. 
Die Deutsche Partei hat an den Gesetzentwürfen 

mitgearbeitet und in den Ausschußsitzungen alle 
diese Gesichtspunkte immer wieder betont. Sie hält 
an der Grundkonzeption der jetzigen Vorlage fest 
und ist bereit, das Gesetz in dritter Lesung anzu-
nehmen. Infolgedessen werden wir unsere Stimme 
für dieses Gesetz abgeben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Dr. Wellhausen: Zur Geschäftsordnung!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Ge-
schäftsordnung hat der Abgeordnete Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bedauere sehr, mich eines 
Auftrages der Koalitionsparteien entledigen und 
Sie bitten zu müssen, die Sitzung um eine Stunde 
zu unterbrechen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ist das Haus einver-
standen? 

(Zustimmung.) 
— Dann wird die Sitzung unterbrochen. Das Haus 
versammelt sich wieder um 13 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung: 11. Uhr 49 Minuten.) 

Die Sitzung wird um 13 Uhr 6 Minuten durch 
den Präsidenten Dr. Ehlers wieder eröffnet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Ich eröffne die unterbrochene Sitzung wieder. Das 
Wort hat Herr Abgeordneter Paul. 

Paul (Düsseldorf) (KPD): Meine Damen und 
Herren! Unter Mißachtung des Willens und der 
Forderungen der Arbeiter und der Gewerkschaf-
ten auf ein Mitbestimmungsrecht in den Betrieben 
und in der Wirtschaft hat die reaktionäre Abstim-
mungsmaschine dieses Hauses alle Änderungsan-
träge — - 

(Glocke des Präsidenten) 

Präsident Dr, Ehlers: Herr Abgeordneter, hier 
läuft keine reaktionäre Abstimmungsmaschine, son-
dern ein geschäftsordnungsmäßiges Verfahren. Ich 
rufe Sie zur Ordnung! 

Paul (Düsseldorf) (KPD): — — automatisch 
niedergestimmt. Die Durchpeitschung des reak-
tionären Betriebsverfassungsgesetzes steht in 
engem Zusammenhang mit dem Generalkriegsver-
trag und den verstärkten Kriegsvorbereitungen 
in Westdeutschland. 

(Zuruf rechts: Es gibt keinen General

-

kriegsvertrag!) 

Die gewaltigen Demonstrationen und Proteststreiks 
der Arbeiter, der 6 Millionen Gewerkschaftler in 
den letzten Wochen haben gezeigt, daß die Arbei-
terschaft der Kriegspolitik der Bundesregierung 
entschiedenen Widerstand entgegensetzt. 

Mit dem Betriebsverfassungsgesetz unternimmt 
die Regierungskoalition den Versuch, den Wider-
stand der Arbeiter zu brechen. Um ohne Störun-
gen die Rüstungsproduktion durchführen zu kön-
nen, sollen die Rechte der Betriebsvertretungen, 
die Meinungs- und Versammlungsfreiheit der Be-
legschaften weitgehend eingeschränkt und die 
Rechte, die sich die Arbeiterschaft seit 1945 er-
rungen hat, beseitigt werden. 

Das vorliegende Betriebsverfassungsgesetz ist 
schlechter als das Betriebsrätegesetz der Weimarer 
Zeit, schlechter als die Betriebsrätegesetze in den 
verschiedensten Ländern und als das Kontroll-
ratsgesetz Nr. 22. Daran ändern auch die Bemer-
kunger des Abgeordneten Sabel am Vormittag 
nichts. 

Der reaktionäre Charakter dieses Gesetzes 
kommt in folgenden Punkten zum Ausdruck: 

1. Die Arbeiterschaft soll durch dieses Gesetz 
aufgespalten werden. Den Arbeitern, Angestellten 
und Beamten der öffentlichen Dienste will man 
ein Sondergesetz aufzwingen. 

2. Allen Jugendlichen bis zu 18 Jahren wird das 
Wahlrecht zum Betriebsrat genommen. Nur mit 
21 Jahren ist der Betriebsangehörige wählbar. Nur 
bei zweijähriger Tätigkeit in einem Betrieb kann 
ein Arbeiter oder Angestellter in den Betriebsrat 
gewählt werden. 

(Zuruf rechts: Das ist Ihnen wohl unsym

-

pathisch?) 

Durch die Annahme der Änderungsanträge der 
Koalitionsparteien wurde das Gesetz weiter ver-
schlechtert. 

(Zuruf rechts: Oho!) 
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In allen land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
soll — gemäß Ihrem Änderungsantrag — nur ein 
Betriebsrat gewählt werden, wenn mindestens 10 
wahlberechtigte Arbeitnehmer vorhanden sind. 
Entgegen dem Willen der Arbeiter und auch zum 
größten Teil entgegen dem Willen von Gewerk-
schaftseinheiten wird die Amtsdauer der Betriebs-
räte in diesem Gesetz auf zwei Jahre festgelegt. 
3. Die Arbeitsgerichte werden nach diesem Ge-

setz zu der wichtigsten Entscheidungsinstanz. Jeder 
Unternehmer hat die Möglichkeit, unter Bezug-
nahme auf dieses Gesetz gegen konsequente Ge-
werkschafts- und Betriebsfunktionäre, die sich ent-
schlossen für die Rechte der Arbeiterschaft ein-
setzen, vorzugehen. Er kann unter Berufung 
darauf, daß der Betriebsrat den Arbeitsfrieden ge-
fährdet habe, die Auflösung des Betriebsrates beim 
Arbeitsgericht beantragen. 
4. Der Betriebsrat soll alles unterlassen, was ge-

eignet ist, die Arbeit und den Frieden im Betrieb 
zu gefährden. Was verbirgt sich hinter dieser For-
rmulierung? Der Betriebsrat soll an der Wahrneh-
mung der Interessen für seine Belegschaft durch 
eine solche Festlegung behindert, und jeder Kampf 
gegen verschärfte Ausbeutung und die Verschlech-
terung der Arbeitsbedingungen soll dadurch zu-
nichte gemacht werden. 

5. In § 55 wird festgelegt, daß der Betriebsrat 
gegenüber der Öffentlichkeit und sogar gegenüber 
seiner eigenen Belegschaft Verschwiegenheit üben 
muß, wenn der Unternehmer diese Schweigepflicht 
ganz besonders verlangt. Verletzt der Betriebsrat 
diese Forderung des Unternehmers, dann wird er 
gemäß den Strafbestimmungen mit schweren Geld-
strafen oder mit Gefängnisstrafe von sechs Mona-
ten bis zu einem Jahr bedroht. 

6. Nur in geringen sozialen Fragen soll der Be-
triebsrat mitbestimmen können. Bei Einstellungen 
ist der Betriebsrat nur zu unterrichten. Gibt der 
Betriebsrat zur Einstellung seine Zustimmung 
nicht, dann ist er auf das Arbeitsgericht verwiesen. 
Der Unternehmer kann einseitig nach eigenem Gut-
d Linken Einstellungen vornehmen. Die Adenauer

-

Koalition hat durch dieses Gesetz festgelegt, daß 
der Betriebsrat nur bei Massenentlassungen und 
bei Betriebseinschränkungen, -stillegungen und 
-verlagerungen angehört werden soll. Ohne Zwei-
fel wurde dabei an die Festlegungen des Schuman-
plans gedacht, in dem bereits gesagt wurde, daß 
unrentable Zechen und Stahlwerke stillgelegt wer-
den, und an den Generalvertrag, der besagt, daß 
unter Umständen ganze Fabrikanlagen aus strate-
gisch gefährdeten Gebieten in andere Gebiete ver-
legt werden können. 

7. Durch die Bildung von Wirtschaftsausschüs-
sen mit beratender Funktion in den Betrieben will 
man die Mitglieder der Betriebsräte mitverantwort-
lich machen für die Durchführung der gesteigerten 
Ausbeutung, der Rationalisierung und von Rü-
stungsaufträgen. 
8. Der Betriebsrat soll nach diesem Gesetz „ver-
trauensvoll" — wie es heißt — mit dem Unter-
nehmer zusammenarbeiten. Das heißt aber in Wahr-
heit, daß der Betriebsrat zum Handlanger für die 
Unternehmerinteressen gemacht und daß er mitver-
antwortlich sein soll z. B. bei der reibungslosen 
Durchführung von Rüstungsaufträgen. In den Be-
trieben will man durch dieses Gesetz jede Kampf-
handlung der Arbeiter für ihre Interessen unter-
binden und den Burgfrieden zur Durchsetzung der 
Kriegspläne des amerikanisch-deutschen Monopol-
kapitals durchsetzen. 

9. Durch dieses Gesetz haben die Unternehmer 
die Möglichkeit, alle Betriebsvereinbarungen zu 
kündigen. Ebenso werden durch dieses Gesetz alle 
Ländergesetze aufgehoben. Es ist nicht so, wie der 
Kollege Sabel heute morgen sagte, daß dieses Ge-
setz im wesentlichen auch die Formulierungen der 
Ländergesetze beinhalte. Die Betriebsvereinba-
rungen bei Krupp und anderen Fabriken gehen 
viel weitet als die Formulierungen in diesem 
Gesetz. Durch die rücksichtslose Durchpeitschung 
dieses Betriebsverfassungsgesetzes will man er-
reichen, daß die Arbeiter in Zukunft praktisch 
nur noch zu kleinen sozialen Fragen Stellung 
nehmen können. Dieses Gesetz wäre gar nicht 
möglich gewesen, es wäre gar nicht zur Debatte 
um dieses Gesetz gekommen, wenn Fette und vom 
Hoff die Kampfaktionen der Arbeiter nicht ab-
gebrochen hätten. Die Arbeiter haben recht 
behalten, als sie in den Gewerkschaften 
sagten, man dürfe mit der Adenauer-Regie-
rung und mit der Koalition nicht weiterverhandeln, 
sondern man müsse das ganze Gewicht der Gewerk-
schaften zur Durchsetzung der Forderungen der 
Arbeiter in die Waagschale werfen. 
Ich möchte dem Kollegen Ollenhauer, der 

heute morgen auf die Methoden hinwies, die hier 
die Regierungskoalition in den letzten Tagen an-
gewandt hat, sagen: Herr Kollege Ollenhauer, wenn 
Ihre Partei und der DGB die Arbeiter zur Weiter-
führung der Kampfaktionen aufgerufen hätten, 
dann wäre dieses provokatorische Vorgehen in 
diesem Hause gegenüber der Arbeiterschaft unter-
blieben. 

(Sehr wahr! bei der KPD.) 
Was haben Sie zu sagen? — Sie schreiben im 
„Neuen Vorwärts" diese Woche, daß die Sozial-
demokratische Partei . in diesem Hause weitgehend 
Widerstand geleistet habe. Aber Sie schreiben 
weiter im „Neuen Vorwärts", mit dem Stimmzettel 
werde eines Tages auch entschieden werden, ob 
die Reaktion im Sattel bleibt oder eine fortschritt-
liche Mehrheit ein wirkliches Mitbestimmungs-
recht schaffen kann. Ich wende mich hier ganz 
besonders an die sozialdemokratischen Kollegen. 
Denken Sie zurück an den 20. Juni 1932 beim 
Papen'schen Staatsstreich. Auch damals hat Ihre 
Parteiführung auf die kommenden Reichstagswah-
len verwiesen. Haben Sie und die Arbeiter durch 
Reichstagswahlen den weiteren Vormarsch der 
Reaktion und den Sieg des Hitlerfaschismus ver-
hindern können? 
Ich möchte den Kollegen Ollenhauer doch daran 

erinnern, wenn er heute morgen auf die gefahr-
volle Entwicklung der Wiedererstarkung der Reak-
tion in Westdeutschland hinwies, daß, wenn seine 
Parteiführung und seine Partei seit 1945 aus der 
Vergangenheit die richtigen Lehren gezogen hätte 
und den konsequenten Kampf mit der gesamten 
Arbeiterschaft für die Errichtung einer wirklich 
demokratischen Ordnung in ganz Deutschland ge-
führt hätte, er sich heute nicht hierherzustellen 
und sich zu beschweren brauchte über das Vorge-
hen der Regierungskoalition, wie wir es in den 
letzten Tagen erlebt haben. 

Ich wende mich an dieser Stelle besonders an 
meine Gewerkschaftskollegen. Zur Frage steht jetzt: 
Was soll jetzt geschehen? Glauben Sie denn, daß 
man mit papierenen Entschließungen und Resolu-
tionen diesen Zustand in Westdeutschland beenden 
oder ändern könnte? Ich sage: mit solchen Metho-
den kommt man gegen diese Regierungskoalition 
und gegen diese Regierung nicht weiter. Deshalb 
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(Paul [Düsseldorf])  
sage ich den Gewerkschaftskollegen und allen Ar-
beitern in den Betrieben: Nehmt sofort in allen 
Betrieben zur Lage Stellung und verhindert, daß 
irgendwelche Verschlechterungen eintreten. Tretet 
dafür ein, daß die Aktionseinheit der Arbeiter her-
gestellt wird. 

(Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter, ich muß 
Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Paul (Düsseldorf) (KPD): Denn nur durch den 
gemeinsamen Kampf aller Arbeiter wird es mög-
lich sein, dieses reaktionäre Gesetz zu Fall zu brin-
gen, wird es möglich sein, zu verhindern, daß 
dieses Gesetz in der Praxis angewandt wird. 

Ich wende mich ganz besonders an die sozial-
demokratischen Kollegen. Sie haben jetzt erlebt, 
wohin die Burgfriedenspolitik führt. 

(Abg. Schoettle: Reden Sie kein dummes 
Zeug! Sie wissen gar nicht, wovon Sie 

reden!) 

Führen Sie einen konsequenten Kampf im Inter-
esse der Arbeiterschaft! Reden Sie nicht bloß oppo-
sitionell, sondern handeln Sie jetzt! Dann, das 
sage ich Ihnen, leisten Sie der Arbeiterschaft den 
größten Dienst. 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Bevor ich weiter das Wort erteile, will ich folgen-
des bekanntgeben. Der Herr Vorsitzende des Aus-
schusses für Heimatvertriebene hat mir mitgeteilt, 
daß die für die nächste Woche vorgesehene Sitzung 

I) des Ausschusses nicht stattfindet, daß aber der 
Unterausschuß 4 am Montag, dem 21. Juli, um 
16 Uhr, der Unterausschuß 3 am 21. und 22. Juli um 
16 Uhr und am 23. Juli um 9 Uhr 30 tagen. Der 
Vorsitzende des Ausschusses für gesamtdeutsche 
Fragen hat mich beauftragt, im Plenum bekannt-
zugeben, daß der Ausschuß für gesamtdeutsche  
Fragen heute um 15 Uhr 30 zu einer kurzen drin-
genden Besprechung zusammentritt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Stegner. 

Stegner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie, daß ich einige ganz 
kurze grundsätzliche Ausführungen mache, und 
zwar nicht im Namen meiner Fraktion, sondern für 
mich selbst. Ich darf zunächst sagen, daß ich die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Ollenhauer 
sehr bedauert habe. Denn in ihrem sachlichen Teil 
waren sie allenfalls eine Diskussionsgrundlage für 
das Problem ides überbetrieblichen Mitbestim-
mungsrechtes. Aber dem innerbetrieblichen Mit-
bestimmungsrecht haben Sie, Herr Ollenhauer, in 
seiner künftigen Entwicklung einen sehr schlechten 
Dienst geleistet. Ich glaube, daß weder die Sozial-
demokratie noch wir — jedenfalls ich für meine 
Person — wünschen, daß dieses Betriebsver-
fassungsgesetz zur Grundlage eines neuen Klas-
senkampfes gemacht wird. Wir sollten vielmehr 
alles tun, den entgegengesetzten Weg zu gehen. 
Und da bekenne ich mich für meine Person weit-
gehend zu den Ausführungen, die der Herr Kollege 
Even gemacht hat. Wenn man schon ein inner-
betriebliches Mitbestimmungsrecht haben will — 
und ich bekenne mich dazu —, dann kann ein 
solches echtes Mitbestimmungsrecht nur 'auf dem 
Wege des Miteigentums gegeben werden. Einen an-
deren logischen Weg gibt es doch überhaupt nicht. 

Dann ein zweites, meine Herren von der Sozial

-

demokratie. Sie betonen immer gerade wieder, die  
soziale Sicherheit werde für die weitere politische  
Entwicklung in Deutschland entscheidend sein. Ja-
wohl, sie wird es sein; aber gibt es denn eine andere  
soziale Sicherheit, als die, daß man dem Menschen,  
der heute noch sozial unsicher ist, Eigentum gibt?  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
 Es gibt doch kaum andere Möglichkeiten.  

Und noch ein weiteres. Herr Kollege Ollenhauer  
hat hier von der Festigung der Demokratie ge-
sprochen. Ja, nur der Mensch, der in sozialer Sicher-
heit ein Freiheit seine Entscheidungen fällen kann,  
ist doch in der Lage, den Grundstein für eine De

-

mokratie zu bilden. Herr Kollege Even hat sich  
zu diesem Prinzip des Eigentums als Grundlage  
der sozialen Sicherheit bekannt. Ich frage ihn aber:  
Warum hat er den Gedanken angeschnitten und  
nicht zu Ende geführt? Wenn wir uns hier schon  
zu einem Betriebsverfassungsgesetz bekennen,  
dann sollten wir uns zu einer Magna Charta einer  
neuen sozialen Ordnung bekennen. Ich glaube, das  
wäre der richtige Weg gewesen.  
Wenn Herr Kollege Even sagt, dieses Gesetz  

werde den Weg zum Miteigentum bringen, dann  
sage ich ihm: er täuscht sich; dieses Gesetz wird  
den Weg zum Miteigentum verbauen. Und wenn  
Herr Kollege Even weiterhin sagt, es werde noch  
ein langer Weg in dieser Richtung zu gehen sein,  
dann bitte ich ihn und die anderen Kollegen dieses  
Hauses, einmal die Aufmerksamkeit auf die soziale  
Entwicklung der übrigen freien Welt zu richten.  
Dort wird dieser Weg schon lange gegangen.  

Herr Kollege Schröder sagte hier, in keinem der  
umliegenden Länder werde man ein ähnliches Ge-
setz finden. Sicherlich wird man dort kein solches  
Gesetz finden; aber nicht, weil die soziale Ordnung 
dort schlechter zu werden beginnt als bei uns, son-
dern weil man in anderen Ländern nicht dazu  
übergeht, immanente menschliche Beziehungen — 
wie Vertrauen zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer — durch Gesetze zu regeln.  

(Sehr richtig! bei der FDP.)  

Wir haben uns in Deutschland langsam an diese  
Gesetzesmethode gewöhnt, daß keine Lebensrege-
lung ohne Gesetz mehr möglich ist. Wir sollten von  
diesem Weg abgehen. Es waren gerade wieder  
Herren von der Sozialdemokratie, die gesagt haben,  
das, was dieses Gesetz enthält, ließe sich in Tarif-
verträgen und Betriebsvereinbarungen genau so  
gut regeln. Das ist auch mein Standpunkt. Die Ma-
terie läßt sich auf diese Weise sogar noch viel  
besser regeln. Denn dieses Gesetz hat noch einen  
anderen großen grundsätzlichen Fehler. Es geht  
von Erwägungen des Großbetriebes aus; und es  
wird mir jeder recht geben, der die Wirtschaft  
kennt, daß die Verhältnisse des Großbetriebes mit  
etwa 5000 Arbeitern nicht die gleichen sind wie die  
eines Betriebes mit 500, 50 oder 5 Arbeitern. Das  
Gesetz sieht aber nur ganz geringe Differenzierun-
gen vor. Hier hätte sich die Regelung über Tarif-
verträge und über Betriebsvereinbarungen sehr  
viel elastischer den Betriebsgrößen anpassen  
können.  
Leider verbietet mir die kurze Redezeit, die ich  

habe, nähere Ausführungen zum Grundsätzlichen  
zu machen. Ich glaube aber, es sollte unsere Auf-
gabe sein. bei den großen Anforderungen, die an  
uns gestellt werden, wirklich daran zu denken,  
eine erfolgreiche Wirtschaft aufzubauen, die durch  
einen Arbeitsfrieden und eine Vertrauensbasis  
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(Stegner) 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer fundiert 
ist. Diese Aufgabe erfüllt das vorliegende Gesetz 
nach meinem Begriff nicht. Ich werde dem vor-
liegenden Gesetz meine Zustimmung deshalb nicht 
geben. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete von Thadden. 

von Thadden (Fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auch wir sind der Auf-
fassung, daß das innerbetriebliche Mitbestim-
mungsrecht ausgebaut und erweitert werden sollte, 
und zwar in Richtung auf Gewinnbeteiligung, die 
unseres Erachtens die beste Grundlage für einen 
dauerhaften Frieden zwischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite sein wird. Wir glauben auch, 
daß die Gewerkschaften im Rahmen ihrer sozial-
politischen Aufgaben durchaus ihre Bedeutung 
und ihre absolute Existenzberechtigung haben. 
Aber das, was in den letzten Wochen vor sich ge-
gangen ist, ist unseres Erachtens ein Alarmsignal, 
und wenn die Gewerkschaften in Zusammenarbeit 
miit der Sozialdemokratie und mit der KPD politi-

sche Streiks anzetteln — um nach den Worten des 
Herrn Kollegen Imig die Macht zu erringen —, 

(Abg. Schoettle: Das war eine ganz unver

-

antwortliche und unwahre Behauptung, 
Herr von Thadden!) 

dann ist der Boden des Rechts ziemlich durch-
löchert. 

Alles in allem: das 'Gesetz in 'der Ausschuß-
fassung ist ganz leidlich, und zwar weniger des-
wegen, was drinsteht, als deswegen, was nicht hin-
eingekommen ist, obwohl sich die SPD im Auftrag 
des DGB die größte Mühe gegeben hat. Wir freuen 
uns auch, daß die Regierungskoalition inzwischen 
begriffen hat, daß Kompromißlereien auf diesem 
Gebiete wenig nützlich sind und man hier eine 
klare Stellung beziehen muß. Wenn das Gesetz so 
aussehen würde, wie es — Gott sei Dank ist das 
nicht der Fall — DGB und SPD vorhatten, dann 
würde die Befugnis zur Kontrolle der gesamten 
deutschen Wirtschaft praktisch in die Hand einer 
großen Organisation gegeben werden, die in .Wirk-
lichkeit aber nur einen Teil der Arbeitnehmerschaft 
umfaßt. 
In diesem Zusammenhang sollten sich einige 

Unternehmer, die  immer über die Gewerkschaften 
klagen, fragen, ob es richtig ist, die Gewerkschaf-
ten zu stärken, indem sie freiwillig die Gewerk-
schaftsbeiträge vom Lohn abziehen, anstatt das 
dem Hauskassierer des DGB zu überlassen. 

Die Wünsche des DGB und  der  SPD bedeuten 
nur eine besonders raffinierte Form der Soziali-
sierung. In England hat man nicht nur die Macht-
mittel der Wirtschaft sozialisiert, sondern man hat 
auch das Risiko sozialisiert, das Risiko des Defizits, 
indem man das auf den Steuerzahler ,abgewälzt 
hat. Hier macht man es ganz anders. Man will die 
Machtmittel sozialisieren und das Risiko beim Un-
ternehmer belassen. Wir glauben, daß dies un-
zweckmäßig ist, und wir hoffen, daß bei den Ab-
stimmungen, die jetzt vor uns stehen, die Ände-
rungsanträge Euler, Preusker und Genossen an-
genommen werden. Wir glauben, daß sie den Cha-
rakter dieses Gesetzes wesentlich verbessern könn-
ten, so daß auch wir dem Gesetz dann zustimmen 
könnten. 

(Zuruf von der Mitte: Es ist ja keine Aus

-

schußfassung mehr da! — Zuruf von der 
SPD: Wer: „wir"? — Unruhe.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge

-

ordnete Raestrup. 

Raestrup (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will hier nicht als Rufer im Streit 
das Wort ergreifen und will nicht auf 'die erregten 
Auseinandersetzungen, auf die Demonstrationen 
und die Redensarten, die hier gefallen sind und die 
Behandlung dieses 'Gesetzes begleitet haben, ein-
gehen. Ich will aber doch auf meinen Standpunkt 
zurückkommen, den ich heute vor zwei Jahren ver-
treten habe, als der 'Gesetzentwurf der CDU zur 
Beratung stand. Der Gesetzentwurf 'der CDU ist 
nicht aus politischen Gründen eingebracht worden, 
sondern aus einer ausgesprochen sozialen Ein-
stellung heraus. Auf Grund dieser Einstellung habe 
ich damals in bejahendem Sinn zu diesem Betriebs-
verfassungsgesetz Stellung genommen, habe aber 
gesagt, daß manches mich mit Bedenken er-
füllt, nämlich, daß die kleineren Betriebe — seien 
es Handwerksbetriebe, seien es mittelständische 
Betriebe — nicht genügend berücksichtigt worden 
sind. In zweijähriger Ausschußarbeit haben wir 
uns bemüht, dem Mittelstand und dem Handwerk 
entgegenzukommen, und ich glaube, das ist uns 
auch gelungen, namentlich wenn wir noch die letz-
ten Änderungsanträge der CDU berücksichtigen. 
Wenn jetzt noch weitere Änderungsanträge vor-
liegen, wollen wir sie 'diskutieren und 'darüber ab-
stimmen; aber ich möchte hoffen, daß diese An-
träge, gleichgültig, ob sie angenommen oder abge-
lehnt werden, nicht 'zur Folge haben, daß daran das 
Gesetz scheitert. Denn, meine 'Damen und Herren, 
ich stehe .auf dem Standpunkt, daß das Gesetz un-
bedingt angenommen werden muß. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr richtig!)  

Ich verfüge über eine fünfzigjährige Erfahrung 
als selbständiger Unternehmer und habe man-
chen 'Strauß auch mit den 'Gewerkschaften ausfech-
ten müssen; aber ich weiß auch, daß heute die Ein-
stellung zwischen den 'Unternehmern und den Ar-
beitnehmern wesentlich besser geworden ist als 
gegenüber der Zeit vor 50 Jahren. 

Wenn ich heute feststelle, daß der ganze Gesetz-
entwurf selbstverständlich — das liegt in der 
Natur der Sache — ein Kompromiß ist, so möchte 
ich doch eins hinzufügen. Alle Paragraphen sind 
tote Buchstaben, und mit diesen toten Buchstaben 
kann Unheil angerichtet werden. Wenn wir aber 
diese Paragraphen mit echtem sozialen Geist ver-
sehen 

(Sehr gut! bei der CDU) 

und mit dem ehrlichen Willen erfüllen, hier zum 
Ausgleich der Gegensätze innerhalb des Betriebs 
zu kommen, dann, meine Damen und Herren, 
glaube ich, daß dieses Gesetz ein wertvoller Fort-
schritt ist in unseren Bemühungen, zu einer Neu-
ordnung auf sozialem Gebiet 'zu kommen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, ich habe das feste Ver-
trauen zu beiden Vertragspartnern, und ich spreche 
auch von dieser Stelle aus — und mein  Alter  be-
rechtigt mich vielleicht dazu — die Bitte und den 
Wunsch  aus, daß, wenn das Gesetz verabschiedet 
ist und die Wogen der Erregung sich wieder gelegt 
haben, dann sowohl die Arbeitgeber wie die Ar-
beitnehmer vorurteilsfrei an diese Paragraphen 
herantreten, daß sie sie in einer echten sozialen 
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Gesinnung handhaben und daß dann aus diesem 
Gesetz etwas Gesundes für den  weiteren sozialen 
Fortschritt im Interesse unseres Volkes und unse-
res Vaterlandes wird. 

(Lebhafter Beifall bei der  CDU und DP.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Loritz. 

Loritz (Fraktionslos): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dieses Gesetz ist kein Fort-
schritt, weder in sozialer Beziehung noch, was 
ebenso wichtig erscheint, in wirtschaftspolitischer 
Beziehung noch irgendwie sonst. Dieses Gesetz ist 
ein Rückschritt und wird sich zum wirtschaftlichen 
Nachteil des gesamten Volkes auswirken, und des-
wegen ist es unmöglich, diesem Gesetz die Zu-
stimmung zu geben. 

(Abg. Kiesinger: Für Sie!— Weitere Zu

-

rufe von der Mitte.) 
Es ist mir bei der geringen Redezeit, die mir von 
Ihnen eingeräumt ist, leider nicht möglich, Ihnen 
im einzelnen an Hand einer Erörterung der einzel-
nen Paragraphen zu sagen, was alles in dieses Ge-
setz hineingearbeitet ist, was meines Erachtens 
nicht bloß zu einer Kette juristischer Streitigkeiten 
vor den verschiedenen Ämtern führen wird, son-
dern darüber hinaus zu einem Hemmschuh für die 
volkswirtschaftliche Weiterentwicklung unseres 
Landes werden wird. 

(Abg. Hilbert: Haben Sie es denn gelesen?) 
— Selbstverständlich, Herr Hilbert! 
Meine Damen und Herren, nur eines möchte ich 

Ihnen kurz sagen: Dieses Gesetz trägt allzu offen-
sichtlich auf seiner Stirn den Stempel eines meines 
Erachtens geradezu schamlosen politischen Kuh-
' handels, eines faulen Kompromisses, der auch dazu 
führen wird, daß die Bestimmungen des Gesetzes 
je nachdem sehr verschieden angewandt werden 
können. Was den gesamten Geist  des  Gesetzes be-
trifft, so kann ich Ihnen nur eines versichern: Sie 
werden damit Tausende und aber Tausende von 
Prozessen züchten, Sie werden aber weder für die 
Interessen der Arbeiter noch für die Interessen des 
gesamten Betriebes und der gesamten Volkswirt-
schaft auch nur das Geringste mit diesem Gesetz 
erreichen können. Rückschrittlich, volkswirtschaft-
lich falsch, — das ist die Charakterisierung, die 
man diesem Gesetz geben muß. Aus diesem Grunde 
muß jeder, der die Materie einigermaßen be-
herrscht — und  das  sollten doch wenigstens die 
Juristen in diesem Hause —, dieses Gesetz so, wie 
es uns heute vorgelegt wurde, ablehnen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Freu-
denberg hat sich noch zum Wort gemeldet. 

(Zuruf rechts: Verzichtet!) 
— Er verzichtet. Damit ist die allgemeine Bespre-
chung beendet. 
Ich komme zur Einzelbesprechung. Ich rufe die 

Paragraphen auf, zu denen Änderungsanträge ge-
stellt sind. 
Zu § 1 liegt der Änderungsantrag der Fraktion 

der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 1 vor. 
Herr Abgeordneter Böhm zur Begründung! 

Böhm (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die allgemeine Aussprache zur dritten Be-
ratung, die bis jetzt durchgeführt wurde, hat mit 
aller Deutlichkeit bewiesen, daß es sich hier um 
ein Politikum allerersten Ranges handelt. Wenn 

wir als sozialdemokratische Fraktion nun bei der 
Einzelberatung den Versuch machen, zu den 
wesentlichsten Bestimmungen dieses Gesetzes 
unsere Meinung noch einmal in den gestellten An-
trägen zum Ausdruck zu bringen, dann lassen wir 
uns auch jetzt nicht davon leiten, in einer großen 
Diskussion die Arbeit zu erschweren, sondern 
unsere Stellung zu diesem Gesetz ist getragen von 
der Verantwortung, die wir einmal gegenüber der 
geschichtlichen Entwicklung zu tragen haben, aber 
auch gegenüber der Entwicklung, die sich draußen 
in den Betrieben in den letzten sieben Jahren voll-
zogen hat. 
Die sozialdemokratische Fraktion hat sich in der 

zweiten Lesung bemüht, die einzelnen Bestimmun-
gen dieses Gesetzes in durchaus sachlicher Weise zu 
behandeln, um eine Reihe von Änderungen dieses 
Gesetzes herbeizuführen. Wenn ich hier noch ein-
mal die Forderung des Deutschen Gewerkschafts-
bundes behandle, dann weiß ich, daß ich damit bei 
Ihnen in der Regierungskoalition — mit wenigen 
Ausnahmen — einen Begriff in die Diskussion hin-
einbringe, der bei Ihnen nicht besonders beliebt ist. 

Ich möchte bei der sachlichen Beratung der ein-
zelnen Paragraphen und insbesondere des § 1 ein-
mal von mir aus, als Sprecher meiner Fraktion, 
darüber hinaus aber auch als verantwortlicher 
Funktionär des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
drei Fragen an Sie richten. Es ist über die Stellung 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes im Laufe der 
letzten Wochen und Monate eine ganze Reihe von 
Diskussionen geführt worden. Ich will nicht an 
die vielen Flugblätter erinnern, die verteilt worden 
sind — auch in den Betrieben von den Arbeit-
gebern —; 

(Hört! Hört! links) 
ich will nicht daran erinnern, daß dieses Gesetz, 
seine Behandlung und seine Handhabung mit dazu 
beigetragen hat, eine — gelinde gesagt — Verzer-
rung und Verrohung der politischen Begriffe und 
des politischen Anstands herbeizuführen. 

(Zurufe rechts.) 
Es ist hier bei der Betrachtung unserer gestell-

ten Anträge zunächst einmal die Frage aufzu-
werfen: Besteht für den Deutschen Gewerkschafts-
bund eine sachliche Berechtigung zu seinen Forde-
rungen? Wenn heute der Deutsche Gewerkschafts-
bund und mit ihm die sozialdemokratische Frak

-

tion die Einbeziehung des gesamten öffentlichen 
Dienstes in dieses Gesetz fordern, dann hat die 
deutsche Gewerkschaftsbewegung, insbesondere der 
Deutsche Gewerkschaftsbund, nicht nur auf Grund 
der geschichtlichen Entwicklung seit 1945 eine Be-
rechtigung dazu, sondern ich glaube, es ist auch auf 
der andern Seite aus staatspolitischen Gründen not-
wendig geworden, die sachliche Berechtigung hier-
zu anzuerkennen. 
Lassen Sie mich dazu einiges sagen. Abgesehen 

von der parteipolitischen Einstellung des einzelnen 
Abgeordneten, abgesehen von den politischen Rück-
sichtnahmen innerhalb der Koalition werden Sie 
uns zugeben müssen, daß die Arbeit des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes 1945, 1946 und 1947 eine Ar-
beit gewesen ist, die heute dem gesamten Staats-
wesen zugute kommt. Wenn der Deutsche Gewerk-
schaftsbund heute verlangt, den öffentlichen Dienst 
mit in diese gesetzliche Regelung einzubeziehen, 
dann veranlassen ihn dazu nicht nur staatspoli-
tische, sondern auch außenpolitische Gründe. Ich 
will es Ihnen mit einem Satz erklären. Es wäre für 
die deutsche Gewerkschaftsbewegung, d. h. für den 
Deutschen Gewerkschaftsbund, im Jahre 1945 leicht 
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gewesen, den Forderungen des Kontrollrats in Ber-
lin nachzugeben und an Stelle des hergebrachten 
Berufsbeamtentums den Vertragsangestellten zu 
setzen, so wie es vom Kontrollrat und den Be-
satzungsmächten verlangt worden war. Es ist ja 
nicht unbekannt, daß zur damaligen Zeit von den 
Besatzungsmächten die Frage gestellt wurde, ob 
auf Grund der geschichtlichen Entwicklung und auf 
Grund der Katastrophe, vor der Deutschland 1945 
stand, der deutsche Staat in seinem Neuaufbau es 
sich noch leisten könne, das Berufsbeamtentum mit 
seiner Entwicklung und mit seiner Auswirkung zu 
bejahen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat zur 
damaligen Zeit diese administrative Erledigung des 
Berufsbeamtentums abgelehnt. Der Deutsche Ge-
werkschaftsbund hat aber weiterhin — das möchte 
ich hier ganz besonders betonen — zum Ausdruck 
gebracht, daß in der Schaffung eines neuen, eines 
besseren und eines demokratischen Beamtenrechts 
der Beamte mit dazu berufen ist, am Aufbau einer 
neuen sozialen Ordnung mitzuwirken. 

Ich glaube, diese Stellung des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes hat nicht ungeteilten Beifall 
beim deutschen Volk gefunden, und ich spreche gar 
kein Geheimnis aus, wenn ich sage, daß die 
Sympathie für und die Antipathie gegen die Be-
amten auch hier im Parlament quer durch alle 
Parteien geht. Wenn der Deutsche Gewerkschafts-
bund gegen den Widerstand der Besatzungsmächte 
in den schweren Jahren die Rechtsgrundlage für 
die Beamten gelegt hat, dann, glaube ich, hat er 
sich moralisch und sachlich die Berechtigung er-
worben, den öffentlichen Dienst in die Front der-
jenigen einzureihen, die zum Aufbau einer sozialen 
und demokratischen Ordnung berufen sind. 

Meine Damen und Herren, vergessen Sie eins 
nicht! Wenn es in verhältnismäßig kurzer Zeit ge-
lungen ist, Deutschland und der deutschen Verwal-
tung draußen in der Welt wieder so etwas wie An-
sehen und Geltung zu verschaffen, dann ist das 
nicht zuletzt auf die Haltung des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes zurückzuführen. Jeder einzelne, 
der heute glaubt, der Deutsche Gewerkschaftsbund 
würde mit seinen Forderungen Machtansprüche an-
melden, die nicht begründet sind, wird sich die 
Frage überlegen und entscheiden müssen, ob die 
Arbeit, die von der Deutschen Gewerkschaftsbewe-
gung geleistet worden ist, ein Anlaß dafür sein 
könnte, daß sich der einzelne im öffentlichen Be-
trieb, daß sich die öffentliche Verwaltung oder der 
Staat dieser Arbeit zu schämen brauchte. 

Eine zweite Frage, die bei der Betrachtung dieser 
Probleme auftritt, ist die, ob es eine Möglichkeit 
gibt, die öffentlichen Betriebe oder den öffentlichen 
Dienst in seiner Gesamtheit in die gesetzliche Rege-
lung einzubeziehen. Vergegenwärtigen wir uns ein-
mal die Entwicklung. Das Betriebsrätegesetz von 
1920 ist heute oft angesprochen worden. Wir werden 
feststellen können, daß sich gegenüber dem Jahre 
1920 eine Vermehrung nicht nur der Aufgaben, 
sondern auch der Belegschaften in einem großen 
Ausmaße bemerkbar macht. Wir werden gleich-
zeitig feststellen müssen, daß dabei die Zahl der 
Arbeiter und Angestellten im Hinblick auf die Ge-
samtvermehrung einen unverhältnismäßig großen 
Prozentsatz beträgt. Wer einmal sachlich und ohne 
Ressentiments die Dinge prüft, wird feststellen 
können, daß sich die Aufgaben der inneren Ver-
waltung — ich rede noch nicht einmal von den Ver-
kehrs- und Energiebetriebsverwaltungen — 
zwischen Beamten und Angestellten vielfach über-
schneiden. Gerade darin liegt ein wesentlicher 

Grund, die Einheitlichkeit mit der übrigen Wirt-
schaft herbeizuführen. 
Mich veranlaßt aber noch etwas anderes. Ich 

habe von der mühevollen Arbeit gesprochen, die 
die Gewerkschaftsbewegung bei der demokrati-
schen Neuordnung geleistet hat. Es war einer der 
wesentlichsten Erfolge, die auch Sie im Interesse 
der öffentlichen Betriebe nicht bestreiten können, 
daß durch das einheitlich geltende Gesetz Nr. 22 
die den Beamten so oft nachgesagte Mentalität, 
der Standesdünkel, der Kastengeist zum weitaus 
größten Teil überwunden werden konnte. Es war 
damit die Möglichkeit gegeben, daß das Ansehen, 
das die Leute draußen im öffentlichen Dienst ge-
nießen müssen, zum großen Teil wiederhergestellt 
wurde. Die Beamten, die Arbeiter und Angestell-
ten im öffentlichen Dienst legen den allergrößten 
Wert darauf, daß diese Einheitlichkeit auch für die 
Zukunft gewahrt bleibt. Diese Forderung wird ja 
nicht nur von der sozialdemokratischen Fraktion 
oder vom Deutschen Gewerkschaftsbund erhoben. 
Ich bin im Besitz von Zuschriften, Rundschreiben 
und Erklärungen von Leuten, die nicht zum Deut-
schen Gewerkschaftsbund, sondern zum Deutschen 
Beamtenbund und anderen Verbänden gehören 
und die gerade diese Einheitlichkeit begrüßen und 
den größten Wert darauf legen, diese Einheitlich-
keit auch für die Zukunft zu erhalten. 
Die dritte Frage, die staatspolitische Notwendig-

keit für das Zusammengehen und das Zusammen-
wirken unter einem einheitlichen Gesetz, ergibt 
sich auch aus verfassungsrechtlichen Gründen. Ich 
habe bei der Beratung des Treuepflichtgesetzes be-
reits darauf hingewiesen, daß meine Fraktion mit 
großer Sorge die Absicht verfolgt — die von seiten 
der Bundesregierung an den Tag gelegt wird —, 
die gesamten Arbeiter, Angestellten und Beamten 
im öffentlichen Dienst unter Staatskontrolle zu 
stellen und somit ein Sonderrecht für den öffent-
lichen Dienst zu schaffen. Ich möchte hier nicht 
noch einmal auf diese Bestimmungen unseres 
Grundgesetzes hinweisen. Das Bestreben der Regie-
rung ergibt sich aber auch noch aus folgendem. Aus 
der Tatsache, daß man den Entwurf des Personal-
vertretungsgesetzes aus den Händen des Bundes-
arbeitsministeriums genommen und in die Hände 
des Bundesinnenministeriums gelegt hat, 

(Zuruf rechts: Wohin denn sonst?) 
geht die politische Bedeutung dieses Gesetzent-
wurfs ganz klar hervor. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Wir wenden uns also aus rein sachlichen Gründen 
gegen die Nichthineinnahme der Betriebe des 
öffentlichen Dienstes in dieses Betriebsverfassungs-
gesetz. 
Nun ist im Laufe des heutigen Vormittags in 

einer Reihe von Hinweisen die Stellung der Ge-
werkschaften behandelt worden. Mein Kollege 
Ollenhauer hat in nicht mißzuverstehenden Aus-
führungen auf das Recht des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes zur Willensäußerung in diesen Din-
gen hingewiesen. Ich will nicht darauf verweisen, 

(Zuruf von der Mitte: Zur Sache!) 
daß das deutsche Kraftfahrgewerbe und die Ver-
triebenenorganisationen von dem Mittel der 
Demonstration, 

(Zuruf rechts: § 1!) 
zur Kundgebung ihres Willens weitestgehend Ge-
brauch gemacht haben. Ich will keinen Vergleich 
ziehen; denn wenn ein Vergleich nicht paßt, wird 
er moniert. Aber bleiben wir einmal bei der augen- 
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blicklichen Situation — ich bedaure, daß der Herr 
Bundeskanzler und der Herr Bundesinnenminister 
nicht anwesend sind —: 

(Zuruf rechts: Ist doch gar nicht nötig!) 
andere Organisationen haben in Telegrammen an 
den Kanzler, in Eingaben an die Abgeordneten und 
in besonderen Interventionen versucht, ihren Ein-
fluß geltend zu machen. Das erwähnt man, neben-
bei bemerkt, nicht! 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Einzel

-

beratung!) 

— „Einzelberatung"? Nun, ich will Ihnen etwas 
sagen: nehmen Sie sich mal die „Neue Zeitung" 
aus München! Darin bringt der Deutsche Beamten-
bund als Kundgebung seines Bundesvorstandes in 
München ganz offen zum Ausdruck: Wenn den For-
derungen der Gewerkschaften Rechnung getragen 
wird, dann werden wir die Dienstanweisungen, die 
Verwaltungsvorschriften in der Anwendung so 
überspitzen, daß die Durchführung einer Verwal-
tungsarbeit unmöglich gemacht wird! 

(Hört! Hört! links. — Abg. Kühn: Dann 
werden wir ja weit kommen!) 

Weiterhin wird erklärt, man sehe im Geiste schon 
die Schlangen vor den Geschäften, Verwaltungs-
stellen und Betriebsstellen stehen. 

(Zuruf rechts: Aha, das paßt Ihnen also 
auch nicht!) 

Meine Damen und Herren, das ist nach meiner 
Auffassung — gelinde gesagt — eine Aufforderung 
zur Sabotage der Dienstleistung. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat während 
der gesamten Aktion weder in der Durchführung 
noch in der Publizierung solche Kampfmaßnahmen, 

3)  die unser staatliches Leben und unsere Verwaltung 
sehr stark beeinflussen, je in die Debatte geworfen. 

(Widerspruch und Zuruf rechts: Das ist ja 
toll!) 

— Die Anständigkeit des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes 

(Zuruf rechts: Das ist ja toll!) 
werden Sie doch wohl nicht in Zweifel ziehen. 

(Lebhafte Rufe rechts: Doch! Doch! Sehr!) 
Der Antrag, den ich nun hier zu stellen 

habe, — — 
(Zurufe von der Mitte: Endlich, endlich!) 

— „endlich", ja! —, der Antrag ist ja nicht erst 
heute, sondern schon vor zwei Jahren gestellt, 

(Abg. Neuburger: Deshalb ist er uns auch 
nicht neu!) 

und wenn Sie heute in Zeitnot sind, meine Herren, 
(Zurufe von der Mitte: Gar nicht!) 

ich sage, wenn Sie in Zeitnot sind, — — 
(Abg. Sabel: Gar nicht, dann nehmen wir 

unsern Urlaub dazu!) 
— Meine Damen und Herren, wenn Sie in Zeitnot 
sind, — — 

(fortgesetzte Zurufe von der Mitte: Nein, 
gar nicht! Wir haben ja Zeit!) 

— Die Gewerkschaften auch! 
(Abg. Kühn: Na also!) 

Die Gewerkschaften kämpfen schon seit 80 Jahren 
um die Gleichberechtigung; dann kommt es uns auf 
einen Monat mehr oder weniger auch nicht an. 

(Abg. Sabel: Na, dann nehmen wir die 
Ferien dazu!) 

Meine Damen und Herren, Sie werden eines 
nicht aus der Welt schaffen können: vor der ge-
schichtlichen Entwicklung, vor dem deutschen Volk 
und vor den schaffenden Menschen in Deutschland 
tragen Sie die Verantwortung für dieses Gesetz! 

(Zurufe von der Mitte und rechts.) 
Unsere Anträge sollten dazu beitragen, die Diffe-
renzen, wenn möglich, zu beseitigen und ein Gesetz 
zu schaffen, das für alle tragbar war, das aber auch 
den staatspolitischen Notwendigkeiten Rechnung 
trägt im Sinne einer anständigen und demokra-
tischen Verwaltung. Ich bitte Sie also, dem von uns 
gestellten Antrag Ihre Zustimmung zu geben, und 
zwar den § 1 folgendermaßen zu fassen: 

In den Betrieben und Verwaltungen 
(Zuruf rechts: Das haben wir ja vorliegen!) 
des privaten und öffentlichen Rechts werden 
Betriebsräte nach Maßgabe dieses Gesetzes ge-
bildet. 

Damit wir aber auch hier volle Klarheit schaffen, 
beantrage ich auch hier namentliche Abstimmung. 

 (Beifall bei der SPD. — Ironische Bravo-
rufe bei der CDU. — Abg. Sabel: Hans, 
warum bist du denn so gehässig?! — Abg. 
Böhm: Ich bin gar nicht gehässig! — Abg. 

Sabel: Ich wollte heimfahren!) 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. Ich 
bitte die Herren Schriftführer. die Stimmzettel ein-
zusammeln. Es wird abgestimmt über den Antrag 
der Fraktion der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 1.  
Meine Damen und Herren, die Stimmzettel sind 

im wesentlichen eingesammelt. Ich darf die Be-
ratung des § 1 bis zur Auszählung unterbrechen. 
Ich rufe § 7 auf. Dazu liegt ein Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD — Umdruck Nr. 634 Ziffer 2 
— vor. Herr Abgeordneter Keuning zur Begrün-
dung! 

Keuning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Dr. Schröder hat heute morgen 
hier erklärt, daß eine kommentierte Gegenüber-
stellung des Betriebsrätegesetzes von 1920 mit der 
heutigen Vorlage leicht die Behauptung des DGB 
zerstreuen würde, die heutige Vorlage sei schlech-
ter als das Betriebsrätegesetz von 1920. Einmal 
stimmt es nicht, daß diese Behauptung in dieser 
allgemeinen Form gemacht wurde, 
(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Im gesamten!) 

sondern es wird gesagt 
(Abg. Dr. Wellhausen: Herr Fette hat diese 
Behauptung bei Herrn Adenauer aufge

-

stellt; ich war dabei!) 

und in der Öffentlichkeit ist immer wieder darauf 
hingewiesen worden, Herr Dr. Wellhausen, daß 
dieses Gesetz teils schlechter sei als das Betriebs-
rätegesetz von 1920. Außerdem, Herr Dr. Schröder, 
sind von 1920 bis 1952 immerhin 32 Jahre ver-
gangen, und in diesen 32 Jahren ist allerlei ge-
schehen, so daß selbstverständlich ist, daß wir er-
warten können, daß dieses Gesetz wesentliche Fort-
schritte bringen müßte. Aber was tun Sie denn mit 
diesem Gesetz? Sie übersehen doch einfach das, 
was in den Ländern seit dem Zusammenbruch 
schon Recht geworden ist. Es wäre sicherlich sehr 
interessant, Herr Dr. Schröder, einmal eine Gegen-
überstellung der heutigen Vorlage mit dem, was in 
den Ländern Recht ist, zu machen. Daran ändern 
auch die Worte des  Kollegen Dr. Wellhausen nichts, 
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der darauf hinwies, daß in Hessen nun eine gewisse 
Neuordnung begonnen habe, aber nicht genügend 
Erfahrungen vorlägen, um schon Endgültiges zu 
sagen. Bitte, wenn nicht Erfahrungen im ungün-
stigen Sinne vorlegen, warum wollen Sie denn dann 
nicht das in Hessen bereits verankerte Recht mit 
diesem Gesetz auf das Bundesgebiet übertragen? 
Wir brauchten nicht nur Hessen zu erwähnen, auch 
in anderen Ländern des Bundesgebiets ist man 
weit über das hinausgegangen, was jetzt im vor-
liegenden Gesetz der Arbeitnehmerschaft angeboten 
werden soll. 
Wenn ich das hier anführe, dann deshalb, weil 

mit unserem Antrag zu § 7 — Ziffer 2 des Um-
drucks Nr.  634 — eine Frage aus dem alten Be-
triebsrategesetz angesprochen wird. Im alten Be-
triebsrategesetz war testgelegt, 'daß es genügt, 
b Monate Mitglied des Betriebs zu sein, um ge-
wahrt werden zu konnen. Schauen Sie sich die 
Landergesetze an. In allen Landergesetzen ist 
diese Frage in der gleichen Form geregelt. Schauen 
Sie sich aas Gebiet an, in dem das Kontrollrats-
gesetz 22 heute noch Gültigkeit hat, die britische 
Lone. Dort ist ebenfalls eine Regelung gefunden 
worden, daß eine sechsmonatige Betriebszugehörig-
keit genügt. Das ist ja das Bemerkenswerte an dem 
Gesetz und an diesem Punkt ist es klar offensicht-
lich, :dab Sie rückwartsschrauben. Es besteht doch 
einfach ein far die Arbeitnehmer günstigeres Recht. 
Sie wollen nun festlegen, daß auf Bundesebene 
eine Betriebszugehörigkeit von zwei Jahren Vor-
aussetzung sein soll. 
Übersehen Sie doch bitte nicht die große Wan-
derungsbewegung in der Bundesrepublik, die 
vielen Menschen, die nun umgesetzt werden sollen. 
Wir haben vorgestern hier das Umsiedlungsgesetz 
beraten. Man erwartet bis  Mitte 1953 die Umsied-
lung von noch über 200 000 Menschen. Das sind 
doch überwiegend Menschen, die an :den neuen 
Plätzen Arbeit und Brot finden sollen, neue Ar-
beitsverhältnisse aufnehmen und teils mit guten 
Erfahrungen aus ihren früheren Arbeitsplätzen 
hierher kommen. Warum wollen Sie 'dem ent-
gegenstehen? 
Herr Kollege Sabel sagte: Die Ländergesetze sind 

teils Fragmente, und man kann hier und da etwas 
herauspicken. Ja, Herr Kollege Sabel, wenn wir 
schon anfangen zu picken, dann haben wir fest-
gestellt, daß Sie nun nicht das herausgepickt haben, 
was 'das Fortschrittlichste in diesen Gesetzen war. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Denn es ist doch festzustellen, daß in den Länder-
gesetzen einige Dinge wesentlich 'über das hinaus-
gehen, was hier in dem Gesetz verankert werden 
soll. 

(Abg. Sabel: Teils, teils!) 
Das kann doch von Ihnen nicht bestritten werden, 
selbst wenn es Fragmente sind. 
(Abg. Sabel: Sie haben mich doch verstanden!) 

— Ich habe Sie verstanden, wenn Sie sagen, die 
wirtschaftliche Mitbestimmung sei ohne Vorbild. 
In der in diesem Gesetz festgelegten Form, ja aber 
doch nicht in ihrem Ausmaß. 

(Abg. Sabel: Über ganz Deutschland hin!) 
Ich erwähne das darum, weil Sie eine zweijährige 
Betriebszugehörigkeit fordern. Sie haben heute ein 
Jahr vorgeschlagen. Ich freue mich, daß Sie uns 
etwas entgegenkommen. Aber das genügt nicht. 
Warum wollen Sie die  alten Rechte nicht bestehen 
lassen? Was spricht dagegen? Was sagen Sie da-
gegen? Sie sagen, Sie gäben den Arbeitnehmern 

neue Rechte. Die Rechte, die in diesem Gesetze 
verankert sind, waren nach 1945 hier und dort 
in den Gesetzen irgendwelcher Länder schon längst 
enthalten und überschritten. 

(Abg. Sabel: Jetzt gelten sie überall! Das 
ist doch besser!) 

— Aber nicht das, was in den einzelnen Ländern 
erreicht wurde. Ich bin darum beauftragt, Sie im 
Namen meiner Fraktion zu bitten, der Zitier 2 des 
Antrags Umdruck Nr. 634 zu § 7 zuzustimmen. 
wenn Sie ihm nicht zustimmen, glaube ich sagen 
zu können, daß Sie dann doch sehr rigoros über 
das hinweggehen, was bisher in unserem Bundes-
gebiet Recht und Übung war, und daß Sie auch 
sehr rigoros über die Gefühle hinweggehen, die 
die Arbeitnehmerschaft haben muß, wenn ihr mit 
dieser heutigen Vorlage bisheriges Recht genom-
men werden soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
weiter liegt vor der Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und DP, Umdruck Nr. 636 Ziffer 1. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Wir ver

-

zichten!) 
— Auf die Begründung wird verzichtet. 

(Zuruf des Abg. Harig.) 
— Herr Abgeordneter Harig, ich habe Ihnen das 
Wort noch nicht erteilt. 

Wir kommen zurück zur Abstimmung über § 1 
des Gesetzes. Sind noch Abgeordnete vorhanden, 
die ihre Stimme noch nicht abgegeben haben und 
das noch zu tun wünschen? — Das ist nicht der 
Fall; dann schließe ich die Abstimmung und gebe 
ihr vorläufiges Ergebnis*) bekannt. Für den Antrag 
der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
haben gestimmt 131 Abgeordnete, dagegen 206 Ab-
geordnete bei einer Enthaltung. Von den Berliner 
Abgeordneten haben mit Ja sechs, mit Nein fünf 
Abgeordnete gestimmt. Insgesamt haben sich 349 
Abgeordnete an der Abstimmung beteiligt. Damit 
ist der Antrag abgelehnt. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem § 1 in 
der Fassung zweiter Lesung zuzustimmen wün-
schen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Enthaltungen angenommen. 

Meine Damen und Herren. Ich darf zur Klärung 
nur darauf hinweisen, daß der Antrag der CDU/ 
CSU zu § 7, auf dessen mündliche Begründung ver-
zichtet wurde, zur Folge haben würde, daß auch in 
Satz 2 die Worte „zweijährigen Betriebsangehörig-
keit" durch „einjährigen Betriebsangehörigkeit" 
und in Abs. 2 die Worte „zweijährige Betriebszu-
gehörigkeit' durch „einjährige Betriebszugehörig-
keit" ersetzt werden müßten. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Wir bitten 
um diese redaktionelle Änderung!) 

— Das ist eine redaktionelle Änderung. Ich wollte 
nur darauf hinweisen. 

Herr Abgeordneter Harig wünscht, das Wort zu 
nehmen. 

(Abg. Sabel: Herr Harig, ist das noch der

-

selbe Zettel vom letzten Mal?) 

*) Vergl. das endgültige Ergebnis Seite 10295, 
1. Abstimmung. 
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Harig (KPD): Herr Sabel, ich habe eine Bitte 
an Sie. Sie haben sich bei allen meinen Ausfüh-
rungen zur zweiten Beratung so verhalten, wie 
es sich unter Abgeordneten dieses Hauses nicht 
gehört, 

(Heiterkeit rechts) 
um keinen schlimmeren Ausdruck zu gebrauchen. 
Wenn wir draußen in der Öffentlichkeit wären, 
würde ich sagen: Flegelhaft haben Sie sich be-
tragen. 

(Abg. Sabel: Wer? — Zurufe in der Mitte 
und rechts. — Glocke des Präsidenten.) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Harig, 
da wir uns hier in der Öffentlichkeit befinden, rufe 
ich Sie zur Ordnung. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte und 
rechts.) 

Harig , (KPD): Meine Damen und Herren! Der § 7 
sieht nach Verabschiedung in der zweiten Lesung 
noch die zweijährige Zugehörigkeit zum Betriebe 
vor. Es ist heute morgen ein Antrag der CDU auf 
dem Umdruck Nr. 636 vorgelegt worden, der diese 
Zeit auf ein Jahr beschrankt. Es mag Betriebe 
geben, in denen es keine Rolle spielt ob jemand 
ein Jahr, zwei Jahre oder fünf Jahre im Betriebe 
tätig ist. Aber darum geht es doch nicht. Es geht 
doen hier um eine grundsätzliche Frage. Es geht 
darum, ob alle Belegschaftsmitglieder oder Beschäf-
tigten in einem Betriebe die gleichen Rechte haben. 
Und was ist der Grund dafür, daß man einem Teil 
der Belegschaftsmitglieder Rechte abspricht? Dafür 
gibt es gar keine Begründung. Die sozialdemokra-
tische Fraktion hat den in der zweiten Lesung ge-
stellten Antrag,. die Zeit auf sechs Monate zu redu-
zieren, jetzt wiederholt. Ich kann nur sagen, daß 
wir diesem Antrag zustimmen werden. Aber 
warum ich hier heraufgekommen bin, das will ich 
Ihnen sagen. 

(Heiterkeit rechts.) 
Herr Dr. Schröder, Sie haben sich heute 

morgen hierhergestellt und haben erklärt: Stellen 
wir das Betriebsrätegesetz von 1920 in seinem 
materiellen Inhalt dem, was jetzt vorgelegt wird, 
gegenüber, kommentieren wir das und gehen wir 
hinaus, und dann wollen wir einmal sehen; das ist 
viel besser, fortschrittlicher! Herr Dr. Schröder, ich 
bin schon vor 1933 Betriebsrat gewesen. Ich kenne 
das Betriebsrätegesetz von 1920. Ich kenne die 
Praxis der Betriebsratstätigkeit von 1945 an. Ich 
habe unter dem Kontrollratsgesetz die Funktion des 
Betriebsrats innegehabt. Es gibt eine ganze Reihe 
von Betriebsvereinbarungen, die auch den Para-
graphen über die Dauer der Zugehörigkeit und 
über die Wählbarkeit enthalten. Herr Dr. Schrö-
der, für diesen Paragraphen trifft das, was Sie 
hier behaupten, nicht zu, ebenso wie es für eine 
ganze Menge entscheidender Paragraphen, die noch 
folgen, nicht zutrifft. Es hat doch keinen Zweck, 
Herr Dr. Schröder, hier in Agitation zu machen. 
Wir wollen doch die Dinge so sehen, wie sie sind. 

(Abg. Dr. Schröder: Zur Agitation eignen 
Sie sich besser, Herr Harig!)  

Es ist keiner hier heraufgekommen, es hat sich 
keiner hierher gestellt und eine Begründung dafür ge-
geben, daß jemand zwei Jahre im Betrieb tätig 
sein muß. Kein Mensch hat eine solche Begrün-
dung gegeben. Die Begründung habe ich in der 
zweiten Lesung schon vorgetragen, nämlich jene 
Begründung, die mir durch einen der Ihren aus 
einer Ausschußsitzung zu Gehör kam. Ich will sie 
nicht wiederholen, Herr Dr. Schröder, aber ich bin 

der Meinung, daß jemand doch nicht 25 Jahre im 
Werk sein und Jubiläum gefeiert haben muß, be-
vor er einmal Rechte im Betrieb bekommt. Ich er-
innere daran, daß einer der Ihren fünf Jahre vor-
geschlagen hat. 

(Zuruf rechts: Ja, das wäre beser!) 
Und wenn davon gesprochen wird, daß die vor-

gesehene Regelung eine Verbesserung des Gesetzes 
sei, dann möchte ich noch einmal ganz ernst auf 
den Inhalt des Kontrollratsgesetzes Nr. 22 hin-
weisen. Das Kontrollratsgesetz Nr. 22 sieht in 
dieser Frage nur vor, daß demokratisch gewählt 
werden muß. Das ist alles, es muß demokratisch 
gewählt werden. Es stellt in dieser Hinsicht gar 
keine Bedingungen, wie Sie sie hier stellen. 
in der Empfehlung, die der DGB für die Durch-

führung der Betriebsrätewahlen herausgegeben 
hat, ist ein halbes Jahr empfohlen worden, und 
viele Belegschaften haben das gutgeheißen, haben 
das in ihren Belegschaftsversammlungen angenom-
men und haben danach gehandelt. Ich kann Ihnen 
sagen, daß ich das damals nicht getan habe, und 
zwar deshalb nicht, weil ich darin schon eine Ein-
engung der Rechte gesehen habe. Aber das spielt keine 
Rolle. Bleiben wir einmal bei dem Vorschlag des 
DGB. Wenn der DGB diesen Vorschlag macht, dann 
entspricht dieser Vorschlag dem Willen derer, die 
es angeht, entspricht dem Willen der Belegschaften. 
Was für einen Grund haben Sie denn dafür, gegen 
den Willen der Arbeiter und Angestellten in Ihren 
Betrieben nun einen solchen Vorschlag hier durch-
zusetzen? Welche Gründe liegen denn da vor? Ich 
kann nur sagen, Sie stoßen auf kein Verständnis 
bei der Arbeiter- und Angestelltenschaft mit die-
sem Vorschlag. Sie haben sich mit diesem Vor-
schlag bei den Arbeitnehmern wirklich sehr in 
Mißkredit gesetzt. Er bedeutet eine Einengung der 
demokratischen Rechte. Was wollen denn die Ar-
beiter und Angestellten? Die Arbeiter und Ange-
stellten wollen denjenigen wählen, von dem sie an-
nehmen, daß er ihre Interessen wahrnimmt. Die 
Arbeiter und Angestellten schlagen daher den 
vor, den sie als ehrlichen und anständigen 
und ordentlichen Kerl kennen. Sie sehen gar nicht 
darauf, wie lange er schon beschäftigt ist. Und 
wenn jetzt eine Belegschaft so einen vorschlagen 
will, — warum will man ihr denn nun das Recht 
nehmen, solche Leute, die ihr Vertrauen haben, 
vorzuschlagen? Das stößt wirklich bei den Ar-
beitern und Angestellten auf kein Verständnis. 
Wenn man sich aber dann hierherstellt und davon 
spricht, dieses Gesetz sei fortschrittlicher, es be-
deute eine Verbesserung gegenüber dem alten Ge-
setz und gegenüber den Ländergesetzen, die in 
keinem einzigen Fall eine längere Zeit als ein 
halbes Jahr vorsehen, dann ist das nur eine 
Täuschung der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der KPD.) 
Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 

liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. 
Ich komme zunächst zur Abstimmung über den 

Antrag der Fraktion der Sozialdemokratischen 
Partei zu § 7, Umdruck Nr. 634 Ziffer 2. Ich bitte 
die Damen und Herren, die diesem Antrag zuzu-
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Der 
Antrag ist abgelehnt. 
Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP/DPB Um-
druck Nt. 636 Ziffer 1 unter Berücksichtigung der 
sich daraus ergebenden redaktionellen Änderung 
in § 7. Ich bitte die Damen und Herren, die diesem 
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Antrag zuzustimmen wünschen, um ein Hand-
zeichen. — Das ist die Mehrheit; dieser Antrag ist 
angenommen. 

Dann komme ich zur Abstimmung über die 
übrigen Sätze des Abs. 1 und über Abs. 2 — also 
§ 7 in seiner Gesamtheit — unter Berücksichtigung 
der eben beschlossenen Änderung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die § 7 zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die Mehr-
heit; § 7 ist -angenommen. 
Meine Damen und Herren, ich werde noch auf 

eine redaktionelle Änderung aufmerksam gemacht. 
In § 4 ist in der zweiten Beratung ein Buchstabe f 
eingefügt worden: 

Verwandte und Verschwägerte ersten Grades, 
die in häuslicher Gemeinschaft mit dem Unter-
nehmer leben. 

Ich werde darauf hingewiesen, daß es sinngemäß 
„Arbeitgeber" heißen müsse. Sind Sie damit einver-
standen, daß wir das kurzerhand ändern? 

(Zustimmung.) 
— Es bestehen keine Bedenken dagegen. 
Ich rufe § 8 auf. Dazu liegen übereinstimmende 

Änderungsanträge der Abgeordneten Stücklen und 
Genossen Umdruck Nr. 637 Ziffer 1, der Abgeord-
neten Euler und Genossen Umdruck Nr. 635 Zif-
fer 1 und der Föderalistischen Union Umdruck 
Nr. 638 Ziffer 1 vor. Soll der Antrag begründet 
werden? — Herr Abgeordneter Besold! 

Dr. Besold (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir freuen uns, daß der in der 
zweiten Lesung von uns gestellte Antrag nun auch 
auf Umdruck Nr. 637 aus Kreisen der Koalition 
eine Unterstützung gefunden hat. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Warum freuen 
Sie sich?) 

Das Betriebsverfassungsgesetz soll doch nicht 
schematisch, sondern organisch aufgebaut werden, 
Dazu gehört, daß neben der Wahrung der Inter-
essen der Arbeitnehmer auch die Struktur der 
mittelständischen Wirtschaft in ihren sozialen und 
wirtschaftlichen Besonderheiten berücksichtigt 
wird. Aus diesen Gründen, denen ich noch die-
jenigen anfügen möchte, die ich bereits in der 
zweiten Lesung ausgeführt habe, ohne sie hier 
nochmals zu wiederholen, stellen wir diesen Ände-
rungsantrag auf Umdruck Nr. 638. 
Ich möchte darauf hinweisen, daß für uns die 

Entscheidung dieser Frage von fundamentaler Be-
deutung ist und daß wir uns bewußt hier zum 
Sprecher des Handwerks und der mittelständischen 
Wirtschaft machen, zumal diese Kreise schon bei 
der seinerzeitigen Entscheidung über das Investi-
tionshilfegesetz und über das Kündigungsschutz-
gesetz nicht die entsprechende Berücksichtigung ge-
funden haben. Wir sind der Überzeugung, daß die 
Arbeitnehmer durch die übrigen gesetzlichen Be-
stimmungen in ihren Rechten auch gesichert sind, 
wenn die Betriebsräte erst von einer Zahl von 10 
Arbeitnehmern an gebildet werden. 
Wir beantragen namentliche Abstimmung, und 

ich bitte den Herrn Präsidenten, das Haus zu 
fragen, ob dieser Antrag Unterstützung findet. 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
ich frage: wer unterstützt den Antrag auf nament-
liche Abstimmung? — Das sind keine 50 Abgeord-
nete; der Antrag ist nicht hinreichend unterstützt. 
Der Herr Abgeordnete Richter hat das Wort. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Vorredner hat seine 
Ausführungen mit der Erklärung begonnen, er 
freue sich, daß diese Anträge, die er eben begrün-
det hat, gestellt wurden. Ich habe dazwischen geru-
fen: „Warum freuen Sie sich?" Er ist mir die Ant-
wort schuldig geblieben. Das sieht doch so aus, als 
ob die Betriebsräte in den Kleinbetrieben, in 
denen sie nun mit diesen Anträgen ausgeschlossen 
werden sollen, Feinde des Arbeitgebers wären. Wir 
haben doch bis jetzt immer die Worte gehört, daß 
dort zwischen Arbeitnehmern und Handwerks-
meister bestes Einvernehmen herrsche. Warum will 
man denn da, wo es die Belegschaft will — es ist 
ja kein Muß, es ist ja kein Zwang, Betriebsvertre-
tungen zu bilden —, der Belegschaft nicht das 
gesetzliche Recht geben, einen Betriebsrat zu bil-
den? Warum soll man sich freuen, daß dieser Be-
triebsrat untersagt ist? Das sieht nicht so aus, als 
ob dort die besten Verhältnisse herrschten. 
Aber, meine Damen und Herren, ich möchte Sie, 

bevor Sie abstimmen, auch darauf aufmerksam 
machen, um welche große Zahl von Arbeitnehmern 
und von Betrieben des Handwerks und der Land-
wirtschaft es sich hier handelt. Meine Zahlen sind 
nicht vollständig, sie sind geschätzt; ich kann also 
nicht für die Richtigkeit garantieren, aber sie ent-
sprechen ungefähr den tatsächlichen Verhältnissen. 
Es sind innerhalb des Gewerbes und der Land-
wirtschaft bei einer Beschäftigtenzahl von 6 bis 
10 Personen rund 400 000 Betriebe mit rund 3 Mil-
lionen Beschäftigten. Die schalten Sie aus. Da 
außerdem in anderen Fällen noch Anträge gestellt 
sind, die Beschäftigtenzahl auf 20 zu erhöhen, 
würde sich bei Annahme auch dieser Anträge die 
Zahl sogar auf ungefähr 6 Millionen Beschäftigte 
und zirka 1 Million Betriebe erhöhen. Das bedeu-
tete also fast die Hälfte der in der Bundesrepublik 
Beschäftigten. Diesen Beschäftigten in den Klein-
und Mittelbetrieben wollen Sie diese Rechte vor-
enthalten? 
Ich bitte Sie, die Anträge abzulehnen. 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Harig! 

Harig (KPD): Gestatten Sie noch wenige Worte. 
Es ist nur allzu natürlich, daß diese Gesetzesvor-
lage in den Gewerkschaftseinheiten und in den 
Betrieben diskutiert worden ist. Das Ergebnis der 
Diskussionen, der Untersuchungen des Inhalts 
dieses Gesetzes drückte sich dann in den Demon-
strationen und Kundgebungen aus. Ich will damit 
sagen: das Gesetz ist von der Arbeiterschaft wegen 
seines Inhalts abgelehnt worden. Aber der Inhalt, 
der ihm jetzt gegeben werden soll, war den Beleg-
schaften nicht einmal bekannt. Der Inhalt des Ge-
setzes, der diskutiert worden ist, ist noch wesent-
lich verschlechtert worden. 
Hier handelt es sich um den § 8. In § 8 der alten 

Vorlage heißt es: 
In allen Betrieben, die in der Regel mindes-
tens fünf ständige wahlberechtigte Arbeit-
nehmer beschäftigen, von denen drei wählbar 
sind, werden Betriebsräte gebildet. 

Darüber ist in den Betrieben diskutiert worden. 
Nun sind Sie in der zweiten Lesung dazu überge-
gangen, eine ganze Anzahl derer, die Anspruch auf 
eine Vertretung durch dieses Gesetz erheben, aus-
zuschließen. Sie haben die Land- und Forstarbei-
ter ausgeschlossen — unter 10 wahlberechtigten 
Arbeitnehmern —; Sie sind in der zweiten Lesung 
— ohne daß es draußen in den Betrieben und Ge- 
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werkschaften diskutiert worden war — dazu über-
gegangen und haben es verschlechtert. Und dann 
stellen Sie sich hin und sagen: Es ist nun einmal 
so, daß man, wenn man etwas aushandelt, Kon-
zessionen machen muß. Das sind mir nette Kon-
zessionen, die Sie der linken Seite dieses Hauses 
machen, wenn Sie das Gesetz noch verschlechtern! 
Nun kommen Sie heute mit Ihrem Antrag Um-

druck Nr. 635, und dieser Antrag sieht eine wei-
tere Verschlechterung vor. Er sieht vor, daß die 
Metzger-, die Bäcker- und sonstige Handwerksbe-
triebe sowie außerdem der ganze Handel genau wie 
die Land- und Forstwirtschaftsbetriebe auszuschal-
ten sind, wenn sie nicht mindestens 10 ständige 
wahlberechtigte Arbeitnehmer beschäftigen. Sehen 
Sie, da können Sie sich doch nicht mit gutem 
Gewissen, ohne rot zu werden, hier hinstellen und 
von einer Verbesserung sprechen. Das können Sie 
doch nicht, wenn Sie anständige Menschen sind, 

(Lachen und Zurufe von der Mitte: Wir 
wollen ja gar nicht rot werden!) 

sondern dann müssen Sie doch zugeben, daß der 
Inhalt der Vorlage für die Arbeitnehmer besser 
war als die heutige Fassung. Geben Sie das zu 
und sagen Sie das auch draußen, dann sind wir 
mit Ihnen einig! 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Besprechung. 

Ich komme zur Abstimmung über die überein-
stimmenden Änderungsanträge der Umdrucke Nm. 
635, 637 und 638, jeweils Ziffer 1. Ich bitte die Damen 
und Herren, die diesen Änderungsanträgen zuzu-
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe! — Meine Damen und 
Herren, das zweite ist die Mehrheit; die Ände-
rungsanträge sind abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über § 8 in der Fas-
sung der zweiten Beratung. Ich bitte die Damen 
und Herren, die zuzustimmen wünschen, um ein 
Handzeichen. — Das ist die ganz überwiegende 
Mehrheit; angenommen. Mit dieser Abstimmung 
haben sich die Änderungsanträge zu § 9 sachlich 
erledigt. 
Ich rufe auf § 13, Änderungsantrag Umdruck 

Nr. 634 Ziffer 3. 
Herr Abgeordneter Ludwig! 

Ludwig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nachdem am Mittwoch und Donners-
tag unsere Anträge ohne Debatte abgelehnt wor-
den sind, so daß es uns nicht möglich gewesen ist, 
Ihre Argumente kennenzulernen, halte ich es für 
zweckmäßig, diesen Antrag noch einmal zu be-
gründen. Die Ausführungen des Herrn Dr. Schrö-
der haben auch mir heute früh einen kleinen 
Hoffnungsschimmer gegeben; denn er hat erklärt, 
er stehe zu seinen Worten vom 27. Juli 1950. Ich 
werde sie nachher zitieren. 

Einige Formulierungen sollten wirklich noch 
einmal überlegt werden, auch wenn man festgelegt , 

 ist, wie es hier scheint. Zu § 13 Abs. 3 beantragen 
wir also noch einmal, die Verhältniswahl fallenzu-
lassen und sich für die Mehrheits- oder Personen-
wahl zu entscheiden. Ich bitte Sie, zu bedenken, 
daß z. B. schon im nächsten Paragraphen, in § 14, 
die Berücksichtigung der verschiedenen Beschäfti-
gungsarten vorgesehen ist. Wie soll man die Be-
schäftigungsarten oder die Sparten berücksichtigen, 
wenn sie nicht die Möglichkeit haben, Einzelvor

-

schläge oder Vorschläge der Sparten zu unter-
breiten? Nur wenn jeder frei wählen kann, kann 
das berücksichtigt werden, was hier vorgesehen 
ist, können die besten Leute in den Vordergrund 
kommen. Die Praxis hat gezeigt, daß die  Arbeiter 
und Angestellten in loyaler Weise, wenn in Be-
triebsversammlungen darauf hingewiesen wird, 
Vertreter der einzelnen Sparten wählen, und im 
allgemeinen waren die Betriebsräte tatsächlich 
auch entsprechend zusammengesetzt. Die  Verhält-
niswahl macht dies einfach unmöglich. Es könnte 
z. B. sein, daß die Spitzenkandidaten aller Listen 
aus derselben Abteilung sind. Dann ist das, was in 
§ 14 vorgesehen ist, schon nicht möglich. 
Ich möchte die Frage aufwerfen: Wer soll denn 

Listen einreichen? Gewiß, infolge des Industrie-
gewerkschaftsprinzips wird es in der Regel so sein, 
daß eine Liste kommt, und da ist es ja auch nach 
dem vorliegenden Gesetz, wenigstens nach der bis-
herigen Fassung, möglich, die Mehrheitswahl 
durchzuführen. Ich möchte aber auch auf die Ge-
fahr hinweisen, daß, wenn die Verhältniswahl 
möglich ist, selbstverständlich sehr bald  Listen zu-
nächst von antidemokratischen extremen 'Gruppen 
kommen werden. Wir haben ja in Baye rn  gewisse 
Erfahrungen und die Feststellung gemacht, daß 
ungefähr 1000 Betriebsräte — das ist nicht die ganz 
genaue Zahl, sie wird aber ungefähr stimmen — 
unorganisiert, d. h. unkontrollierbare Elemente 
sind. Es ist gar nicht zu vermeiden, daß dann, wenn 
die extremen Gruppen erst einmal den Vorstoß 
gemacht haben, auch die übrigen Parteien kommen 
werden und wir dann in den Betrieben den schön-
sten Parteienkampf, d. h. die Politisierung der Be-
triebe bekommen. Ich glaube, das wollen weder 
Sie noch wir. 
Im politischen Leben ist es verständlich, wenn I 

von den Parteien die Verhältniswahl verlangt 
worden ist. Ich selbst war auch immer An-
hänger der Verhältniswahl im politischen Leben. 
Sie wissen aber auch, daß das heute schob sehr 
umstritten ist und daß wir uns auch bei der Bun-
destagswahl für eine Kombination von Persönlich-
keitswahl und Verhältniswahl entschieden haben. 
Nun möchte ich alber noch eine andere Frage 

aufwerfen. Wie kommt man dazu, wenn man im 
öffentlichen Leben die Persönlichkeitswahl ver-
langt, ausgerechnet für die Betriebe ,die Verhält-
niswahl zu verlangen? Da uns weder im Ausschuß 
noch bei den Beratungen  'der  zweiten Lesung Ar-
gumente geboten worden sind, habe ich auch ein-
mal das Protokoll von 1950 nachgeschlagen und 
festgestellt, was damals Herr Dr. Schröder ge-
sagt hat. Er erklärte: 

. . ., daß wir weitgehend an die Stelle der 
Listenwahl eine Persönlichkeitswahl gesetzt 
zu sehen wünschen 

(Hört! Hört! bei der SPD) 
und uns damit auch in Übereinstimmung mit 
unseren grundsätzlichen Forderungen zum 
Wahlrecht halten, . . . 

Sie sehen also, daß es auch in der Linie prominen-
ter Leute der Regierungsparteien liegt, unserem 
Antrag stattzugeben. Gerade aus diesen Ausfüh-
rungen und aus der Erklärung Dr. Schröders von 
heute früh, daß er zu seinen Worten steht, schöpfe 
ich die Hoffnung, daß Sie unserem Antrag doch 
noch zustimmen und damit eine zeitgemäße und 
vernünftige Entscheidung fällen. Im größten Teil 
des Bundesgebiets ist bis jetzt in dieser Weise 
gewählt worden. Dieses Wahlsystem, die Persön-
lichkeitswahl im Betrieb, ist also eine Art Ge- 
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wohnheitsrecht geworden. Es wäre sehr wünschens-
wert, wenn das nun auch im neuen Gesetz für das 
ganze Bundesgebiet festgelegt würde. 

Ich appelliere deshalb noch einmal an Sie, meine 
Damen und Herren, diese  Sache  außerordentlich 
ernst zu nehmen, sie noch einmal reiflich zu über-
legen, denn auch Sie wollen, daß nur die Besten 
in den Betriebsrat gewählt werden, und wollen 
bestimmt auch nicht die Politisierung der Betriebe. 
Deshalb bitte ich Sie, unserem Antrag zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Agatz. 

Agatz (KPD): Meine Damen und Herren! Nach-
dem schon in § 1 entschieden wurde, daß dieses 
Gesetz nicht für die Betriebe  des  öffentlichen 
'Dienstes und der Verwaltungen Geltung hat, nach-
dem dort also schon eine Aufspaltung der Arbeitneh-
merschaft in Arbeitnehmer der privaten Industrie 
und solche der öffentlichen Dienste vorgenommen 
wurde, soll nunmehr hier in § 13 eine weitere Auf-
spaltung erfolgen. Das ist der Sinn der Fassung 
dieses Paragraphen, darum will man hier einmal 
auf Verhältniswahl und, ein anderes Mal auf 
Gruppenwahl hinaus. Es ist sehr richtig gesagt 
worden, daß die Verhältniswahlen dahin führen 
müssen, daß sich in den Betrieben die Arbeiter 
aufgesplittert gegenübertreten, und das soll ja auch 
wohl der Zweck dieses Gesetzes sein. Das wollen 
Sie ganz ohne Zweifel erreichen. Sie 'wollen die 

 Einheitlichkeit, die Solidarität der Arbeiterschaft 
zerstören. Sie wissen, Ihr Prinzip heißt: Teilen und 
dann herrschen! Sie meinen, daß Sie mit einer auf-
gespaltenen Arbeiterschaft eben besser fertig wer-
den können. Wir können 'deswegen nur 'den  Antrag 
der sozialdemokratischen Fraktion unterstützen, 
weil es uns leider infolge der Geschäftsordnung 
nicht möglich ist, noch eigene Anträge zu stellen. 
Wir wollen von 'hier aus den Arbeitern sagen, sie 
sollen unter allen Umständen an ihrer Einheitlich-
keit festhalten. 'Dieser Paragraph ist ein sehr ge-
fährlicher Anschlag auf ihre Interessen, er soll sie 
'durcheinander- und gegeneinanderbringen, er soll 
sie somit wehrlos machen und den Unternehmern 
ausliefern. 

Präsident Dr. Ehlers: Keine weiteren Wortmel-
dungen. Ich schließe die Besprechung. Ich bitte die 
Damen und Herren, die idem Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 3 zu 
§ 13 zuzustimmen wünschen, die Hand zu er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
zweite war die Mehrheit. Der Antrag ist ab-
gelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die § 13 in der 

Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen wün-
schen, um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — § 13 ist ange-
nommen. 
Ich rufe § 20 mit 'den Änderungsanträgen der 

Fraktion der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffern 4 und 
5 auf. Sollen die Anträge begründet werden? — 
Herr  Abgeordneter Keuning! 

Keuning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir messen der Jugendvertretung 
und ihrem Funktionieren in den Betrieben solch 
große Bedeutung zu, daß wir 'den  Punkt auch 
heute in der dritten Lesung nochmals aufgreifen. 

Ich will aber im wesentlichen auf die Begründung 
in der zweiten Lesung hinweisen. 

(Beifall in 'der Mitte.) 
— Ich habe gesagt: im wesentlichen! 

(Heiterkeit.) 
Ich habe Ihnen in der zweiten Lesung die Zah-

len meines Wahlkreises bekanntgegeben und dar-
auf 'hingewiesen, daß in meinem Wahlkreis mit 
dem Inkrafttreten 'dieses Gesetzes ca. 50 % der 
heutigen Jugendsprecher nicht mehr Jugend-
sprecher sein könnten, weil Sie ja nun in diesem 
Gesetz festgelegt haben, daß Jugendsprecher höch-
stens ein Alter von 21 Jahren haben dürften. 

(Abg. Sabel: Nun, Jugend an die Front!) 
— Herr Kollege 'Sabel,  Sie wissen, daß wir im 
Ausschuß 'bereits das vollendete 30. Lebensjahr 
festgelegt hatten. Die erste Fassung des Arbeits-
kreises hat das auch der Öffentlichkeit bekannt-
gegeben. Ich habe mich erkundigt und möchte 
Ihnen sagen, wie es nun im Wahlkreis des Herrn 
Bundeskanzlers aussieht. Ich hoffe, daß Sie  ihm 
das nicht antun werden, mit der Annahme der 
Vorlage in der von Ihnen vorgeschlagenen Form 
auch hier 50% der jetzt tätigen Jugendsprecher 
außer Amt zu setzen. Ich glaube auch, daß es nicht 
zufällig ist, daß in meinem Wahlkreis und ' im 
Wahlkreis 'des Kanzlers die Zahl so um 50 % liegt. 
Ich habe im Ausschuß ähnliche Ausführungen ge-
macht. Ich nehme an, daß es so etwa im ganzen 
Bundesgebiet aussehen wird, daß also etwa die 
Hälfte aller Jugendsprecher zwischen 21 und 
24 Jahren alt ist. Ich möchte nicht, daß plötzlich die 
ganze Jugendbewegung in den Betrieben von heute 
auf morgen vor der Frage steht, wie nun den not-
wendigen Nachwuchs schaffen. 'Die  meisten von 
Ihnen wissen, wie schwer das in den Betrieben ist. 
Ich hoffe, mit  'der Bekanntgabe 'dieser Zahlen 

Sie doch ein wenig nachdenklich gemacht zu haben 
und gebe mich der Hoffnung hin, daß Sie unse-
rem Antrag zustimmen werden. 

(Beifall bei 'der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das ist die Begründung 
für Abs. 2. Wie ist es mit Abs. 3? Herr Abgeord-
neter Preller! 

Dr. Preller (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben schon in der zweiten 
Lesung über die Frage gesprochen, wie es mit den 
Betrieben besonderer Art ist, die Betriebsräte 
anderer Art haben müssen. In jedem Betriebsräte-
gesetz ist diese Frage geregelt gewesen, weil es 
gar nicht strittig ist, daß für solche Gewerbezweige 
wie etwa das Baugewerbe das Recht geschaffen 
werden muß, daß sie eine Betriebsvertretung ent-
sprechend ihrer Eigenart schaffen. Das ist ein 
sachliches Erfordernis. Die Schwierigkeit bemerkt 
man erst dann, wenn man diesen Grundsatz durch-
führen will; denn dann muß die Frage entschieden 
werden — und das ist der Grund, weshalb ich 
hier noch einmal unseren Antrag begründe —, ob 
die dazu erforderliche tarifvertragliche Regelung 
völlig frei sein oder unter irgendeiner behörd-
lichen Aufsicht stehen soll. 
Meine Damen und Herren, wer sich mit Arbeits-

recht beschäftigt, weiß, daß das eine sehr grund-
sätzliche Frage des Arbeitsrechts ist, die hier ange-
sprochen wird, eben die Frage, wieweit die Selb-
ständigkeit des Tarifabschlusses gehen soll, also 
die Frage der tarifvertraglichen Autonomie. Das 

L ist nicht nur eine wissenschaftliche, sondern, wie 
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mein Kollege Wönner das leite Mal auf Grund 
seiner Lebenserfahrung in den Betrieben ausge-
führt hat, eine eminent praktische Frage. Wem es 
mit der Gestaltungsfreiheit der Tarifparteien ernst 
ist, der muß ihnen auch ein freies Spiel der Tarif-
gestaltung in den Fragen der Betriebsverfassung 
gewähren. Diese freie Gestaltung auch hinsicht-
lich der Betriebsverfassung ist vor drei Jahren 
in dem Tarifvertragsgesetz festgelegt worden. Da-
mals hatte man den Mut, wenn man so sagen will, 
zu einer freien Tarifgestaltung. Ich darf auch daran 
erinnern, daß sich in Hattenheim die Arbeitgeber 
noch eindeutig für die Autonomie ausgesprochen 
haben, nämlich in der Selbstverwaltung der Bun-
desanstalt und im Schlichtungswesen. Um so 
schwerer erscheint es mir und uns verständlich, 
warum sich die Herren, die Arbeitgebervertreter 
in den Ausschüssen sind, 

(Abg. Dr. Wellhausen: Erlauben Sie mal, 
das stimmt nicht!) 

bzw. die Vertreter von Arbeitgeberinteressen sind, 
die über die Parteien in die Ausschüsse gekom-
men sind, 

(Abg, Dr. Wellhausen: Auch das stimmt 
nicht!) 

nun der Skepsis gegenüber den Tarifparteien an-
geschlossen haben, also eigentlich der Skepsis 
gegenüber sich selbst. Diese Skepsis ist, wie wir 
uns erinnern, in den Ausschuß im Grunde erst 
durch die Bürokratie hineingetragen worden. 

Wenn ein solcher Tarifvertrag von der Zustim-
mung von Behörden abhängig gemacht wird, tut 
man etwas, was, abgesehen von dem „Sündenfall" 
der Verbindlicherklärung, in der Weimarer Repu-
blik niemals gutgeheißen worden ist, weder von 
der Praxis noch von der Wissenschaft. Man hat 
vielmehr stets die völlig ungehinderte Gestaltung 
durch die Tarifparteien als die Grundvorausset-
zung des kollektiven Arbeitsrechts angesehen. Ich 
frage: Hat man denn eigentlich Angst, daß die 
Tarifparteien für die hier in Frage kommenden 
Betriebe etwas Fortschrittlicheres schaffen könn-
ten, als in dem Gesetz steht? Man könnte beinahe 
auf diese Idee kommen, wenn man sich Ihre Ab-
lehnung unseres Antrags auf Streichung der be-
hördlichen Zustimmung in der zweiten Lesung 
noch einmal vor Augen hält. In der Begründung 
der Vorlage heißt es, daß man solche Abweichun-
gen vom Gesetz nicht ohne Mitwirkung staatlicher 
Stellen will und streicht dabei plötzlich deren par-
lamentarische Verantwortung heraus. Da frage ich 
mich, warum man in diesem Gesetz und an dieser 
Stelle so vorsichtig ist, während man in der  Wei-
marer Republik eine so wichtige Abweichung vom 
Gesetz wie die tarifliche Regelung der Mehrarbeit 
den Tarifparteien völlig überlassen hat ohne einen 
behördlichen Eingriff. Hat man in der Frage der 
Überstunden das Vertrauen in die Tarifparteien. 
daß sie die ihnen gegebenen Möglichkeiten nicht 
in gefährlicher Weise ausnutzen, so sollte man das 
gleiche Vertrauen auch hinsichtlich der Betriebs-
verfassung haben. zumal ein Tarifvertrag doch 
nur entstehen kann, wenn Gewerkschaften und 
Arbeitgeber übereinstimmen. 

(Abg. Frau Kipp-Kaule: Sehr gut!) 

Sie haben unseren Antrag in der zweiten 
Lesung abgelehnt. Wir machen Ihnen nunmehr 
aus diesem Grunde einen Kompromißvorschlag. 
der Ihnen aus den Ausschußberatungen bekannt 
ist. Wir bitten Sie dabei, die Hemmungen zu über-
winden, die Sie damals im Ausschuß gegen diesen 

Vorschlag hatten und denen dort insbesondere von 
behördlicher Seite Ausdruck gegeben worden ist. 
Wenn nämlich von Ihnen eine gewisse Über-
wachung durch die Behörde durchaus für erforder-
lich gehalten wird, dann möchten wir Sie bitten, 
doch wenigstens den Tarifparteien die Tarifauto-
nomie zu bewahren. Geben Sie entsprechend unse-
rem Vorschlag den Arbeitsministerien nicht mehr 
Rechte als das Recht, Bedenken gegenüber den 
Tarifparteien dann zu erheben, wenn die Behörde 
etwa glaubt, daß das von den betreffenden Arbeit-
gebern gemeinsam mit den Gewerkschaften gefun-
dene andere Betriebsvertretungsrecht zu irgend-
welchen Anständen Anlaß gibt. Ich kann mir gar 
nicht vorstellen, welche Anstände das überhaupt 
sein sollten. Aber bewahren Sie, meine Damen 
und Herren, auf diese Weise den Tarifparteien 
das Recht der eigenen Gestaltung und nähern 
Sie diese Tarifverträge nicht in so gefährlicher 
Weise den früheren Tarifordnungen. Es geht hier 
wirklich um eine grundlegende Entscheidung. 
Sollten Sie politische Bedenken haben, dann stel-
len Sie sie zurück hinter dem Gedanken, der uns 
gemeinsam bewegt, dem Gedanken der Freiheit 
der Gestaltungsmacht der Tarifparteien. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Freudenberg. 

Freudenberg (FDP-Gast): Meine Damen und 
Herren! Aus praktischer Betriebserfahrung heraus 
bitte ich, dem sozialdemokratischen Antrag, die 
Wählbarkeit der Jugendvertreter statt bis zum 
21. bis zum 24. Lebensjahr auszudehnen, die Zu-
stimmung zu geben. 

(Beifall bei der SPD.)  

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Harig! 

Harig (KPD): Meine Damen und Herren! Es ist 
erfreulich, daß es in diesem Hause bisher wenig-
stens einen gegeben hat, der eingesehen hat, daß 
man noch etwas ändern muß, und es ist erfreulich, 
festzustellen, daß es sich hierbei um den Abge-
ordneten Kollegen Freudenberg handelt. 

(Heiterkeit.) 
Aber dieser Punkt ist nicht der einzige, der Veran-
lassung gibt, darauf hinzuweisen. daß das, was 
heute morgen gesagt worden ist, nicht stimmt, daß 
das nicht in Ordnung ist und daß dieses Gesetz 
keine Verbesserung darstellt. Man könnte das 
Paragraph für Paragraph nachweisen. Das veran-
laßt mich, jedesmal hier heraufzukommen. Denn 
heute morgen ist hier ziemlich dreist, für die 
Öffentlichkeit bestimmt. gesagt worden: dieses 
Gesetz ist besser als das vorhergehende. Sehen 
Sie, die Jugend ist durch dieses Gesetz vollkommen 
ausgeschaltet. Es handelt sich ja nicht nur darum. 
daß jemand bis zu 24 Jahren gewählt werden darf, 
wie es jetzt vorgeschlagen worden ist, sondern es 
handelt sich auch darum: wo kann iemand ge-
wählt werden, wieviel können gewählt werden? 
Der sozialdemokratische Vorschlag sieht so. wie es 
im § 9 für die älteren Arbeiter vorgesehen ist. vor, 
daß in Betrieben mit fünf bis zwanzig jugendlichen 
Arbeitnehmern ein Jugendvertreter gewählt wer-
den kann, während Sie in der Ausschußvorlage 
schreiben. daß in Betrieben mit fünf bis fünfzig 
jugendlichen Arbeitnehmern ein Jugendvertreter 
gewählt werden kann. Sehen Sie, dagegen muß 
man sich wehren. Es gibt doch Betriebe — stellen 
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Sie sich das vor —, in denen 40 oder — seien wir 
einmal ganz genau - 49 junge Menschen arbeiten. 
Da soll ein einziger Jugendvertreter die Interessen 
dieser 49 wahrnehmen! Es gibt doch so vielseitige 
Interessen der Jugendvertretung, gerade heute, 
wo die Jugend so gefährdet ist. Da hat es doch 
keinen Zweck, den Kopf in den Sand zu stecken 
und sich vor den Tatschen zu verschließen. 

Außerdem möchte ich darauf hinweisen, daß die 
Jugend dadurch besonders benachteiligt worden 
ist, daß man ihr in § 35 nur das Recht gibt, mit 
beratender Stimme an den Sitzungen des Betriebs-
rats teilzunehmen. Dagegen muß man sich wehren. 
Dagegen sträubt sich die gesamte Jugend. Darüber 
hat sich die Jugend unterhalten, und daher war 
die Jugend auch so sehr aktiv bei den Aufmär-
schen, die aus Protest gegen dieses Gesetz durch-
geführt worden sind. Jugend ist nun einmal 
Jugend, und die Jugend soll Nachfolger sein, Nach-
folger für die vielen, die während des Dritten 
Reiches durch die Schuld der Nazis ausgefallen 
sind aus dem gewerkschaftlichen Funktionärkörper. 
Diese Jugend vernachlässigt man jetzt noch weiter. 
Man nimmt ihr die Rechte, die sie seit 1945 bis 
jetzt, verbrieft oder unverbrieft, gehabt hat, vie-
lenorts unverbrieft, oft aber auch verbrieft, durch 
betriebliche Vereinbarungen festgelegt. Diese 
Rechte nimmt man ihr jetzt. Kollege Keuning hat 
vollkommen recht: eine ganze Reihe von Jugend-
sprechern müssen einfach abdanken, weil sie das 
im Gesetz vorgeschriebene Alter überschritten 
haben. Ich kenne Jugendsprecher, die 25 und 26 
Jahre alt sind, die im Mittelpunkt der Jugend 
stehen und nur die Interessen der Jugend bisher 
vertreten haben und noch weiter vertreten wollen, 
die das Vertrauen der Jugend besitzen. Die sollen 
nun einfach entrechtet werden. Ich halte das für 
ein großes Unrecht. Die Jugend wird Ihnen darauf 
wohl auch etwas zu sagen haben. 

(Abg. Majonica: Ihr Soll an Jugend haben 
Sie ja nun erfüllt, Herr Harig!) 

— Bitte? Stimmt's nicht, was ich sage? 
(Abg. Majonica: Doch, ich habe nur gesagt: 
Ihr Soll an Jugend haben Sie erfüllt!) 

— Überprüfen Sie das, was ich Ihnen gesagt habe, 
und Sie werden sehen, daß ich recht habe! 
Aber ich will Ihnen noch etwas anderes sagen: 

Gerade die Regierungskoaliton, gerade diese Regie-
rung stellt doch jetzt große Ansprüche an die 
Jugend! Sie erklärt doch ganz offen, daß sie die 
Remilitarisierung durchführen und die Jugend zu 
Kanonenfutter benutzen will. Das erklärt sie doch 
ganz offen! Die Jugend soll zum Totschießen alt 
genug sein, wenn sie 17 Jahre alt ist. Soll ich Sie 
daran erinnern? Gerade Sie, Herr Majonica, Sie 
waren es doch auch selber, Sie waren doch viel-
leicht auch mit 14 Jahren Flakhelfer, dazu waren 
Sie gut genug! Aber jetzt will man dieser Jugend 
das demokratische Recht absprechen. Ich kann 
Ihnen nur eins sagen: bei jedem Paragraphen, der 
hier behandelt wird, sind wir in der Lage, nach-
zuweisen, daß all das, was Sie hier sagen, nur 
ein Täuschungsmanöver darstellt. 

(Beifall bei der KPD. — Zurufe von der 
Mitte und rechts.) 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. 
Herr Abgeordneter Freudenberg, ich habe Ihren 

Antrag dahin verstanden, daß Sie in Abs. 2 in der 
Fassung der zweiten Beratung an die Stelle der 

 
Worte „21. Lebensjahr" die Worte „24. Lebens-
jahr" setzen wollen. Ist das richtig? 

(Abg. Freudenberg: Jawohl!) 

Es liegen also vor der Antrag der sozialdemokra-
tischen Fraktion Umdruck Nr. 634 Ziffer 4, der An-
trag des Herrn Abgeordneten Freudenberg und 
der Antrag der sozialdemokratischen Fraktion zu 
Abs. 3, Umdruck Nr. 634 Ziffer 5. 

Ich darf zunächst über den Antrag der Fraktion 
der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 4 abstimmen 
lassen. Ich bitte die Damen und  Herren,  die diesem 
Antrag zuzustimmen wünschen, um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letzte ist die Mehrheit; dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
des Herrn Abgeordneten Freudenberg, im letzten 
Satz des Abs. 2 an die Stelle der Worte „21. Le-
bensjahr" die Worte „24. Lebensjahr" zu setzen. 
Ich bitte die 'Damen und Herren, die diesem Antrag 
zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. —
Das ist die ganz überwiegende Mehrheit; dieser 
Antrag ist angenommen. 

Ich bitte nunmehr die Damen und Herren, die 
dem Antrag der sozialdemokratischen Fraktion zu 
§ 20 Abs. 3 — Umdruck Nr. 634 Ziffer 5 — zuzu-
stimmen wünschen, um ein Handzeichen. - Ich 
bitte um die 'Gegenprobe. — Das zweite war die 
Mehrheit; dieser Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf § 29. Dazu liegt der Änderungs-
antrag der sozialdemokratischen Fraktion auf Um-
druck Nr. 634 Ziffer 6 vor. 
Herr Abgeordneter Wönner zur Begründung. 

(Abg. Richter [Frankfurt]: Verzeihung, 
Herr Präsident, § 20 Abs. 3!) 

Ist bereits abgelehnt worden! 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Ent-
schuldigung. Nachdem die Änderungsanträge er-
ledigt sind, muß ich noch über § 20 in  der  geänder-
ten Fassung abstimmen lassen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die § 20 insgesamt zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. —Das erste war die Mehrheit; § 20 
ist angenommen. — Ich bitte um Entschuldigung, 
Herr Abgeordneter Wönner. 

Wönner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben es für zweckmäßig und 
notwendig erachtet, auch zu § 29 Abs. 3 unseren 
schon in der 'zweiten Lesung eingebrachten Er-
gänzungsantrag wieder einzubringen. Zwar mag 
zunächst das gestellte Teilproblem die Sache nicht 
bedeutsam genug erscheinen lassen; aber es ist 
nichts, was über die Tatsache hinwegtäuschen 
könnte, 'daß es im Rahmen der Gesamtfrage doch 
ein Grundproblem der Entwicklung modernen Be-
triebsverfassungsrechts berührt — nämlich die 
Mitwirkung der Gewerkschaften auch bei der Ein-
berufung von Betriebsratssitzungen —, des moder-
nen Betriebsverfassungsrechts, so wie wir es  be-
greifen; dessen Erfordernisse von der Erkenntnis 
bestimmt sind, daß es gilt, den mechanisierten und 
entseelten Arbeitsalltag im Betrieb aus der Sphäre 
der Entpersönlichung dadurch herauszuführen, daß 
der Persönlichkeitswert auch des arbeitenden Men-
schen durch Mitverantwortung, d. h. durch Mit-
bestimmung wieder- und weiterentwickelt werde. 
Dies ist um so mehr erforderlich, als der Arbeits-
raum des arbeitenden Menschen in einem hohen 
Grade gleichzeitig auch sein Lebensraum ist 
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Nicht nur die nicht ausreichende Berücksichti-

gung des berechtigten materiellen Anspruchs des 
Arbeitenden, sondern vor allem auch die fehlende 
Anerkennung seines Anspruchs auf die Würde als 
Mensch schafft jene psychischen Spannungen, die 
in der Regel ihren Niederschlag nicht nur im Be-
triebe finden, sondern auch in die allgemeine ge-
sellschaftliche Sphäre hinüberschlagen. Alle syndi-
kalistischen und in ihrer letzten Konsequenz nihi-
listischen Vorstellungen haben ihre Wurzel in der 
Tatsache, daß Arbeits- und Betriebserlebnis den 
arbeitenden Menschen nicht mehr voll zu erfüllen 
vermögen und ihn in einer immer größeren Leere 
zurückgelassen haben. So war schon immer der 
Betrieb Ursache und Ausgangspunkt sozialer Stö-
rungen, die im Gesellschaftsganzen sichtbar ge-
worden sind. 

Nur wer diese ständige Wechselwirkung zwischen 
Betrieb und allgemeinem gesellschaftlichen Sein 
anzuerkennen bereit ist, wird die Notwendigkeit 
erkennen, daß auch im Betriebsverfassungsrecht 
nicht nur das Betriebserlebnis in seinen Wirkungen 
nach außen seinen Niederschlag finden kann, daß 
gesellschaftspolitische Gesamtvorstellungen not-
wendig in den Betrieb zurückwirken müssen. Auf 
dieser Grundtatsache ist die Forderung aufgebaut, 
daß innerhalb des Betriebsverfassungsrechts auch 
den Gewerkschaften der ihnen gebührende Raum 
zugewiesen werde. Und wenn der Betriebsrat von 
der Arbeitnehmerseite her zentraler Mittelpunkt 
betriebverfassungsrechthchen Geschehens ist, dann 
muß den Gewerkschaften notwendig das  Recht  ein-
geräumt werden, ihrerseits an der innerbetrieb-
lichen Gestaltung dieses Betriebsverfassungsrechts 
teilzuhaben. 
Wenn so vom Allgemeinen her der Anspruch der 

Gewerkschaften auf das geforderte Antragsrecht 
ausreichend begründet erscheint, so ist er nicht 
minder begründet auch aus dem innerbetrieb-
lichen Geschehen heraus; und zwar sind es hier, 
wie ich persönlich glaube, zwei parallel laufende 
Vorstellungen, die die Anerkennung der gewerk-
schaftlichen Ansprüche und Forderungen nicht nur 
als berechtigt, sondern auch als notwendig er-
scheinen lassen. Zunächst wird der Betriebsrat 
selbst, und zwar in der Regel,  das  sei gern zuge-
geben, das Bedürfnis haben, Vertreter der Ge-
werkschaften in der Betriebsratssitzung anwesend 
zu sehen, ganz besonders dann, wenn schwierige 
Materien zur Beratung stehen, zu deren Bewälti-
gung er sich des Rates der Gewerkschaften be-
dienen möchte. Es kann aber auch — das ist der 
bedeutsame Teil — .der Umstand eintreten, daß der 
Betriebsrat einen zunächst nur betriebsbezogen in 
Erscheinung tretenden sozialen Unruheherd nicht 
ausreichend zu erkennen und seine Wirkungen in 
den allgemeinen gesellschaftlichen Raum hinein 
nicht ausreichend abzuschätzen vermag. Ehe nun 
aber von einem Betrieb her Spannungsfelder er-
zeugt werden, die zu leicht den Funken in andere  
Betriebe überschlagen lassen, muß die Möglichkeit  
zur Bereinigung solcher Spannungen bestehen, und 
sie ist nur dann gewährleistet, wenn der General-
beauftragte in der Arbeitnehmerbewegung, näm-
lich die Gewerkschaft, die Möglichkeit hat, recht-
zeiti g in dieses interne Betriebsgeschehen einzu-
greifen. 
Dazu kommt, daß eine mehr oder minder große 

Zahl der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer 
ihrerseits den Wunsch haben, daß eine bestimmte 
Materie rechtzeitig und ausreichend im Betriebs-
rat behandelt werde. Dann muß die Gewerkschaft 

— und das scheint eine demokratische Grundsatz

-

frage zu sein — die Möglichkeit haben, die Ab-
haltung einer Betriebsratssitzung mit einer be-
stimmten Tagesordnung zu beantragen. Ja, im 
Interesse der Wahrung des Betriebsfriedens und 
der Auflösung etwa bereits vorhandener inner-
betrieblicher Spannungen ist die Möglichkeit eines 
solchen Vorgehens eine absolute Notwendigkeit. 
So ist also von der Belegschaft, vom Betriebsrat, 

vom Gesamtbetrieb und von seinen möglichen Wir-
kungen auf das allgemeine soziale Geschehen her 
der von meiner Fraktion angemeldete Gewerk-
schaftsanspruch wohl begründet. Ich darf Sie aus 
diesem Grunde bitten, dem Ergänzungsantrag zu 
§ 29 Abs. 3 meiner Fraktion Ihre Zustimmung zu 
geben. 

(Beifall bei der  SPD.)  

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Besprechung. Ich 
komme zur Abstimmung über den Antrag der Frak-
tion der SPD Umdruck Nr. 634 zu Ziffer 6. Ich bitte 
die Damen und Herren, die zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das zweite war die 
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem § 29 

 in der Fassung der zweiten Beratung zuzustimmen 
wünschen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste 
war die Mehrheit; § 29 ist angenommen. 
Ich rufe auf § 39 a, Antrag der Fraktion der SPD 

Umdruck Nr. 634 Ziffer 7. — Frau Abgeordnete 
Döhring zur Begründung! 

Frau Döhring (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Namens der sozialdemokrati-
schen Fraktion möchte ich Sie bitten, sich die 
Zweckmäßigkeit und die Notwendigkeit des An-
trags zu Ziffer 7 im Umdruck Nr. 634 noch einmal 
zu überlegen. Nach diesem Antrag sollen die Be-
triebsratsmitglieder beurlaubt und ihnen der Ver-
dienstausfall vom Arbeitgeber bezahlt werden, 
wenn sie an Veranstaltungen der Gewerkschaften 

 teilnehmen, die von diesen zur Unterrichtung oder 
zur Information der Betriebsräte veranstaltet 
werden. 

Bei unserem Antrag handelt es sich nicht etwa 
um eine neue Forderung, sondern vielmehr darum, 
bereits bestehendes Länderrecht in dem Bundes-
gesetz zu verankern. Schon auf Grund des Kon-
trollratsgesetzes Nr. 22 konnten sinngemäße Ver-
einbarungen betrieblich abgeschlossen werden. Vor 
allem aber enthalten die Landesgesetze von Süd-
baden und Württemberg-Hohenzollern in den §§ 11 

 bzw. 35 jene positiven Verpflichtungen durch die 
Arbeitgeber, die unser Antrag beinhaltet. Herr 
Dr. Schröder, nachdem Sie und Ihre Koalition die-
ses bereits seit Jahren praktizierte Recht in dem 
vorliegenden Bundesgesetz-Entwurf nicht aufge-
nommen haben, können Sie doch wahrlich nicht 
davon sprechen, wie Sie  es heute hier getan haben, 
daß tiefgreifende sozialpolitische Verbesserungen 
geschaffen seien. 

(Zuruf rechts: Doch, doch!) 

Gehen Sie doch einmal in die Betriebe im süd-
westdeutschen Raum und hören Sie sich dort den 
Unwillen und die Empörung der Arbeiter an, die 
jetzt ihres Rechtes verlustig gehen sollen! 

Ich will es mir ersparen, die in Frage stehenden 
Bestimmungen noch einmal zu zitieren. Sie können 
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(Frau Döhring) 
sich ja an Hand der Landesgesetze selbst davon 
überzeugen, daß es sich bei unserem Antrag um 
bereits bestehendes Recht handelt. Dieses  Recht 

 wurde in jenen Ländern in Südwestdeutschland 
geschaffen, in denen Ihre Parteifreunde, meine 
Herren und Damen von der CDU, die Regierung 
stellten. Ich darf hinzufügen, daß sich diese Be-
stimmungen nur zum Guten ausgewirkt haben. 
Fragen Sie einmal — und das ist an die Adresse 
des Herrn Bundesarbeitsministers gerichtet — 
Ihren seitherigen Amtskollegen, Herrn Arbeits-
minister Wirsching; er wird Ihnen bestätigen kön-
nen, daß sich das bis zur Stunde dort noch be-
stehende Betriebsräterecht durchaus bewährte und 
gute positive Auswirkungen in den Betrieben hat. 
Gerade Sie,  Herr Dr. Wellhausen — er ist leider 
nicht da —, haben 'doch in den Ausschußberatungen 
immer betont — und auch andere von Ihrer Frak-
tion —, wie sehr auch Ihnen daran gelegen ist, es 
mit gutgeschulten und verständnisvoll handelnden 
Betriebsräten zu tun haben zu wollen. Gewiß 
bringt ein vernünftiger Mensch mit gesundem 
Menschenverstand von Hause aus das mit, was er 
zur Erfüllung von Betriebsräteaufgaben braucht. 
Aber Sie werden mir doch zugeben müssen, daß 
es schon in Anbetracht der Aufgaben und der 
Pflichten, die den Betriebsräten durch das Bun-
desgesetz auferlegt sind, aber auch ganz allgemein 
im Interesse einer guten Zusammenarbeit im Be-
triebe sowie zum Wohle des Betriebsganzen und 
darüber hinaus der Volkswirtschaft notwendig und 
unerläßlich ist, die Betriebsräte laufend zu unter-
richten und weiterzubilden. Das wird und muß ge-
schehen. Die Gewerkschaften werden deshalb — 
ihrer Aufgabenstellung entsprechend — die Be-
triebsräte nach wie vor laufend unterrichten. Sie, 
meine Herren und Damen von der Regierungskoa-
lition, können doch nicht etwa den  Standpunkt ver-
treten, daß die Betriebsräte hierzu ihre Urlaubs-
zeit verwenden sollten, die sie doch genau so 
dringend wie Sie und ich zum Ausspannen und zur 
Erholung brauchen. 

Es ist verständlich, wenn die Tatsache, daß es 
sich bei diesem unserem Antrage um bereits be-
stehendes Recht handelt, auch auf Seiten 'der Re-
gierungskoalition nicht allen bekannt ist. Sie alle 
haben aber wohl vorgestern die Erklärung des 
Herrn Dr. Schröder gehört, die er namens der 
Regierungskoalition hier abgegeben hat, es handle 
sich bei diesem Bundesbetriebsverfassungsgesetz 
um ein fortschrittliches Gesetz. — Nun, bis zum 
Augenblick habe ich noch eine ganz kleine Hoff-
nung, meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, daß Sie 'dieses bereits bestehende 
Recht den Arbeitnehmern zu erhalten bereit sind. 

Meine Freunde von der sozialdemokratischen 
Fraktion beantragen deshalb, einen zusätzlichen 
§ 39 a zu schaffen. 

(Abg. Sabel: Das riecht zu stark nach 
Arbeitsfront!) 

— Diese Auffassung, Herr Sabel, könnten Sie wirk

-

lich für sich behalten. — Sollten Sie auch diesen 
Antrag ablehnen, dann haben Sie eben einmal mehr 
das Recht verwirkt, von diesem Platze aus von 
einem fortschrittlichen Gesetz für die Arbeit-
nehmerschaft zu sprechen. 

(Lebhafter Beifall bei 'der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor; ich schließe die Besprechung. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem An-
trag der Fraktion der SPD, den § 39 a einzufügen, 
Umdruck Nr. 634 Ziffer 7, zuzustimmen wünschen, 
eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — 'Das zweite war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf § 54, Umdruck Nr. 634 Ziffer 8. — 
Herr  Abgeordneter Lange! 

Lange (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Auch diese Sache hat unsere Fraktion noch 
einmal für die dritte Lesung aufgegriffen, weil 
durch diese Formulierung des § 54 Abs. 2 nach 
unserer Meinung draußen einige bedenkliche Er-
scheinungen sichtbar werden. Ich darf daran er-
innern, daß wir in der zweiten Beratung einige 
wesentliche Gründe für die Streichung der Worte 
„nach Abs. 1 Buchstabe b" gebracht haben, und 
möchte mich jetzt für meine Fraktion auf 'die Aus-
führungen in 'der zweiten Beratung beziehen und 
nur noch einige kurze ergänzende Bemerkungen 
machen. 

In der zweiten Beratung habe ich gesagt, daß es 
einen bestimmten Kreis von Unternehmern gibt, 
der zum Teil aus Kurzsichtigkeit, zum Teil aber 
auch aus Böswilligkeit bestimmte Dinge einfach 
nicht will. 'Hierzu gehören diejenigen — und da 
darf ich bitten, Herr Dr. Schröder, daß auch Sie, 
der Sie ja von Ihrem Verantwortungsbewußtsein 
in der Begründung Ihrer eigenen Vorlage gespro-
chen haben, der Sie auch heute wieder dieses Ver-
antwortungsbewußtsein herausgestellt haben, sich 
in Ihrem politischen Verantwortungsbewußtsein, 
das Sie auch namens Ihrer Fraktion hier zum Aus-
druck gebracht haben, sich das einmal vergegen-
wärtigen —, die sich als politische Rückversicherer 
nach der einen oder anderen radikalen Seite hin 
zu binden versuchen. Und gerade all diesen Leu-
ten würde hiermit Tür und Tor geöffnet, und sie 
würden jeder möglichen Kontrolle entzogen. Haben 
Sie aber in diesem Zusammenhang einen Betriebs-
rat — und die Betriebsräte sind in 99 v. H. der 
Fälle in Ordnung; 'das wird wohl von Ihrer Seite 
aus nicht bestritten —, 'dann haben Sie im Be-
triebsrat selbst die Gewähr einer demokratischen 
Kontrolle für antidemokratische Tendenzen, die 
gegebenenfalls von den Betriebsleitungen und 
Unternehmensleitungen verfolgt werden. Das sind 
die entscheidenden Gründe, die uns veranlaßt 
haben, diesen Punkt noch einmal aufzunehmen. Ich 
glaube, wenn Sie ernsthaft Wert darauf legen, 
neben der politischen Demokratie als der Stütze 
gesellschaftlicher Demokratie auch auf 'diesem Wege 
die 'Ergänzung über die wirtschaftliche 'Demokratie 
zu schaffen. dann machen Sie unsere gesellschaft-
liche Demokratie überhaupt erst lebensfähig. 

Hinzu kommt noch eins, was ich als Beispiel an-
führen möchte. In der Märznummer des „Deut-
schen Handwerksblattes" hat eine Veröffentlichung 
gestanden, die besagt, daß die Sozialistische Reichs-
partei — wer das ist, brauche ich hier im einzel-
nen nicht zu erläutern — sich im Niedersächsischen 
Landtag für den Großen Befähigungsnachweis in 
Form eines Antrages eingesetzt habe. Ohne irgend-
welchen Kommentar hat das „Deutsche Hand-
werksblatt" das abgedruckt. Das ist nicht das ein-
zige Symptom und bezieht sich jetzt nicht nur auf 
das „Deutsche Handwerksblatt", sondern das be-
zieht sich auf einen ganz bestimmten Kreis von Un-
ternehmern überhaupt. Wenn das so kommentarlos 
den Handwerkern gegeben wird, dann bedeutet 
das bis zu einem bestimmten Grade wieder die 
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(Lange) 
Salonfähigmachung der Nachfolger der Faschisten, 
die uns ja in dieses Elend hineingebracht haben. 
(Zuruf von der Mitte: Was hat das mit dem 

Gesetz zu tun?) 
— Das hat insoweit etwas mit dem Gesetz zu tun: 
wenn Sie nicht über diese Dinge hinaus, die Sie 
hier vorgesehen haben, in der Form, wie wir es 
Ihnen vorschlagen, die Möglichkeit schaffen, daß 
solche antidemokratischen Unternehmer, die die 
Bindungen auch nach der andern Seite suchen, dar-
an durch die Betriebsräte gehindert werden kön-
nen, dann schaffen Sie von dieser Seite aus das, 
was wir in der Weimarer Republik schon einmal 
erlebt haben und was praktisch zum Ruin der De-
mokratie geführt hat. Das sind die Gründe, die 
uns veranlassen, diese Dinge hier noch einmal auf-
zunehmen. Sie sollten sich ernsthaft überlegen, 
daß Sie auch hinsichtlich der Sicherung der poli-
tischen Demokratie, wenn Sie gegen die Rückver-
sicherer — ob gegenüber dem Bolschewismus oder 
gegenüber dem Neofaschismus — nichts unterneh-
men, dann unter Umständen wieder eine Entwick-
lung mit heraufbeschwören, die Sie nach Ihren 
eigenen Darlegungen ebensowenig wie wir wieder-
haben wollen. Aus diesem Grunde dürfen wir, 
glaube ich, erwarten, daß Sie sich hinsichtlich die-
ser Argumente und der Formulierung des Abs. 2 
in § 54 überlegen, welcher Weg zu gehen ist, ,  um 
solche politischen Tendenzen, wie sie sich schon 
wieder bemerkbar machen, unmöglich zu machen. 
Wir bitten deshalb, unserem Antrag die Zustim-

mung zu geben. 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Agatz. 

Agatz (KPD): Meine Damen und Herren! Mit 
dem vorliegenden Antrag der sozialdemokratischen 
Fraktion, dem wir unsere Zustimmung geben wer-
den, wird noch einmal der ganze Fragenkomplex 
der Mitbestimmung berührt. Ganz ohne Zweifel 
wird das vorliegende Gesetz den Anspruch der Ar-
beiterschaft auf Mitbestimmung nicht nur nicht er-
füllen, sondern es muß noch einmal klar gesagt 
werden, daß, wenn man von den Forderungen und 
den Vorstellungen der Arbeiter, der Angestellten 
und der Gewerkschaften ausgeht, das hier vorlie-
gende Gesetz ein 'Gesetz zur Verhinderung der 
Mitbestimmung genannt werden muß. 

(Zuruf von rechts: Nein, nein, da irren Sie, 
Herr Agatz!) 

— Ich will Ihnen mal etwas sagen. In § 61 wird 
gesagt: 

Der Arbeitgeber hat bei jeder geplanten Ein-
stellung dem Betriebsrat rechtzeitig den für 
den Bewerber in Aussicht genommenen Ar-
beitsplatz mitzuteilen und Auskunft über die 
Person  des  Bewerbers zu geben. 

(Zurufe von der Mitte: Wir sind doch bei § 54!) 
— Das gehört zu dem ganzen Komplex. 

(Widerspruch in der Mitte und rechts.) 
Ich spreche zu den Aufgaben der Betriebsräte; und 
die regelt der § 54! 
Wie war das nach 1945 mit den Einstellungen 

und Entlassungen? Wer Betriebsrat oder, besser 
noch, Betriebsratsvorsitzender oder maßgeblicher 
Gewerkschaftsfunktionär gewesen ist, der weiß 
doch noch ein Lied davon zu singen, wie die Her-
ren gekommen sind, sich die Türklinke bei uns in 
die Hand gegeben und gewimmert haben: „Wollen 
Sie denn nicht bedenken, daß wir vollkommen un-
schuldig sind an dem ganzen Chaos, das da be- 

steht; wir haben doch nur unsere Pflicht getan;  
können Sie nicht ein Wörtchen für uns einlegen, 
damit wir wieder eingestellt werden?" Das waren 
die Herren Direktoren, das waren die Herren, die 
wesentlich an dem Elend, das da heraufgeführt 
worden war, mit schuld waren. Heute kommen sie 
und dürfen den Betriebsräten wieder mitteilen, 
wen sie einzustellen gedenken. So haben sich die 
Dinge gewandelt. Und da sagen Sie, daß Ihr Ge-
setzentwurf kein reaktionärer Gesetzentwurf sei?! 
(Zurufe von der Mitte: Das ist er auch nicht!) 

Jeder wird doch wohl wissen, wie die Arbeiter die 
Frage der Mitbestimmung aufgefaßt haben. Sie 
wollten eine demokratische Wirtschaft, und ihre 
Betriebsräte • sollten die Aufgabe haben, diese De-
mokratisierung der Wirtschaft herbeizuführen. Das 
war die Vorstellung der Arbeiter nach 1945. 
(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt den 

Vorsitz.) 
Zudem gab es eine mächtige Sozialisierungsbewe-

gung. Auch die christliche Arbeiterschaft hat mit 
auf dem Boden der Forderung nach Überführung 
der Grundstoffindustrie in die Hände des Volkes 
gestanden. Ich möchte da nicht an Ihr Ahlener 
Programm erinnern, 

(Lachen und Zurufe bei den Regierungs

-

parteien) 
das eine wesentliche Rolle auch in den Gewerk-
schaften gespielt hat. Aus dieser Einstellung — 
daß es eine Wirtschaft geben könne ohne diese 
reaktionäre Geisteshaltung, die so unendliches 
Elend über uns heraufgeführt hat — forderte die 
Arbeiterschaft Mitbestimmung. Daraus ergab sich, 
daß die Arbeiter und Angestellten sehr energisch 
auf die  Bestimmung des Kontrollnatgesetzes Nr. 
22 gepocht haben, worin es hieß, daß der Betriebs-
rat seine Aufgaben selber bestimme. Die Betriebs-
räte und die Arbeiter haben nach 1945 gewiß ihre 
Pflicht getan. 
Ich will Ihnen eines sagen. Sie können hier be-

schließen, was Sie wollen; Sie können eine Ent-
wicklung hemmen, aber verhindern können Sie sie 
nicht. Auch hier wird sich erweisen, daß unsere 
Arbeiterschaft sehr bald begreifen wird. daß es 
durchaus eine Welt ohne Kapitalisten gibt, eine 
Welt. in der der schaffende Mensch tonangebend 
ist, in der e r das Gesetz bestimmt. Diese Welt 
wird fortschrittlich sein, sie wird auch eine sozia-
listische Welt sein — trotz Ihres reaktionären Be-
triebsverfassungsgesetzes! 
(Beifall bei der KPD. — Zurufe von der Mitte 

und rechts.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 
Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse abstim-

men über den Änderungsantrag Umdruck Nr. 634 
Ziffer 8. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das 
letzte ist zweifellos die Mehrheit; der Antrag ist 
abgelehnt. 
Ich lasse nunmehr über § 54 in der Fassung der 

Vorlage abstimmen. Wer 'dafür ist, den bitte ich, 
eine Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Das erste 
war die Mehrheit; § 54 ist in der Fassung der Be-
schlüsse zweiter Beratung angenommen. 
§ 55. Wer § 55 nach den Beschlüssen zweiter 

Beratung annehmen will, den bitte ich, eine Hand 
zu erheben. — 

(Abg. Sabel: Dazu liegt ja kein Änderungs

-

antrag vor!) 
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(Vizepräsident Dr. Schmid) 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Ent-
haltungen angenommen. 
§ 56. Hier ist ein Änderungsantrag der CDU/ 

CSU Umdruck Nr. 639 angekündigt. Wer begrün-
det ihn? 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Wir ver

-

zichten! Es handelt sich nur um eine redak

-

tionelle Änderung! — Abg. Frau Kipp

-

Kaule: Ich bitte ums Wort!) 
— Das Wort hat Frau Kipp-Kaule. 

Frau Kipp-Kaule (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Hier handelt es sich — ganz 
richtig, wie Herr Dr. Schröder eben dazwischenge-
rufen hat — um eine redaktionelle Änderung. Laut 
unserer Absprache stimmen wir dieser zu. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen. Wir stimmen ab. Wer für die Annahme 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Bei einigen Enthal-
tungen angenommen. 
§ 56 in  der  nunmehr festgestellten Fassung. Wer 

für die Annahme ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? - Gegen 
einige Enthaltungen angenommen 
§ 57. 
(Abg. Dr. Schröder [Düsseldörf]: Dieselbe 

redaktionelle Änderung!) 
Das ist Ziffer 2 des Umdruck Nr. 639. --= Auch hier 
gilt Ihre Erklärung, Frau Kipp-Kaule. 
Wer für die Änderung nach Ziffer 2 des Um-

drucks Nr. 639 ist, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
einigen Enthaltungen angenommen. 
Wir stimmen ab über § 57 in der neu festgestell-

ten  Fassung. Wer für die Annahme ist,  den  bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei einigen Enthaltungen ange-
nommen. 
§ 58, — § 59. — Keine Änderungsanträge, keine 

Wortmeldungen. Wer für die Annahme dieser bei-
den Bestimmungen ist,  den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen! — Bei 
einigen Enthaltungen angenommen. 
§ 60. Hierzu sind eine Reihe von Änderungsan-

trägen angekündigt, und zwar Umdruck Nr. 636 
Ziffer 2 — ein Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP, DP/DPB —, Umdruck 634 Ziffer 9 — 
ein Antrag der Fraktion der SPD —, Umdruck Nr. 
635 Ziffer 3 — ein Antrag Euler  und Genossen —, 
Umdruck 637 Ziffer 3 — Antrag der Abgeordneten 
Stücklen und Genossen. 
Zunächst der  Änderungsantrag der  Fraktionen 

der CDU/CSU, FDP, DP/DPB. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Decker. 

Dr.-ing. Decker (FU): Ich beantrage zu diesem 
Antrag namentliche Abstimmung und bitte den 
Herrn Präsidenten, die Unterstützung feststellen zu 
lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Sind 50 Mitglieder 
des Hauses bereit, diesen Antrag zu unterstützen? 
— Das sind zweifellos weniger als 50 Abgeordnete. 
Dem Antrag auf namentliche Abstimmung kann da-
her nicht stattgegeben werden. 
Wer begründet den Antrag Umdruck Nr. 636 

Ziffer 2? 
(Abg. Dr. Schrader [Düsseldorf]: Wir ver

-

zichten!) 

— Ohne Begründung! Wer begründet den Antrag —
Umdruck Nr. 634 Ziffer 9? — Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Kipp-Kaule. 

Frau Kipp-Kaule (SPD): Herr Präsident! Meine 
Herren und Damen! Das personelle Mitbestim-
mungsrecht hat in den Ausschußberatungen einen 
großen Raum eingenommen, und ich beziehe mich 
auf die Ausführungen meines Kollegen Richter in 
der zweiten Lesung. Aber ich bin doch etwas er-
staunt darüber, daß sich in der Zwischenzeit — 
d. h. zwischen der zweiten und dritten Lesung — 
eine weitere Verschlechterung in § 60 Abs. 1 nach 
dem Willen der Regierungskoalition abzeichnet. 
Während wir zuerst bei fünf Arbeitnehmern standen, 
fand eine weitere Verschlechterung statt, indem 
man die Zahl auf zehn Arbeitnehmer heraufsetzte, 
und nun sehen wir auf dem Umdruck Nr. 636, daß 
jetzt erst bei mehr als 20 wahlberechtigten Arbeit-
nehmern das Recht gegeben werden soll, in perso-
nellen Fragen und Angelegenheiten mitzuwirken 
und mitzubestimmen. Sie können sich vorstellen 
— und das ist des öfteren in den vergangenen 
Tagen von den verschiedensten Rednern meiner 
Fraktion betont worden, oder zumindest haben sie 
es durchblicken lassen —, daß wir der Auffassung 
sind und daher fordern, daß das soziale, personelle 
und wirtschaftliche Mitbestimmungsrecht als ein 
unteilbares Ganzes angesehen werden muß. Wir 
können auch nicht zugeben, daß sich das personelle 
Mitbestimmungsrecht im Betrieb nur auf die untere 
Ebene der Fach- und Hilfsarbeiter oder der ange-
lernten und gelernten Arbeiter beschränken kann, 
sondern wir sind der Auffassung, daß gerade bei 
den leitenden Angestellten im Betrieb das per-
sonelle Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats ge-
geben werden soll. Die Meinungen sind geteilt. Ich 
brauche weitere Ausführungen in dieser Frage 
nicht mehr zu machen, nachdem mein Kollege 
Richter das Für und Wider des Mitbestimmungs-
rechts in personellen Fragen herausgestellt hat. 
Aber wir sind doch der Auffassung, daß Sie, wenn 
Sie den betrieblichen Frieden wollen, von dem Sie 
soviel geredet haben, und ihn garantiert sehen 
wollen, auch dem Betriebsrat die Möglichkeit zuge-
stehen müssen, daß er gerade in der Frage der Per-
sonalpolitik des Betriebs auf der höheren Ebene 
der leitenden Angestellten mitbestimmt. Deswegen 
schlagen wir Ihnen noch einmal auf Umdruck 
Nr. 634 eine entsprechende Formulierung der 
§§ 60 bis 66 vor. Ich habe den Auftrag, Sie namens 
meiner Fraktion zu bitten, diesen Paragraphen in 
unserer Formulierung Ihre Zustimmung nicht zu 
versagen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zu Änderungsantrag 
Umdruck Nr. 635 Ziffer 3 wird auf Begründung 
verzichtet. Zu Umdruck Nr. 637 Ziffer 3 wird eben-
falls auf Begründung verzichtet. Zu Umdruck 
Nr. 636 Ziffer 2 wird gleichfalls auf Begründung 
verzichtet. Wortmeldungen? — Abgeordneter Harig! 

(Zurufe rechts.) 

Harig (KPD): Ja, ich verstehe Ihre Erregung. 
(Lachen in der Mitte und rechts.) 

Sie täten besser daran, sich ruhig zu verhalten; 
(Zuruf rechts: Wir sind doch nicht in Moskau!) 

denn man kann nichts Besseres zur Entlarvung 
Ihrer — ich will mir den Ausdruck jetzt versagen, 
um mir einen Ordnungsruf zu ersparen — — 

(Zuruf rechts: Zur Sache!) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter,  
es ist nicht Ihre Aufgabe, das Haus zu zensieren. 

(Abg. Dr. Gerstenmaier: Und auch noch so 
banal, ohne den bescheidensten Funken von 

Witz!) 

Harig (KPD): Die sozialdemokratische Fraktion 
hat einen Änderungsantrag eingebracht, und die 
Kollegin Kipp-Kaule hat in ihrer Begründung eben 
vorgetragen, daß die Frage des Mitbestimmungs-
rechts ein unteilbares Ganzes darstellt. Auf diesem 
Standpunkt stehen wir auch, und auf diesen 
Standpunkt kann_ sich nur derjenige stellen, der 
etwas von den Dingen in der Praxis versteht. 

(Zuruf von der Mitte: Endlich wissen wir es! 
— Abg. Spies: Darum eben!) 

— Jawohl, darum eben, und ich glaube, daß es in 
der Regierungskoalition eine ganze Menge von 
Menschen gibt, die von diesen Dingen einfach nichts 
verstehen und die hier die Hand nur heben, weil 
vorne einer sitzt, der j a sagt. 

(Lebhafter Widerspruch bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Hilbert: Frechheit! — 
Weitere Zurufe.) 

Ich bin von meinen Freunden beauftragt, hier zu 
erklären, daß wir den Vorschlägen der sozialdemo-
kratischen Fraktion mit einer Ausnahme zustimmen. 
Diese Ausnahme betrifft den Abs. '7, und wir 
machen sie aus den — ich unterstelle das — be-
kannten Gründen grundsätzlicher Art. 

Aber ich benutze gern die Gelegenheit, zu diesem 
Paragraphen etwas zu sagen, um wiederum das zu 
entlarven, was heute ganz besonders betont in den 
Vordergrund gestellt worden ist. In dem Entwurf, 
der, wie ich heute morgen schon einmal gesagt 
habe, draußen diskutiert worden ist, steht in dem 
Abschnitt ,,Personelle Angelegenheiten": „Perso-
nelle Angelegenheiten im Sinne dieses Gesetzes 
sind", und dann geht es weiter. Da wird gar nicht 
gesagt, daß diejenigen, die einem Betrieb mit 
weniger als 10 Beschäftigten angehören, bei diesen 
personellen Angelegenheiten gar nichts zu sagen 
haben. 

Worauf ich hinweisen möchte, ist folgendes. Das, 
was draußen diskutiert worden ist, ist von Ihnen, 
der Sie doch angeben, Konzessionen machen zu 
wollen, um sich mit der Gegenpartei zu einigen, in 
der zweiten Lesung verschlechtert worden. Herr 
Dr. Schröder, es ist nicht besonders freundlich und 

 nett von Ihnen, wenn Sie das zu leugnen versuchen. 
Herr Dr. Schröder, hier ist in der zweiten Lesung 
entschieden worden: in Betrieben mit in der Regel 
mehr als zehn wahlberechtigten Arbeitnehmern 
hat der Betriebsrat usw. Sehen Sie, Sie haben das 
in der zweiten Lesung schon verschlechtert. In 
dieser zweiten Lesung hat die Fassung noch gelau-
tet: „mitzubestimmen". Aber zwei Ihrer Freunde 
wurden heute beauftragt, Anträge einzureichen, in 
denen diese  Mitbestimmung einfach in Mitwirkung 

 umgewandelt worden ist. Mitbestimmung und Mit-
wirkung sind jedoch zweierlei. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]:: Lesen Sie 
doch 636!)  

Ich brauche heute über diese Begriffe nichts zu 
sagen. In Umdruck Nr. 635 von Herrn Euler und 
in Umdruck Nr. 637 steht das Wort „Mitwirkung" 
drin; also eine weitere Verschlechterung. Man kann 
sich schlecht hier hinstellen und erklären, daß 
dieses Gesetz eine Verbesserung gegenüber dem 

bisherigen Zustand bedeutet, wenn jeder in der 
Lage ist, nachzuweisen, daß das nicht der Fall ist. 
Ich will selbst noch einmal an die Ausführungen 
erinnern, die ich in der zweiten Lesung zu der 
Frage der Betriebsversammlungen gemacht habe. 
Sie können nicht abstreiten, daß es Unsinn ist, dem 
Betriebsratsvorsitzenden zuzumuten, die Versamm-
lung zu leiten, d. h. sie zu eröffnen, sich selber das 
Wort zu erteilen, ein Referat zu halten. Sie haben 
aber zur dritten Lesung keinen Antrag gestellt, das 
abzuändern. Lesen Sie § 48 nach, da werden Sie 
das finden. Das ist doch Unsinn, und draußen wer-
den Sie von den Betriebsräten nicht für voll an-
gesehen. 

In einer ganzen Reihe von Betrieben — ich will 
nicht immer auf das Kontrollratsgesetz Nr. 22 hin-
weisen — gab es Betriebsvereinbarungen, wo das 
personelle Mitbestimmungsrecht ganz konkret fest-
gelegt worden ist. Ich will nicht von den Betriebs-
vereinbarungen sprechen, bei denen ich mitgewirkt 
habe, so z. B. bei der Demag, bei den Vereinigten 
Stahlwerken und auch bei den entflochtenen 
Werken. Ich gehe hier einmal auf eine Verein-
barung ein, die bei Krupp abgeschlossen worden 
ist, und zwar am 28. Juli 1947. Dort wird in § 13 
gesagt: Einstellungen, Entlassungen, Beförderun-
gen, Versetzungen usw. erfolgen mit Zustimmung 
des Betriebsrats. — Das, was bei Krupp vereinbart 
ist, wo man nicht sagen kann, daß die Kommunisten 
die Majorität im Betriebsrat haben, wollen Sie jetzt 
aus der Welt schaffen. Und dann stellen Sie sich 
hin und sagen, es sei keine Verschlechterung gegen

-

den  früheren Gesetzen. Es bedeutet eine 
wesentliche Verschlechterung. Ich biete mich an, 
kommen Sie zu mir oder kommen Sie zu irgend-
einem meiner Freunde; wir setzen uns zusammen 
und gehen Paragraph für Paragraph durch. Ich 
weise Ihnen nach, daß in jedem Paragraph und in 
der Hauptsache in den Paragraphen, in denen das 
sogenannte Mitbestimmungsrecht niedergeschrieben 
steht, Verschlechterungen gegenüber der bisherigen 
Praxis in den Betrieben vorhanden sind, wobei es 
selbstverständlich Betriebe gibt, die jetzt auf Grund 
dieses Gesetzes mehr Mitbestimmung haben, viel-
leicht Betriebe, die weit draußen liegen, oder 
kleinere Betriebe. Das mag alles wahr sein, ich will 
das nicht bestreiten. Aber in der weitaus größten 
Zahl der entscheidendsten Betriebe, im Kohlenberg-
bau, in der Metallindustrie und in den öffentlichen 
Diensten, sind doch Verhältnisse, die zurückge-
schraubt werden müssen, wenn dieses Gesetz Wirk-
lichkeit wird. Wesentlich ist, daß Betriebsräte trotz 
dieser weitergehenden Mitbestimmung mit den 
Unternehmern zurechtgekommen sind. Das hat sich 
eingespielt, und das, was sich eingespielt hat, wollen 
Sie beseitigen. Ich frage mich nur immer: warum 
wollen Sie das beseitigen? 

Wir haben in der zweiten Lesung den Antrag ge-
stellt, § 90, glaube ich, zu streichen, der vorsieht, 
die Betriebsvereinbarung muß oder kann sofort 
innerhalb von drei Monaten gekündigt werden, 
wenn dies oder das und das vereinbart ist. Sie 
wissen, wir haben das beantragt. Ich frage mich 
nur immer: Warum wollen Sie das, was sich ein-
gespielt und zur Zufriedenheit gearbeitet hat, be-
seitigen? Diese Frage stelle ich mir immer wieder, 

 und da komme ich auf einen Nenner: Sie verfolgen 
damit einen Zweck. Es steht etwas bevor, was aus 
dem Schumanplan und aus dem Generalvertrag ab-
geleitet wird. Das steht bevor, und Sie treffen 
schon jetzt Vorsorge, denjenigen Fesseln anzulegen, 
die in den Betrieben bisher etwas zu sagen hatten. 
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(Harig) 
Aus all diesen Gründen sind wir gegen Ihre Ge-

setze, gegen Ihre Paragraphen, und aus dem Grunde 
stimmen wir auch mit Ausnahme des Absatzes 7 
für den Änderungsantrag der sozialdemokratischen 
Fraktion. 

(Zuruf rechts: Wir sind auch gegen 
Hennecke!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen. Wir kommen zur Abstimmung. Am 
weitesten geht der Antrag der SPD Umdruck 
Nr. 634 Ziffer 9, der die §§ 60 bis 66 deckt. Wer für 
diesen Änderungsantrag ist, den bitte ich, die Hand 
zu erheben. — Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit. 
Der Antrag ist abgelehnt.  

(Abg. Harig: Da prallt alles ab!) 
Die nächsten Anträge Euler und Stücklen, Um-

druck Nr. 635 Ziffer 3 und Umdruck Nr. 637 
Ziffer 3, sind ja wörtlich identisch. Wer für die 
Annahme dieser Änderungsanträge ist, den bitte 
ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — Es be-
stehen Zweifel. 

(Zuruf links: Na, na!) 
Wir müssen durch Hammelsprung entscheiden. Ich 
bitte, den Saal rasch zu räumen, und die Herren 
Schriftführer bitte ich, sich an die Türen des Saa-
les zu begeben. 

(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 
Ich bitte, die Türen zu schließen. Ich bitte, mit 

der Auszählung zu beginnen. 
(Wiedereintritt und Zählung der 

Abgeordneten.) 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich zu 

beeilen. 
Ich bitte, die Türen zu schließen. Die Aus-

zählung ist geschlossen. 
Meine Damen und Herren, das Ergebnis der Ab-

stimmung ist Mit Ja haben gestimmt — ich 
wiederhole: zu den Anträgen Umdruck Nr. 635 
Ziffer 3 und Umdruck Nr. 637 Ziffer 3 — 117 Mit-
glieder des Hauses. Mit Nein haben 197 gestimmt. 
Damit sind diese Anträge abgelehnt. 

(Abg. Ritzel: Die Schriftführer sollen besser 
zählen lernen!) 

Wir stimmen nunmehr über den Antrag Umdruck 
Nr. 636 Ziffer 2 ab. Das ist der Antrag der Frak-
tionen der CDU/CSU, FDP, DP/DPB. Wer für 
diesen Antrag ist, den bitte ich, die Hand zu er-
heben. — Gegenprobe! — Das erste war die Mehr-
heit. Dieser Antrag ist angenommen. 

Ich lasse jetzt über den § 60 in der nunmehr fest-
gestellten Fassung abstimmen. Wer für die An-
nahme ist: den bitte ich. die Hand zu erheben — 
Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit. § 60 
ist in der eben beschlossenen Fassung in. dritter 
Lesung angenommen. 
§§ 61 bis 66. — Wer für die Annahme dieser Be-

stimmungen in der Fassung der zweiten Beratung 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Das erste war die Mehrheit; die Bestim-
mungen sind angenommen. 
§ 67. Hier ist ein Änderungsantrag der Fraktion 

der SPD auf Umdruck Nr. 634 Ziffer 10 ange-
kündigt. Das Wort zur Begründung hat der Ab-
geordnete Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Als wir beschlossen, Ihnen 
den gleichen Antrag über das wirtschaftliche  Mit

-

bestimmungsrecht zu unterbreiten, glaubten wir 
noch der Auffassung sein zu können, daß vielleicht 
die Möglichkeit gegeben wäre, für diesen wich-
tigsten Abschnitt dieses Gesetzes eine Mehrheit zu 
erhalten für eine Regelung, die man als fortschritt-
lich bezeichnen könnte. Nach dem Verlauf der 
heutigen Debatte müssen wir alle Hoffnung sinken 
lassen. Und wenn man bei Ihnen mit Engelszungen 
redete, Sie sind einfach nicht bereit, der Arbeit-
nehmerschaft ein gleichberechtigtes Mitbestim-
mungsrecht in wirtschaftlichen Fragen zu geben. Sie 
erkennen nicht an, daß der arbeitende Mensch im 
Mittelpunkt unseres wirtschaftlichen Geschehens 
stehen muß. Sie wollen den arbeitenden Menschen 
weiterhin als Wirtschaftsuntertan und Sie wollen 
ihn nicht zum Wirtschaftsbürger werden lassen. 
Wir beantragen, unserem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Paul. 

Paul (Düsseldorf) (KPD) : Meine Damen und 
Herren! Die Behandlung des wirtschaftlichen Mit-
bestimmungsrechts durch die Koalitionsmehrheit 
während der zweiten Beratung hat gezeigt; daß 
man lediglich bereit ist, Wirtschaftsausschüsse in 
den Betrieben zuzulassen, die in Wirklichkeit nur 
eine Dekoration darstellen. Diesen Wirtschaftsaus-
schüssen sollen nicht einmal alle betrieblichen Un-
terlagen ausgehändigt werden. Diese Wirtschafts-
ausschüsse sollen lediglich bei der Arbeiterschaft 
die Illusion erzeugen, sie habe ein wirtschaftliches 
Mitbestimmungsrecht. Man will Gewerkschafts-  
und Belegschaftsmitglieder zur Durchführung der 
kapitalistischen Produktion ausnutzen. Man will 
sie für die Interessen der Großkapitalisten, für die 
Vorbereitung eines neuen Krieges und die Stei-
gerung der Rüstungsproduktion einspannen. 

(Zurufe rechts.) 

Die Regierungskoalition bleibt mit ihrer Fassung 
weit hinter der Betriebsvereinbarung zurück, die 
z. B. am 28. Juli 1947 zwischen dem Betriebsrat 
und der Nachfolgegesellschaft der Firma Krupp 
abgeschlossen wurde. Dort wurde im § 2 ganz deut-
lich gesagt, daß der Betriebsrat ein Mitbestim-
mungsrecht zur Verhinderung des Wiedererstehens 
einer Rüstungsindustrie und in allen wirtschaft-
lichen Angelegenheiten des Betriebes hat. Heute 
morgen haben Sie hier behauptet, daß durch dieses 
Gesetz die wesentlichsten Bestimmungen der Be-
triebsvereinbarungen, die abgeschlossen worden 
seien, übernommen worden seien. Ich habe Ihnen 
schon an Hand der Betriebsvereinbarung der Firma 
Krupp bewiesen, daß das nicht der Fall ist. 

Was die Arbeiter wollen, geht auch klar hervor 
aus dem Beschluß der zweiten Generalversamm-
lung der IG Bergbau, die sich in Recklinghausen 
mit dem wirtschaftlichen, sozialen und personellen 
Mitbestimmungsrecht beschäftigte. Dort wurde 
ganz deutlich gesagt, was die Arbeiter wollen: Mit-
bestimmungsrecht in allen wirtschaftlichen Fragen. 
Die gleichberechtigte Mitbestimmung des Betriebs-
rats in wirtschaftlichen Fragen soll den Aufbau der 
gesamten Wirtschaft auf demokratischer Grund

-

1age zum Wohle des ganzen Volkes und zur Be-
friedigung seines Bedarfs sichern und jede Rü-
stungsproduktion verhindern. Es wird dann in 
einer Reihe von Punkten aufgezeigt, wie die Ge-
werkschafter und die Arbeiter sich das wirtschaft-
liche Mitbestimmungsrecht denken. Sie wollen 
den Arbeitern das wirtschaftliche Mitbestimmungs-
recht vorenthalten. Sie wollen im Gegenteil die 
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(Paul [Düsseldorf]) 
Rechte, die die Arbeiter in den Betriebsverein-
barungen und in einigen sonstigen Vereinbarungen 
zwischen Betriebsräten und Unternehmern erreicht 
haben, nehmen. Ich sage das, damit die Arbeiter-
schaft klar sieht, daß wir es hier nicht mit einem 
fortschrittlichen Betriebsverfassungsgesetz zu tun 
haben, sondern mit einem Gesetz zur Durchfüh-
rung der Kriegspolitik der Adenauer-Regierung. 

(Beifall bei der KPD. — Zuruf von der 
Mitte: Du merkst aber alles!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Dieser Abschnitt schafft im 
deutschen Recht das Institut der Wirtschaftsaus-
schüsse. Ich vertrete hierzu die Auffassung, daß 
diese Wirtschaftsausschüsse eine unnötige Kompli-
zierung des Verfahrens sind und nur geeignet, die 
unmittelbare Fühlung zwischen Betriebsrat und 
Arbeitnehmer zu verschleiern oder schwieriger zu 
gestalten. Ich habe in allen Ausschüssen die An-
sicht vertreten, daß es besser sei, es bei dieser un-
mittelbaren Fühlung zu belassen, damit sich der 
Arbeitgeber und vielleicht auch hier und da der 
Betriebsrat nicht hinter den Wirtschaftsausschüssen 
verstecken. Es ist mir bekannt, daß ich mit dieser 
Ansicht allein stehe. Ich stelle daher keine An-
träge, hielt mich aber für verpflichtet, meine An-
sicht diesem Hause zur Kenntnis zu bringen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 

Umdruck Nr. 634 Ziffer 10. Wer für diesen Än-
derungsantrag ist, den bitte ich, die Hand zu er-
heben. — Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehr-
heit; der Antrag ist abgelehnt. 
Ich lasse nunmehr über die §§ 67 bis 71 abstim-

men. Wer für die Annahme in der Fassung der 
zweiten Beratung ist, den bitte ich, die Hand zu 
erheben. — Gegenprobe! — Das erste war die 
Mehrheit. Die Bestimmungen sind angenommen. 
Zu § 72 sind Änderungsanträge angemeldet, An-

trag Stücklen Umdruck Nr. 637 Ziffer 4 und An-
trag Euler Umdruck Nr. 635 Ziffer 4. Die Anträge 
sind identisch. Verzichten Sie auf Begründung? 
Das Wort hat der Abgeordnete Euler. 

Euler (FDP): Zur Abstimmung über Umdruck 
Nr. 635 Ziffer 4, Antrag zu § 72 Abs. 1 des Gesetzes, 
beantrage ich namentliche Abstimmung. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird dieser Antrag 
unterstützt? Ich bitte um Handzeichen. — Offen-
sichtlich mehr als 50 Mitglieder des Hauses. Wir 
stimmen namentlich ab. Ich bitte die Herren Schrift-
führer, die Stimmzettel einzusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Herr Abgeordneter Stücklen, darf ich annehmen, 

daß damit auch Ihr Antrag erledigt ist? 
(Abg. Stücklen: Ist erledigt!) 

Meine Damen und Herren, hat ein Mitglied des 
Hauses seinen Stimmzettel noch nicht ab-
gegeben? — 
Meine Damen und Herren, haben Sie alle Ihre 

Stimmzettel abgegeben? — Dann bitte ich, mit der 
Auszählung der Stimmzettel zu beginnen. 

(Präsident D r. Ehlers übernimmt 
den Vorsitz.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! I 
Ich bitte, die Sitzung einen Augenblick unter-
brechen -zu dürfen. Ich erhalte eben die Nachricht, 

(die Abgeordneten erheben sich) 
daß die Gattin des Herrn Bundespräsidenten vor 
wenigen Minuten heimgegangen ist. Ich darf den 
Gefühlen des Deutschen Bundestages Ausdruck 
geben, wenn ich sage, daß wir dem Herrn Bundes-
präsidenten unser aufrichtiges und herzliches Bei-
leid aussprechen und in Dankbarkeit alles dessen 
gedenken, was die Heimgegangene in ihrer poli-
tischen Arbeit, in ihrer sozialen Arbeit, als Lebens-
gefährtin unseres Bundespräsidenten und mensch-
lich für das deutsche Volk, für ihre Freunde und 
alle, die mit ihr in Berührung gekommen sind, be-
deutet hat. — Sie haben sich zu Ehren von Frau 
Elly Heuss-Knapp erhoben; ich danke Ihnen. — 
Meine Damen und Herren, die namentliche Ab-

stimmung ist noch nicht ausgezählt. 
Ich rufe auf den § 76, dazu Änderungsantrag der 

Fraktion der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 11. Ich 
darf darauf aufmerksam machen, daß in Abs. 6 des 
§ 76 in der fünftletzten Zeile vor den Worten 
„Ziffer 2 bis 5" die Worte „§ 10" versehentlich weg-
geblieben sind. Ich darf Sie bitten, das kurzerhand 
in Ihrem Text zu ergänzen und zu verbessern. 
Zur Begründung des Antrags Herr Abgeordneter 

Bergmann. 

Bergmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und meine Herren! Die sozialdemokratische Frak-
tion ist nach wie vor der Auffassung, daß die 
Arbeitnehmer neben den Anteilseignern im Auf-
sichtsrat paritätisch vertreten sein müssen. Die So-
zialdemokratische Partei ist mit der Mehrheit der 
Arbeitnehmer einer Meinung, daß die Fehler der 
privatkapitalistischen Wirtschaftsform, die Zu-
sammenballung wirtschaftlicher Macht in der Hand 
von wenigen, nur durch die gleichberechtigte Mit-
bestimmung verhindert werden kann. 
In der zweiten Lesung haben Sie unseren Antrag 

abgelehnt. Schon das christlich-demokratische Blatt 
„Die soziale Ordnung" bringt in der Sondernummer 
„Betriebsverfassungsgesetz" zum Ausdruck, daß die 
Formulierungen des „Arbeitskreises Mitbestim-
mung" gegenüber dem Entwurf der CDU/CSU-
Fraktion nicht tragbare Einschränkungen erfahren 
haben. Dabei wurde die Wiedereinführung der 
„mindestens-ein-Drittel-Formel" gefordert. Wenn 
Sie noch zu dieser Formulierung stehen, dann 
müssen Sie heute unserem Antrag zustimmen. Da-
durch hätten die Arbeitnehmer die Möglichkeit, 
durch freie Vereinbarung oder Tarifvertrag mit der 
Kapitalseite über das Drittel hinaus ihre Mitarbeit 
zu verstärken und die Parität festzulegen. 
Bei der kritischen Betrachtung der Gründe 

für die Ablehnung der berechtigten Forderung der 
Arbeitnehmer, paritätisch im Aufsichtsrat vertreten 
zu sein, hört man das Argument, die Arbeitnehmer 
würden im Aufsichtsrat nicht genügend zum 
Wohle des Unternehmens wirken. Gerade umge-
kehrt ist es richtig. Jeder Beschäftigte, ob Arbeiter 
oder Angestellter, ob Hilfsarbeiter, Facharbeiter 
oder leitender Angestellter, sie alle wollen einen 
guten und gesicherten Arbeitsplatz, dazu ein Ein-
kommen, um sich und ihren Familien ein anstän-
diges Leben zu sichern. So ist der Arbeitnehmer 
schon von Natur aus daran interessiert, daß sein 
Werk, sein Unternehmen rationell arbeitet und 
eine gute Beschäftigungslage sichert. Er wird sich 
nicht auf Spekulationsgeschäfte einlassen und da-
mit letzten Endes seine Eixstenz noch gefährden. 
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(Bergmann) 
Sehen Sie sich das Ergebnis der jahrelangen Er-

fahrungen in den entflochtenen Werken an! Sie 
selbst waren dabei, die Mitglieder des Arbeitsaus-
schusses, bei der Besichtigung und Aussprache im 
Hüttenwerk Oberhausen. Dort hat Herr Dinkelbach 
— einer Ihrer Leute! — klar und deutlich ausge-
sprochen, daß der Aufbau und die Erfolge nur mit 
den Gewerkschaften und den Arbeitnehmern er-
reicht werden konnten. Er forderte von den Parla-
mentariern, die damalige Arbeitsgrundlage auch ge-
setzlich festzulegen. Wir befürworten die Wahl der 
Aufsichtsräte durch die gewählten Betriebsräte. 
Darin sehen wir eine weitaus größere Gewähr dafür, 
daß persönlich geeignete Arbeitnehmer und sachlich 
und fachlich geeignete Personen in die Aufsichts-
räte gewählt werden. 
Auch die Frage, ob es nur Betriebsangehörige sein 

sollen, ist umstritten. Aber da sagt die Zeitschrift 
„Soziale Ordnung": 

Der Wahlmodus ist nach unserer Auffassung 
eine reine Zweckmäßigkeitsfrage. 

Sie sagt dann weiter: 
Wenn die Belegschaft die Entsendung von  Be-
triebsfremden wünscht, so soll diesem Wunsche 
stattgegeben werden. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie zu diesem 
Grundsatz heute noch stehen, dann stimmen Sie 
unserem Antrag auf Umdruck Nr. 634 Ziffer 11 zu. 
Für Ziffer 1 unseres Antrages beantragen wir 
namentliche Abstimmung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor; ich schließe die Besprechung. 
Meine Damen und Herren, ich komme zur Ab-

stimmung über den Antrag der SPD .Umdruck 
Nr. 634 Ziffer 11, und zwar zunächst über Abs. 1 
des Antrags. Ich bitte die Herren Schriftführer, die 
Stimmzettel einzusammeln. 

(Einsammeln der Abtimmungskarten.) 
Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, sich 

auf Ihre Plätze zu begeben. Ich frage, ob noch Ab-
geordnete vorhanden sind, die zur namentlichen 
Abstimmung zu den Anträgen betreffend § 72 ihre 
Stimme abzugeben wünschen, also zur vorigen 
namentlichen Abstimmung. — Das ist nicht der 
Fall. Ich schließe die Abstimmung. 

(Widerspruch des Abgeordneten Loritz.) 
— Herr Loritz, ich bin bei der v o r i g en  nament-
lichen Abstimmung. Ihre Stimme kann jederzeit 
noch abgegeben werden. 

(Heiterkeit.) 
Ich gebe das vorläufige Ergebnis*) der Abstim-

mung über die Anträge der Herren Abgeordneten 
Stücklen und Genossen und Euler und Genossen 
zu § 72 bekannt. Mit Ja haben gestimmt 130 Ab-
geordnete, mit Nein 203 Abgeordnete bei 6 Ent-
haltungen. Von den Berliner Abgeordneten haben 
4 mit Ja und 8 mit Nein gestimmt. Insgesamt haben 
351 Abgeordnete ihre Stimme abgegeben. Die An-
träge sind abgelehnt. 
Ich komme zur Abstimmung über den § 72 i n.  der 

Fassung der Beschlüsse der zweiten Beratung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem § 72 zu-
zustimmen wünschen, um ein Handzeichen. -- Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit. § 72 ist angenommen. 

*) Vergl. das endgültige Ergebnis Seite 10295, 
2. Abstimmung. 

Bis zur Auszählung der letzten namentlichen 
Abstimmung treten wir ein in die Beratung des 
letzten vorliegenden Änderungsantrages der Frak-
tion der SPD, Umdruck Nr. 634 Ziffer 12, auf Ein-
fügung des § 89 a. Herr Abgeordneter Wönner 
zur Begründung! 

Wönner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Erfahrungen, bezogen auf die Be-
handlung unserer Anträge, die wir heute auch in 
der dritten Lesung machen mußten, lassen es als 
außerordentlich schwierig erscheinen, nun auch 
noch in einem grundsätzlichen Punkt Ihre Meinung 
in etwa zu ändern, wenngleich es nichts weiter 
bedürfte als nur der Wiederauffrischung Ihrer Er-
innerung, insbesondere in der Mitte des Hauses, 
bezogen auf diesen § 89 a. Denn in der ersten Le-
sung des Gesetzes am 27. Juli 1950 war es der 
heute schon mehrfach zitierte Herr D r. Schrö

-

der , der damals zum Ausdruck brachte, die Ge-
staltung der Verhältnisse im Betrieb mache eine 
ständige und gute Zusammenarbeit der Organisa-
tionen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer not-
wendig. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Das ist 
auch heute noch richtig; ich habe das heute 

morgen wiederholt!) 

— Aber eben bezogen auf die Gestaltung der Ver-
hältnisse im Betrieb! Die Gestaltung der Verhält-
nisse im Betrieb ist Betriebsverfassungsrecht, an 
dessen Gestaltung also die Organisationen der Ar-
beitnehmer und der Arbeitgeber ihren Anteil 
haben sollen. 
Genau das gleiche gilt auch hinsichtlich des Art. 9 

des Grundgesetzes, der ja den Vereinigungen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer nicht nur das 
Recht zur Wahrung der Arbeitsbedingungen, son-
dern auch der Wirtschaftsbedingungen gibt und 
der nicht nur formalen Charakter haben kann, 
sondern der selbstverständlich mit effektiver Wirk-
samkeit ausgestattet sein muß. So gesehen kann 
Betriebsverfassungsrecht nichts anderes als ein 
Teil der sozialen Selbstverwaltung sein. Sie brauch-
ten diesen Grundsatz nur anzuerkennen, um auch 
im Betriebsverfassungsgesetz ausdrücklich die Tat-
sache herauszustellen, daß im Zuge der Entwick-
lungsmöglichkeiten und der Entwicklungsnotwen-
digkeiten den beiden Sozialpartnern die Möglich-
keit erschlossen werden muß, im betriebsverfas-
sungsrechtlichen Raum die Dinge nach eigenen 
Gestaltungsvorstellungen weiter zu entwickeln. 
Das ist der Grund, aus dem wir Sie darum bitten, 
unserem Ergänzungsantrag zu § 89 a Ihre Zustim-
mung zu geben. 

Präsident Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 
Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 

der Fraktion der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 12 
auf Einfügung eines § 89 a. Ich bitte die Damen 
und Herren, die diesem Antrag zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das zweite war 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 
Ich frage, ob noch Abgeordnete vorhanden sind, 

die zur namentlichen Abstimmung betreffend § 76 
ihre Stimme abzugeben wünschen? — Das ist nicht 
der Fa ll. Ich schließe die Abstimmung zu § 76. 

Ich bitte Sie einen Augenblick um Geduld bis 
zur Bekanntgabe des Ergebnisses der Abstimmung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
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Meine Damen und Herren, ich gebe das vorläu-

fige Ergebnis*) der Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der SPD Umdruck Nr. 634 Ziffer 11 
bekannt. Mit Ja haben gestimmt 147 Abgeordnete, 
mit Nein 190 bei 2 Enthaltungen; von den Berliner 
Abgeordneten 6 mit Ja, 6 mit Nein; insgesamt 351 
Abgeordnete. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über § 76 in der 
Fassung der Beschlüsse der zweiten Beratung. Ich 
bitte die Damen und Herren, die diesem Paragra-
phen zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Der Paragraph 
ist mit Mehrheit angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Einzel-
besprechung der dritten Beratung beendet. 

Vor der Schlußabstimmung wünschen einige Ab-
geordnete kurze Erklärungen abzugeben. 
Herr Abgeordneter Dr. Preusker! 

Dr. Preusker (FDP): Meine Damen und Herren! 
Seit zwei Jahren, seitdem dieses Gesetz beraten 
wird, hat sich durch die Reden der Opposition als 
Hauptanliegen wie ein roter Faden immer das 
eine hindurchgezogen: der Wunsch nach einer 
„Gleichberechtigung" von „Kapital" und „Arbeit". 
Wir haben uns von Anfang an mit aller Entschie-
denheit gegen diese antiquierte These gewehrt und 
haben sie abgelehnt, weil sich für uns in den ein-
zelnen Unternehmen und Betrieben nicht „Kapital" 
und „Arbeit", sondern nur Menschen gegenüber-
stehen. 

(Lachen und Zurufe bei der SPD.) 
Das „Kapital" ist und bleibt für uns nur die Arbeits-
leistung früherer Perioden, die auch nur wieder 
von Menschen eingesetzt werden kann. Deshalb 
hat es sich für uns bei der Beratung dieses Geset-
zes über die Betriebsverfassung immer nur um die 
Herstellung wirklich menschlicher und gesun-
der sozialer Beziehungen zwischen den an den ver-
schiedenen Arbeitsplätzen eines Unternehmens Tä-
tigen — ob Unternehmer, ob leitender Angestell-
ter oder Arbeitnehmer an der Werkbank — ge-
dreht. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 
Deshalb war für uns das Ziel nicht eine Gleichbe-
rechtigung von totem Kapital und menschlicher, 
lebender schöpferischer Arbeit, sondern für uns 
ist immer das Ziel die Herstellung einer echten 
Partnerschaft aller im Betrieb tätigen Menschen 
gewesen. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe links.) 
In dieser echten Partnerschaft von Menschen 

kann es sich aber immer nur um die Mitwirkung 
nach dem Maß der einzelnen Leistung und der 
einzelnen Verantwortung handeln. Diese Partner-
schaft im Betrieb schließt für uns naturnotwendig 
jedes Hineinwirken dritter oder betriebsfremder 
Personen in irgendeiner Eigenschaft aus. 

(Anhaltende Zurufe links.) 

Für uns wird diese Partnerschaft aber durchaus 
nicht etwa mit dem Gedanken der Mitwirkung und 
Mitberatung nach dem Grad der Verantwortlich-
keit beendet, sondern für uns steht das Ziel da-
hinter, daß auch dem Mitarbeiter im Betrieb ,  die 
Möglichkeit der Übernahme der vollen Verant-
wortung und des vollen Risikos durch Miteigen- 

*) Vergl. das endgültige Ergebnis Seite 10295, 
3. Abstimmung. 

turn, durch Beteiligung am Aktienbesitz oder sonst 
irgendwie — das kann nach der Rechtsform ver-
schieden sein — eröffnet wird. 

(Erneute Zurufe links.) 
Das Gesetz, das hier vorliegt, stand leider für 

uns von Anbeginn an noch zu sehr unter der anti-
quierten Vorstellung des Gegeneinanders von totem 
Kapital und lebendiger Arbeit. Wir haben unsere 
ganze Anstrengung in den Ausschüssen darauf an-
gelegt, diese materialistischen, antiquierten Züge 
des Gesetzes zu beseitigen und es überzuleiten in 
die neue vom Menschlichen her bestimmte Ord-
nung zur Partnerschaft. 

(Lachen und Zurufe links. — Zuruf von 
der KPD: Kalter Kaffee!) 

Das ist uns leider nicht ganz gelungen. Wir haben 
es auf dem Gebiet des „Personellen" zum Teil er-
reicht. Wir haben es auf dem Gebiet des „Wirt-
schaftlichen" zum größeren Teil erreicht. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Wir haben es ferner auf dem Gebiet der Ausklam-
merung von solchen Betrieben, bei denen die un-
mittelbare menschliche Beziehung nicht erst eines 
Vormundes bedarf, noch nicht ganz erreicht; aber 
.wir sind der Meinung, daß so wesentliche Fort-
schritte auf dem Wege der Neuordnung der sozia-
len Beziehungen im Sinne der Partnerschaft er-
reicht worden sind — das hat uns insbesondere 
auch die heftige Ablehnung von seiten der Oppo-
sition gezeigt —, daß wir glauben, daß die Chance 
eröffnet ist, diejenigen Verbesserungen, die wir 
in dieser Richtung noch für nötig halten, gerade 
erst durch das Wirksamwerden dieses Gesetzes 
in den Betrieben vollends zum Tragen zu bringen. 

Unter diesem Gesichtspunkt sind wir bereit, 
einem auch noch unvollkommenen Gesetz, das ge-
rade durch unsere Mitwirkung weitgehend in die 
notwendige Richtung der menschlichen Partner-
schaft gebracht worden ist, unsere Zustimmung 
zu geben. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Harig: Und 
die Aktien 1 : 3 umzustellen! — Weiterer 
Zuruf von der KPD : Der Herr-im-Hause

-

Standpunkt!) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Richter. 

Richter (Frankfurt) (SPD): 	Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Im Auftrag der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion habe 
ich folgendes zu erklären: Alle wesentli-
chen Änderungsanträge der SPD-Fraktion zu 
dem Entwurf eines Betriebsverfassungsgesetzes 
wurden von der Regierungskoalition abge-
lehnt. Damit ist auch ,das gleichberechtigte 
Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte insbeson-
dere in den personellen Fragen und in den wirt-
schaftlichen Angelegenheiten von der Mehrheit des 
Hauses verneint worden. Die Vertreter des Kapi-
tals, die Gesellschafter oder die Aktionäre ent-
scheiden über alle wesentlichen Fragen, ohne die 
gewählten Vertreter der Arbeitnehmer mitbestim-
men zu lassen. Kapital und Arbeit sind also nicht 
gleichberechtigt, sondern die Kapitalinteressen 
stehen über den Interessen der arbeitenden Men-
schen. 
In vielen Bestimmungen ist der vorliegende Ge-

setzentwurf in der von Ihnen beschlossenen Fas-
sung ungünstiger als das Betriebsrätegesetz von 
1920 und gewährt den Betriebsräten weniger 
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(Richter [Frankfurt]) 
Rechte, als ihnen nach den Ländergesetzen jetzt 
schon zustehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
Die SPD-Fraktion hat in den Ausschüssen und 

im Plenum des Bundestages durch Einsetzen der 
ihr zu Gebote stehenden Mittel alles getan, um 
die Verwirklichung der berechtigten Forderungen 
der deutschen Arbeitnehmerschaft und ihrer Ge-
werkschaften durchzusetzen. Die Regierungskoali-
tion hat diese Bemühungen zunichte gemacht. Die 
Arbeiter, Angestellten und Beamten sowie deren 
Angehörige werden der Regierungskoalition für 
ihre rückschrittliche Haltung die gebührende Ant-
wort geben. Die sozialdemokratische Fraktion 
lehnt den Gesetzentwurf ab und beantragt nament-
liche Abstimmung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. von Merkatz. 

(Abg. Harig: Was versteht der denn von 
Betriebsräten? — Abg. Frau Kalinke: Das 

wird er Ihnen gleich beweisen!) 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Namens der Fraktion der Deut-
schen Partei habe ich zu erklären, daß wir trotz 
der schwerwiegenden Bedenken, die bei uns be-
stehen, diesem Betriebsverfassungsgesetz unsere 
Zustimmung erteilen werden. Unsere Bedenken 
beruhen darauf, daß der Grundgedanke des Ge-
setzes nicht von der Basis der Betriebsgemeinschaft 
ausgegangen ist, 

(Zuruf von der KPD: NSBO!) 
sondern daß den Organisationen, die unserm Staat 
ein völlig anderes Gesicht zu geben bereit sind, 
ein immer noch sehr spürbarer und vielleicht über-
wiegender Einfluß eingeräumt worden ist. 

(Lachen links.) 
Wir wenden uns dagegen, daß in der Zukunft und 
bei der Verwirklichung dieses weittragenden Ge-
setzes Formen, die für die politische Demokratie 
gedacht sind, in einer formalen Weise auch auf 
andere Lebensgebiete übertragen werden. Auf diese 
Weise besteht die Gefahr, daß die Demokratie, die 
auf der persönlichen Freiheit aufgebaut ist, sich in 
ihr totalitäres Gegenteil verkehrt. 
Wir haben Bedenken gegenüber dem Gesetzent-

wurf im Hinblick darauf, daß den wichtigen Be-
dürfnissen des Mittelstandes nicht in dem Maße 
Rechnung getragen werden konnte, wie wir es 
wollten. Wir erwarten auch hier, daß die Praxis 
und der Wille zu einem wirklich friedlichen Zu-
sammenarbeiten eine neue Sozialordnung entstehen 
lassen, die allen Teilen ihr Recht im Sinne der so-
zialen Befriedung zu geben vermag. Wir wenden 
uns dagegen, daß wir bei der Beratung dieses 
Gesetzes — auf dessen Verwirklichung im rechten 
Geist es entscheidend ankommen wird — in ge-
wissen Abschnitten unter Druck von außen ge-
setzt worden sind. Wir sind fest entschlossen, dafür 
zu sorgen, daß in aller Zukunft die letzte Entschei-
dung beim Staate liegt, und daß unsere Verfas-
sung in ihrem freiheitlichen Wesen voll und ganz 
gewahrt wird. Wir wenden uns dagegen, daß der 
Wille des Parlaments von der einen oder anderen 
Seite präjudiziert wird. 

Das Gesetz ist eine Kompromißlösung. Wir stim-
men zu, weil es im Wesen des parlamentarischen 
Systems liegt, Verständigung zu suchen, wenn das 
vollkommene Ziel zur Zeit unerreichbar ist. 

Wir sagen „ja", weil mit dem Erlaß dieses Gesetzes 
Frieden im sozialen Leben hergestellt werden soll 
und hergestellt werden kann. Wir werden uns aber 
mit aller Schärfe dagegen zur Wehr setzen, wenn 
dieses Werk des Friedens von außerparlamentari-
schen Einflüssen, sei es von der einen, sei es von 
der andern Seite, gestört werden sollte. 

(Beifall bei der DP/DPB und der FDP. — 
Zuruf von der KPD: Heil Ley!) 

Präsident Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Agatz! 

Agatz (KPD) : Meine Damen und Herren! Ich 
habe die Ehre, namens der kommunistischen Frak-
tion 

(Zurufe von der Mitte: Gruppe! — 
Gegenrufe von der KPD) 

zu erklären: Dieses Gesetz wird von der ganzen 
Arbeiterschaft als ein Gesetz zur Verhinderung der 
Mitbestimmung aufgefaßt werden. 

(Abg. Euler: Sie haben kein Recht, von 
Arbeiterschaft zu reden!) 

Mit diesem Gesetz wollen die Koalitionsparteien 
die Arbeiterschaft zu dem Pferd machen, das sie 
vor den Kriegskarren der amerikanischen und deut-
schen Imperialisten spannen wollen, das sie belie-
big reiten wollen, auf dem sie als Herren sitzen 
wollen. 

(Zuruf von der KPD: Herrenreiter!) 
Die Arbeiterschaft wird Ihnen, meine Herren von 
der Adenauer-Koalition, die gebührende Antwort 
erteilen. Sie weiß, daß dieses Gesetz den Zweck hat, 
die Voraussetzungen für die Durchführung des 
Generalvertrags, für die Durchführung Ihres Ru

-

stungsprogramms zu schaffen. Die Arbeiterschaft 
wird den Kampf führen gegen Ihr Rüstungspro

-

gramm, gegen Ihren Generalvertrag, gegen Ihre 
Kriegspläne. Sie wird den Kampf um die Mitbe

-

stimmung vor allem führen als einen Kampf zur 
Sicherung des Friedens. Wir werden alles tun, da

-

für zu sorgen, daß die Arbeiterschaft diesen Kampf 
mit Erfolg führt. Deswegen werden wir dieses Ge

-

setz nicht nur ablehnen, sondern auch bekämpfen. 
(Beifall bei der KPD.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lenz. 

Lenz (CDU): Meine Damen und Herren! Die 
vorliegende Fassung des Gesetzes entspricht in 
wesentlichen Punkten nicht den Ansprüchen, die 
meine Freunde und ich an ein solches Gesetz stel-
len müssen. 

(Zurufe links: Lehnen Sie es doch ab!) 
Wir bedauern, daß es trotz aller Bemühungen, die 
Abgeordnete des Hauses und andere verantwort-
liche Persönlichkeiten unternommen haben, nicht 
zu einer Verständigung zwischen den Gewerkschaf-
ten und dem Gesetzgeber gekommen ist. 

(Zurufe von der SPD.) 
Wenn wir dennoch die Hoffnung haben, daß die 
praktische Durchführung dieses Gesetzes zu jener 
Zusammenführung der Vertreter verschiedener 
Auffassungen im sozialen Leben führen wird, die 
wir im Interesse der Arbeiterschaft dringend wün-
schen und befürworten werden, so stützt sich diese 
Erwartung auf den Wirklichkeitssinn und die tiefe 
Verantwortung, die die Gewerkschaftsbewegung 
in der Vergangenheit und in der Gegenwart an den 
Tag gelegt hat. 

(Zuruf von der FDP: Hoffentlich!) 
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Die Gewerkschaftsbewegung hätte in Ansehung 
ihrer Verdienste auf eine bessere Berücksichtigung 
ihrer Wünsche rechnen dürfen, als es geschehen ist. 

(Hört! Hört! links.) 

Diese Tatsache kann uns jedoch nicht veranlassen, 
den Blick vom Ganzen nur auf den Teil zu lenken. 
In der Erkenntnis, daß die alsbaldige Verabschie-
dung eines Gesetzes, das die Beziehungen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, das die Atmos-
phäre im Betrieb rechtlich neu gestaltet, wird ein 
Teil meiner Freunde dem Gesetz zustimmen. Ein 
Teil meiner Freunde wird sich der Stimme ent-
halten. 

(Hört! Hört! links. — Abg. Harig: Und was 
wirst du tun?) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmücker. 

Schmücker (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ein Teil meiner Fraktionskolle-
gen hat sich redlich bemüht, die Bestimmungen 
dieses Gesetzes, soweit sie die mittelständische 
Wirtschaft betreffen, zu verbessern. Wir haben 
das nicht vom egoistischen Standpunkt eines In-
teresses aus getan, sondern weil wir der Meinung 
sind, daß die Verhältnisse in der mittelständischen 
Wirtschaft anders sind als in der Großwirtschaft. 
Wir haben Bedenken gegen dieses Gesetz. Aber wir 
sehen auch die politischen Notwendigkeiten; des-
wegen werden wir diesem Gesetz unsere Zustim-
mung geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe links.) 

Präsident Dr. Ehlers: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schröder. 

(Zuruf links: Aha!) 

Dr. Schröder (Düsseldorf) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! 

(Zuruf von der KPD: SA marschiert!) 
In wenigen Minuten werden wir über dieses Gesetz 
in seiner vorliegenden Form namentlich abge-
stimmt haben und das Ergebnis dieser Abstimmung 
kennen. Wir vertrauen auf die Entscheidung dieses 
Hohen Hauses und sind sicher, daß es das kühne 
soziale Experiment, das das neue Betriebsverfas-
sungsgesetz darstellt, billigen wird. 

(Zurufe links.) 
Wir knüpfen daran eine Hoffnung, nämlich die, 
daß dieses Gesetz gemeinsam durch Arbeiter und 
Unternehmer zu einem Erfolg gebracht wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Weitere Erklärungen zur Abstimmung sind nicht 
gewünscht worden. 
Wir kommen zur Schlußabstimmung über das 

Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
im Betrieb, 

(Zuruf von der KPD: Entrechtung der 
Arbeitnehmer!) 

das Betriebsverfassungsgesetz. Ich bitte die Her-
ren Schriftführer, die Stimmzettel einzusammeln 
und bitte Sie, meine Damen und Herren, möglichst 
auf Ihren Plätzen zu bleiben. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Meine Damen und Herren! Darf ich fragen, sind 

noch Abgeordnete vorhanden, die ihre Stimme 

zur Schlußabstimmung abzugeben wünschen? — 
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Abstimmung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
Meine Damen und Herren, ich gebe das vorläu-

fige Ergebnis*) der Schlußabstimmung über das 
Betriebsverfassungsgesetz bekannt. Mit Ja haben 
gestimmt 195 Abgeordnete, mit Nein 140 Abgeord

-

nete, bei 7 Enthaltungen. Von den Berliner Abge-
ordneten hab -en mit Ja 6, mit Nein 6 gestimmt. 
Insgesamt haben sich 354 Abgeordnete an der Ab-
stimmung beteiligt. Damit ist das Betriebsverfas-
sungsgesetz in der Schlußabstimmung angenom-
men. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Pfui-Rufe von der KPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben noch ab-
zustimmen über den Antrag des Herrn Abgeord-
neten Sabel, den er in der zweiten Beratung be-
reits zur Kenntnis gebracht hatte, durch die Be-
schlußfassung zur Drucksache Nr. 3585 den von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Neuordnung der Wirtschaft hinsichtlich 
seines Teiles 1 für erledigt zu erklären. 

(Abg. Niebergall: Uninteressant! Das kann 
er sich an den Hut stecken!) 

Ich bitte die Damen und Herren, die diesem An-
trag zuzustimmen wünschen, eine Hand zu erhe-
ben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das erste 
war die Mehrheit; dieser Antrag ist angenommen. 
Bevor ich den nächsten Punkt der Tagesord-

nung aufrufe, darf ich bekanntgeben, daß nach dem 
Plenum die Fraktion der CDU/CSU eine kurze 
Fraktionssitzung abhält. 
Ich rufe auf den Punkt 3 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Erhöhung der Einkommensgrenzen 
in der Sozialversicherung und der Arbeits-
losenversicherung (Nrn. 3600, 3350 der 
Drucksachen); 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zwei-
ter Beratung (Umdruck Nr. 631; Antrag Nr. 
628). 
(Erste Beratung: 213. Sitzung, zweite Bera-
tung: 225. Sitzung.) . , 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Aussprache-
zeit von höchstens 60 Minuten für die allgemeine 
Besprechung der dritten Beratung vor. 

(Zurufe.) 
Das Haus ist damit einverstanden. Wird das Wort 
gewünscht? 

(Zurufe: Nein! Ohne Aussprache!) 
Der Herr Bundesminister für Arbeit! 

Storch, Bundesminister für Arbeit: Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Bundesregierung 
hält die Verabschiedung dieses Gesetzes für drin-
gend erforderlich, da es sich um eine überragend 
wichtige sozialpolitische Frage handelt. Sie bittet 
daher, das Gesetz in der Fassung der zweiten Le-
sung anzunehmen. Das Problem des § 178 der 
Reichsversicherungsordnung ist zwar durch die 
Fassung der zweiten Lesung dieses Gesetzes nicht 
gelöst. Ich halte es aber für richtig, daß diese 
wichtige Frage während der Parlamentsferien noch 
einmal genauer überprüft und dann vom Hohen 
Hause an Hand einer Vorlage der Bundesregierung 
nach den Ferien abschließend verhandelt wird. 

*) Vergl. das endgültige Ergebnis Seite 10295, 
4. Abstimmung. 
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Präsident Dr. Ehlers: Meine Damen und Herren! 
Wird das Wort zur allgemeinen Besprechung wei-
ter gewünscht? 

(Zurufe: Nein! — Zuruf des Abg. 
Dr. Hammer.) 

— Zur allgemeinen Besprechung Herr Abgeordne-
ter Dr. Hammer? 

(Abg. Dr. Hammer: Nein! — Zuruf 
der Abg. Frau Kalinke.) 

— Frau Abgeordnete Kalinke auch zu den Einzel-
bestimmungen. 

(Lebhafte Zurufe: Nein!) 

— Meine Damen und Herren, wir haben doch noch 
keine Mehrheitsabstimmung über die Wortmel-
dungen. Das geht doch nun zu weit. 

(Abg. Frau Kalinke: Ich verzichte!) 
— Also Sie wünschen das Wort nicht, Frau Abge-
ordnete Kalinke. 
Die allgemeine Besprechung ist beendet. 
Änderungsanträge liegen vor zu § 4, § 9 und 

§ 15. Soll zu § 4 das Wort genommen werden? — 
Frau Abgeordnete Kalinke. 

(Unruhe und Zurufe.) 
— Meine Damen und Herren, es wird nur kurze 
Zeit aufhalten. Ich bin schon unterrichtet, daß es 
nur kurze Zeit dauert. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Nach der Erklärung des Herrn 
Bundesministers für Arbeit ziehen wir unseren 
Antrag zum § 4 zurück unter der Voraussetzung, 
daß eine entsprechende Vorlage nach der Sitzungs-
pause vorgelegt wird. 

(Beifall.) 

Präsident Dr. Ehlers: Ich rufe dann auf § 9. 
(Abg. Dr. Hammer: Ich hatte mich auch 
zum Wort gemeldet, Herr Präsident!) 

— Zu § 4 Herr Abgeordneter Dr. Hammer! 

Dr. Hammer (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich freue mich über die Erklärung der Frau Ab-
geordneten Kalinke. 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 

Auch wir ziehen unsere Anträge zurück und sind 
damit einverstanden, daß — wie der Herr Arbeits-
minister versprochen hat — uns in ganz naher Zeit 
eine endgültige Regelung dieser Materie vorgelegt 
wird. 

Vizepräsident Dr. Schmid: § 9. — Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Dr. Steinbiß. 

(Abg. Frau Dr. Steinbiß: Nein, zu § 4!) 
— Zu § 4. 

Frau Dr. Steinbiß (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nur eine Minute. Auch ich 
möchte der Befriedigung Ausdruck geben, daß der 
Herr Arbeitsminister erklärt hat, der § 4 betref-
fend den § 178 der Reichsversicherungsordnung 
habe eine außerordentlich große Bedeutung. Ich 
hoffe, daß eine Lösung gefunden wird, die nicht 
nur den Versicherten, sondern auch den Ärzten 
dient. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zu § 9 sind Ände-
rungsanträge der Fraktion der DP angekündigt, 
Umdruck Nr. 628. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich beziehe mich auf die Be-
gründung, die ich in der ersten und zweiten Le-
sung namens der Fraktion der Deutschen Partei 
hier abgegeben habe, und bitte Sie, unserem An-
trag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Kann über die Zif-
fern 2, 3, 4 und 5 durch eine Abstimmung abge-
stimmt werden, oder soll ich ziffernweise abstim-
men lassen? 

(Zurufe: Nein!) 
— Also eine Abstimmung. 

Wir stimmen ab über die Anträge Ziffern 2, 3, 
4 und 5 auf Umdruck Nr. 628. Wer für die An-
nahme dieser Änderungsanträge ist, den bitte ich, 
die Hand zu erheben. — Gegenprobe! Das zweite 
ist die Mehrheit; die Anträge sind abgelehnt, die 
§§ 9 und 9 a in der Fassung der zweiten Beratung 
angenommen. 
§ 15. Auch hierzu liegt ein Änderungsantrag der 

Fraktion der Deutschen Partei vor. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Auch hierzu haben wir bei der 
Begründung unseres Antrags in der zweiten Le-
sung erklärt, warum wir die uneingeschränkte Ein-
beziehung Berlins wünschen. Wir bitten Sie, um 
der Einführung des einheitlichen Rechtes willen, 
den § 15 in der vorgeschlagenen Fassung des Um-
drucks Nr. 628 anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Änderungs-
anträge liegen nicht vor. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Schroeder. 

Frau Schroeder (Berlin) (SPD): Auch ich beziehe 
mich auf das, was ich in der zweiten Lesung ge-
sagt habe. Ich möchte nur darauf hinweisen, daß 
es, nachdem der § 4 gefallen ist, statt §§ 1 bis 4 
heißen muß: §§ 1 bis 3. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich darf annehmen, 
daß das Haus damit einverstanden ist, daß die Vor-
lage entsprechend geändert wird. — Keine weite-
ren Wortmeldungen. 
Dann zunächst in einer summarischen Einzel-

abstimmung Art. 1 bis 9, Einleitung und Über-
schrift. Wer für die Annahme der Bestimmungen 
ist, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmige An-
nahme. 
Wer für die Annahme des Gesetzes als Ganzes 

ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
(Abg. Frau Kalinke: Zur Geschäfts- 

ordnung!) 
— Zur Geschäftsordnung hat das Wort Frau Abge-
ordnete Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Über unseren Antrag zu 
§ 15 — Ziffer 6 des Umdrucks — ist noch nicht ab-
gestimmt; oder habe ich das überhört? 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ja, darüber haben 
wir noch nicht abgestimmt; ich bitte um Entschul-
digung. Wir müssen das nachholen. Wer für die 
Annahme des Änderungsantrags der Fraktion der 
Deutschen Partei auf Umdruck Nr. 628 Ziffer 6 ist; 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! 
— Das letzte ist die Mehrheit; damit ist der An-
trag abgelehnt. Die vorher vorgenommene Ab-
stimmung bedarf keiner Korrektur. 
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Damit, meine Damen und Herren, ist auch dieser 

Punkt der Tagesordnung erledigt. 
(Abg. Dr. Atzenroth: Sie haben übersehen, 
daß ich gegen das Gesetz gestimmt habe! 
Sie haben nachher gesagt, es sei einstim

-

mig angenommen!) 
- Ich habe Sie übersehen? Ich bitte um Entschul-
digung! Unter so vielen kann es passieren, daß 
man als einzelner nicht bemerkt wird. 

(Heiterkeit.) 
Meine Damen und Herren, vor Aufruf des Punk-

tes 4 erteile ich das Wort dem Abgeordneten Hed-
ler zu einer persönlichen Erklärung. 

Hedler (Fraktionslos): Meine Damen und Her-
ren! Nachdem ich wegen des Inhalts zweier Re-
den, die ich im Wahlkampf 1949 und unmittelbar 
danach im Herbst 1949 gehalten habe, schwer be-
straft bin, fühle ich die Verpflichtung, folgende 
Erklärung vor dem Bundestag abzugeben: 

Nach den Feststellungen des Gerichts im zwei-
ten Rechtszug soll ich eine Anzahl einzelner Wider-
standskämpfer gegen die Hitlerherrschaft persön-
lich beleidigt, das Andenken verstorbener Wider-
standskämpfer geschmäht und die Ehre der 
gesamten in Deutschland lebenden Juden verletzt 
haben. Bei meinen politischen Ausführungen im 
Jahre 1949 lag mir jede persönliche Beleidigung 
oder Schmähung und eine Ehrverletzung der Ju-
den fern. 

(Zurufe links.) 
Wenn dies aber nach den rechtskräftigen Fest-
stellungen im zweiten Rechtszug aus meinen Wor-
ten gefolgert werden kann, so stehe ich nicht an 
zu erklären, daß ich es ernstlich bedaure, Worte 
gesprochen zu haben, die zu unbeabsichtigten Wir-
kungen geführt haben. Ich erkläre ausdrücklich, 
daß ich damals niemanden persönlich kränken und 
daß ich nur in kritischer Form zu historischen 
Vorgängen Stellung nehmen wollte. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Haus hat diese 
Erklärung zur Kenntnis genommen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf. 
Beratung des mündlichen Berichts des Aus-
schusses für Geschäftsordnung und Immuni-
tät (3. Ausschuß) betreffend 
Genehmigung zur Strafvollstreckung gegen 
den Abgeordneten Hedler gemäß Schreiben 
des Bundesministers der Justiz vom 2. Juli 
1952 (Nr. 3603 der Drucksachen). 

Das Wort zur Berichterstattung hat der Abge-
ordnete Gengler. 

Gengler (CDU), Berichterstatter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bereits in seiner 25. und 
104. Sitzung hatte der Deutsche Bundestag die Ge-
nehmigung zur Durchführung des Strafverfahrens 
gegen den Abgeordneten Hedler wegen Beleidi-
gung, übler Nachrede und Verunglimpfung des An-
denkens Verstorbener in dessen Reden am 29. 7. 
1949 in Westensee und am 26. 11. 1949 in Einfeld 
erteilt. In seiner 147. Sitzung hatte der Bundestag 
beschlossen, die Aufhebung der Immunität dahin 
zu erweitern, daß auch die Genehmigung für die 
Verhaftung und für alle strafprozessualen Maß-
nahmen gemäß Art. 46 Abs. 2 des Grundgesetzes 
erteilt wird. Nachdem Hedler nunmehr durch 
rechtskräftiges Urteil der 1. Großen Strafkammer 
des Landgerichts in Kiel vom 20. 7. 1951 verurteilt 
ist, hat der Bundesminister der Justiz durch Schrei

-

ben vom 2. 7. 1952 gebeten, eine Entscheidung des 
Bundestages auch darüber herbeizuführen, ob die 
Genehmigung zur Strafvollstreckung gegen den 
Abgeordneten Hedler erteilt wird. Eine derartige 
Entscheidung ist erforderlich, nachdem der Bun-
destag in seiner 72. Sitzung entschieden hatte, daß 
die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe gegen einen 
Abgeordneten der besonderen Genehmigung des 
Bundestages bedarf. Im Reichstag war eine Be-
schlußfassung darüber nicht erforderlich. Nach der 
Praxis des Reichstags bezog sich die Aufhebung 
der Immunität zur Durchführung des Strafverfah-
rens auch auf die Durchführung der Strafvollstrek-
kung. Nachdem der Bundestag zur möglichsten Si-
cherung der Immunität diese Praxis des Reichstags 
nicht aufrechterhalten hat, bedarf es somit einer 
neuen Beschlußfassung des Hohen Hauses. 
Ich darf zunächst den Prozeßverlauf kurz in Ihr 

Gedächtnis zurückrufen. 
(Widerspruch.) 

— Ich verstehe, daß verschiedene Abgeordnete 
gern ihre Züge erreichen wollen. Aber Sie brauchen 
nicht Angst zu haben, daß ich mich bei dieser Schil-
derung lange aufhalten werde. Zum Verständnis 
der Sachlage 

(Zuruf: Schriftlich!) 
und nach Auffassung des Ausschusses ist es aber 
erforderlich, daß das noch kurz vorgetragen wird. 
Wenn Sie es nicht wünschen, — — 

(Zurufe: Nein! — Gegenrufe: Ja! Doch!) 
– - Ja. die Meinungen darüber sind sehr geteilt. 

(Erneute Zurufe: Nein!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, der Herr Berichterstatter hat allein zu be-
stimmen, was zu berichten ist! 

 

Gengler (CDU), Berichterstatter: Ich darf fest-
stellen, daß ich pflichtgemäß einem Auftrag des 
Ausschusses nachzukommen habe und eine sachliche 
Darstellung an sich erforderlich ist. 

Ich darf anführen: Herr Hedler war ursprünglich 
durch Urteil einer nach Neumünster deta

-

chier ten Strafkammer des Landgerichts in 
Kiel freigesprochen worden. Auf Revision der 
Staatsanwaltschaft hatte das Oberlandesgericht 
in Schleswig dieses Urteil aufgehoben und 
die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent

-

scheidung zurückverwiesen. Durch Urteil der Ersten 
Großen Strafkammer des Landgerichts in Kiel vom 
20. 7. 1951 ist Hedler alsdann wegen öffentlicher 
Beleidigung in Tateinheit mit öffentlicher Verun

-

glimpfung des Andenkens Verstorbener und mit 
öffentlicher entwürdigender übler Nachrede nach 
der Verordnung des Reichspräsidenten vom 8. 12. 
1931 zu neun Monaten Gefängnis verurteilt worden. 

(Zuruf links: Sehr gut!) 
Die Verurteilung ist erfolgt, weil das Gericht als 
erwiesen angesehen hat, daß sich Hedler durch 
seine Äußerungen in der Westenseer und Einfelder 
Rede 1. der öffentlichen Beleidigung und der öf-
fentlichen Verunglimpfung des Andenkens Ver-
storbener zum Nachteil der Widerstandskämpfer 
des 20. 7. 1944 schuldig gemacht hat; 2. wegen öf-
fentlicher Beleidigung der Juden dadurch vergan-
gen hat, daß er äußerte: „Wir können Deutschland 
alleine aufbauen. Dazu brauchen wir die Juden 
nicht." 

(Hört! Hört! links.) 
3. Der öffentlichen entwürdigenden üblen Nach

-

rede zum Nachteil des Landesvorsitzenden der SPD 
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in Bayern und Fraktionsvorsitzenden der SPD im 
bayerischen Landtag, Waldemar von Knoeringen, 
dadurch schuldig gemacht hat, daß er von ihm als 
„Major in englischen Diensten" sprach. 

(Hört! Hört! links.) 

Weitere tatsächliche Feststellungen hat das Gericht 
nicht getroffen. Alle übrigen gegen Hedler erho-
benen Vorwürfe haben somit nicht zur Verurtei-
lung geführt. Dieses Urteil des Landgerichts in 
Kiel ist durch Urteil des Fünften Berliner Strafse-
nats des Bundesgerichtshofes vom 8. 5. 1952 be-
stätigt worden. 

Der Ausschuß für Geschäftsordnung und Im-
munität hat sich anläßlich dieses Falles erst-
mals mit der Frage der Erteilung der Ge-
nehmigung zur Vollstreckung einer Freiheits-
strafe gegen einen Bundestagsabgeordneten 
befaßt. Der Ausschuß hat 'sich hierbei auf 
den Standpunkt gestellt, daß die Grundsätze des 
Bundestags, wonach die Genehmigung zur Durch-
führung des Strafverfahrens bei Beleidigungen 
politischen Charakters nur erteilt werden soll, 
wenn es sich um Verleumdungen oder schwere 
Fälle von Beleidigungen handelt, bei denen der 
Ehrenschutz auf andere Weise nicht hinreichend 
sichergestellt werden kann, bei Anträgen auf Auf-
hebung der Immunität zur Strafvollstreckung je-
denfalls dann nicht der Entscheidung zugrunde ge-
legt werden können, wenn es sich um eine verhält-
nismäßig schwere Strafe handelt. Darüber hinaus 
sollte im Fall Hedler dem Interesse der Rechts-
pflege gegenüber dem Interesse des Parlaments an 
der Erhaltung seiner Arbeitsfähigkeit der Vorzug 
gegeben werden. Der Ausschuß schlägt daher vor, 
die Genehmigung zur Strafvollstreckung gegen den 
Abgeordneten Hedler zu erteilen. 
Unabhängig hiervon wird sich der Ausschuß für 

Geschäftsordnung und Immunität mit der Frage des 
Diätenbezugs für Abgeordnete, die eine Freiheits-
strafe verbüßen, befassen und gegebenenfalls dem 
Bundestage hierüber Vorschläge vorlegen. 

Der Abgeordnete Hedler hat sich durch ein 
Schreiben vom 10. 7. 1952, das an die Abgeordne-
ten verteilt worden ist, zur Freigabe der Strafvoll-
streckung geäußert und dabei mitgeteilt, daß er 
Anfang Juli 1952 Verfassungsbeschwerde beim 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe wegen Ver-
letzung des Grundgesetzes erhoben hat. Eine Stel-
lungnahme zu dieser Verfassungsbeschwerde steht 
dem Hohen Hause nicht zu. Es muß dem Bundes-
verfassungsgericht überlassen bleiben, gegebenen-
falls eine Aussetzung der Strafvollstreckung anzu-
ordnen, falls es der Ansicht ist, daß der Abgeord-
nete Hedler in seinen Grundrechten verletzt ist. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Wortmeldungen? — Herr Abgeordneter Ritzel! 

Ritzel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich unterstreiche die Tatsache, daß der 
Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität in 
der fraglichen Sitzung in dieser Frage einen ein-
stimmigen Beschluß gefaßt hat. Es ist mir bekannt, 
und ich habe es gestern bereits hier zum Ausdruck 
gebracht, daß die Fraktionen 'des Hohen Hauses 
von der Erwägung 'geleitet werden, evtl. die Ab-
stimmung über den Antrag ides Ausschusses zu 
verschieben. Ich halte es — und ich spreche im 
Namen der sozialdemokratischen Fraktion — aus 
diesem Grunde für notwendig, daß noch wenige 

Sätze zum Sachverhalt und Tatbestand in Ergän-
zung des Berichts, den der Herr Berichterstatter 
hier gegeben hat, hinzugefügt werden. 
Ich stelle fest, daß der  Fall Hedler deutsche Ge-

richte in vier Fällen befaßt hat: einmal ein Ober-
landesgericht und einmal sogar den höchsten Ge-
richtshof der Bundesrepublik. Ich stelle mit den 
Worten des Herrn Berichterstatters fest, daß eine 
Entscheidung oder auch ein In-den-Arm-fallen 
gegenüber der Verfassungsbeschwerde, die Herr 
Abgeordneter Hedler an das Bundesverfassungsge-
richt gerichtet hat, idem Bundestage nicht zusteht. 
Ich stelle aber weiterhin folgendes fest und darf 
bitten zu verstehen, daß ich das tue. 

Wir schreiben heute den 19. Juli und morgen 
den 20. Juli. Das ganze Hohe Haus hat heute Ge-
legenheit gehabt, von der Extraausgabe Kenntnis 
zu nehmen, die die Zeitschrift „Das Parlament" 
im Andenken an die Opfer des 20. Juli 1944 her-
ausgegeben hat. Sie haben Gelegenheit gehabt, 
dort festzustellen, was zu dieser Frage vom Stand-
punkte der Ehrung jener gesprochen wurde und 
gesprochen werden mußte, die von Herrn Hedler 
laut Gerichtsurteil mit folgenden Worten charakte-
risiert worden sind. Dort heißt es, daß er sie als 
Lumpen, Deserteure und Vaterlandsverräter be-
zeichnet, von Verrat und Dolchstoß durch diese so-
wie davon gesprochen habe, daß Deutschland von 
diesen Männern unterminiert worden sei. 

Meine Damen und Herren! Aus diesen Ausfüh-
rungen, die  'Herr  Hedler in zwei Reden gemacht 
hat und die zu einem wesentlichen Bestandteil-
einer Mentalität im deutschen Volk geworden sind, 
deren Rache und Auswirkung zu befürchten ist, 
sind Dinge entstanden, die der Vergessenheit nicht 
anheimfallen dürfen. 

Vor mir habe ich als 'Gedächtnisstütze die von 
dem Herrn Bundesminister des Innern für den 
Bundesgrenzschutz herausgegebene Zeitschrift. 
Drei Punkte in drei Sätzen daraus! 

7. Februar 1952: Neuer Sprengstoffanschlag auf 
das Bundesverfassungsgericht; der Täter wollte der 
derzeitigen Staatsform entgegentreten! 

26. März 1952: Bombenanschlag auf Bundeskanz-
ler Dr. Adenauer! 

1. April 1952: Bombenanschlag auf den Leiter 
der deutschen Delegation" bei den Verhandlungen 
im Haag auf Schloß Wassenaar. 

Meine Damen und Herren, aus diesem Geist ist 
die Entwicklung gewachsen, an deren Ende das 
deutsche Volk dann an  Bahren gestanden hat. 

(Sehr wahr! links.) 

Ich möchte daran erinnernd ein wahres Wort 
zitieren, das der Herr Bundesinnenminister in der 
Zeitung „Das Parlament" geschrieben hat: 

In Ehrfurcht und Dankbarkeit wollen wir der-
j enigen gedenken, die ihr Leben und ihre Ehre 
eingesetzt haben zur inneren und äußeren Ret-
tung ihres Vaterlandes. 

Meine Damen und Herren! Das Hohe Haus hat 
es in der Hand, darüber zu entscheiden, ob ein 
rechtskräftig gewordenes Urteil nun der Vollstrek-
kung entgegengeführt wird, oder ob das Hohe Haus 
durch eine Verschiebung der Entscheidung oder 
gar durch eine Verweigerung der Strafvollstrek-
kung eine Mitverantwortung für eine Entwicklung 
übernimmt, die wir bereits in anderen Maßstäben 
und unter anderen Vorzeichen einmal genossen 
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und erlebt haben. Ich bitte Sie dringend, dem 
Recht nicht in den Arm zu fallen, sondern dafür 
zu sorgen, daß Recht Recht bleibt. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten 
der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hoogen.  

Hoogen (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und  Herren! Wir haben vom Herrn Berichterstat-
ter die Geschichte des Prozesses des Abgeordneten 
Hedler gehört. Wir haben vom Abgeordneten Hed-
ler selbst in seiner Erklärung und  in  der Zuschrift, 
die im ganzen Hause verteilt worden ist, gehört, 
daß er das Urteil kritisiert. Ich spreche im Namen 
der Koalition und erkläre, daß das Urteil gegen 
den Abgeordneten Hedler feststeht und nicht kri-
tisiert wird. Ich lehne es aber auch weiterhin ab, 
aus irgendwelchen Gründen, die  mit  Stimmungs-
mache zusammenhängen könnten, zu der Frage 
Stellung zu nehmen. Ich betrachte die Angelegen-
heit nach den Grundsätzen, nach denen der Aus-
schuß für Geschäftsordnung und Immunität nach 
unserer Geschäftsordnung und nach dem Grund-
gesetz vorzugehen hat. 

Nach § 114 Abs. 2 der Geschäftsordnung hat der 
Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität 
Grundsätze über die Behandlung von Ersuchen auf 
Aufhebung der Immunität von Abgeordneten des 
Bundestages aufzustellen und diese Grundsätze 
zum Ausgangspunkt seiner zu erarbeitenden An-
träge zu machen. Ich habe aus dem Bericht des 
Herrn Berichterstatters nicht gehört, wie diese 
Grundsätze lauten. Der Herr Berichterstatter hat 
wohl berichtet, daß von Grundsätzen ausgegangen 
worden sei. Wenn damit die Grundsätze gemeint 
sein sollten, die im Herbst 1949, als der Bundes-
tag sich erstmalig mit Immunitätsangelegenheiten 
zu befassen hatte, erarbeitet wurden, dann darf 
ich bemerken, daß diese Grundsätze damals für 
Immunitätsangelegenheiten in einer sehr eingehen-
den Aussprache im Hohen Hause, nicht nur im 
Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität, er-
arbeitet worden sind und nach idem Willen dieses 
Hauses für die Urteilsverfahren gelten. Denn wie 
der Herr Berichterstatter mit Recht berichtet hat, 
ist im Gegensatz zur Praxis des Reichstages von 
uns unterschieden worden zwischen der Aufhebung 
der Immunität in Verfahren bis zum rechtskräf-
tigen Urteil und der Aufhebung der Immunität für 
die Zwecke der Strafvollstreckung. 

'Mit dem heutigen Fall wird das Hohe Haus erst-
malig mit der Aufhebung der Immunität zum 
Zwecke der Strafvollstreckung befaßt. Es ist mir 
gesagt worden — — 

(Abg. Ritzel: Zum zweiten Male!) 

— Herr Kollege Ritzel, das stimmt nicht. Wir 
haben bereits zweimal die Immunität aufgehoben, 
um die Inhaftnahme zum Zwecke der Durchfüh-
rung von Untersuchungsverfahren, also die Unter-
suchungshaft, zu ermöglichen. 

(Abg. Ritzel: Es handelte sich um Strafvoll

-

streckung!) 
— Herr Abgeordneter Ritzel, weil der Abgeordnete 
Reimann sich damals der Vernehmung und der 
Durchführung des Erkenntnis-. des Urteilsverfah-
rens entzog, ohne daß wir damals das Urteil 
kannten! 
Unser grundlegender Beschluß war jedenfalls 

der, daß die Aufhebung der Immunität — und 

deswegen werden wir heute mit der Angelegen

-

heit befaßt — nicht für das Vollstreckungsverfah-
ren galt. Für dieses Verfahren haben wir auch 
Grundsätze zu erarbeiten, und diese sind im Aus-
schuß nicht erarbeitet worden und stehen bis heute 
nicht fest. Wenn es die alten Grundsätze sein soll-
ten, dann verstehe ich nicht, daß wir das  Ver-
fahren aufgeteilt haben nach Erkenntnisverfahren 
und nach Vollstreckungsverfahren. Wir sollten uns 
daran halten. 
Ich persönlich muß ferner ganz offen sagen, daß 

es mich befremdet, daß in diesem Falle von heute 
auf morgen der Fall auf die Tagesordnung ge-
setzt wird, während in anderen Verfahren, die ich 
hier nicht namentlich nennen will, 

(Sehr gut! bei der FDP) 
manchmal der Ausschuß ein ganzes Jahr braucht, 
um die Sache zu behandeln. 
Mit einem solchen Verfahren kann ich mich nicht 

befreunden, 
(Zurufe von der  SPD)  

und deswegen beantrage ich namens der Koalition, 
die Angelegenheit an den Ausschuß für Geschäfts-
ordnung und Immunität zurückzuverweisen, da-
mit dort die Grundsätze erarbeitet werden 
können, 

(Lachen und Zurufe bei der SPD) 
nach denen wir in Zukunft in allen Fällen vorzu-
gehen beabsichtigen. Das darf jedenfalls nicht in 
der überhasteten Form, in der bei dem uns heute 
vorliegenden Fall verfahren werden soll, ge-
schehen. 

(Erneute Zurufe von der SPD und KPD.) 
— Frau Kollegin, wir haben diese Grundsätze nicht 
erarbeitet; das Hohe Haus hat diese Grundsätze 
bisher nicht gutgeheißen. —  
Im übrigen darf ich Sie um folgendes bitten: 

Es wird in diesem Hohen Hause so oft gesagt, man 
müsse einer großen Fraktion die Gelegenheit 
geben, 

(Zurufe von der  SPD)  
die Grundsätze und die Sache 'in der Fraktion zu 
besprechen. Diese Sache wird hier von gestern auf 
heute verhandelt. 

(Sehr wahr! rechts.) 
Meine Fraktion hat nicht die 'Gelegenheit gehabt, 
diesen Fall, in dem erstmalig die Immunität zum 
Zwecke der Durchführung der Strafvollstreckung 
aufgehoben werden soll, zu besprechen. Sie hat 
auch nicht die Gelegenheit gehabt, die Grundsätze 
zu besprechen. Deswegen und aus den anderen 
von mir vorgetragenen Gründen bitte ich Sie, dem 
Antrag auf Zurückverweisung der Angelegenheit 
an den Ausschuß für Geschäftsordnung und Immu-
nität zu entsprechen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
rechts. — Zurufe von der SPD und  KPD. 

— Zuruf des Abg. Erler.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: — Zu diesem Antrag 
auf Zurückverweisung? — Das Wort hat der Ab-
geordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich gehöre nicht dem 
Ausschuß für Geschäftsordnung und Immunität an, 
aber ich meine, wir sollten außer unserer Ge-
schäftsordnung, die wir alle vor uns haben und 
deren § 114 uns bekannt ist, auch ein bißchen den 
gesunden Menschenverstand sprechen lassen. 

(Zurufe rechts.) 
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(Erler) 
Ich meine, daß die Erarbeitung von Grundsätzen 
für die Aufhebung der Immunität doch zweifellos 
nur dann einen Sinn hat, wenn es sich um eine 
Vielzahl von Fällen handelt, d. h. also im allgemei-
nen für die Anordnung des rechtlichen Verfahrens, 
für die Anordnung der Untersuchung überhaupt. 
Jetzt haben wir es nun einmal, nachdem die ganze 
Sache drei Jahre geht, mit dem ersten Fall zu 
tun, in dem ein Abgeordneter der Strafvollstrek-
kung zugeführt werden soll. Da, meine ich, ist 
es an der Zeit, daß das Hohe Haus doch nun nicht 
vom Geschäftsordnungsausschuß verlangen sollte, 
für einen Einzelfall vorher noch Grundsätze auf-
zustellen. Wieviel Abgeordnete wollen Sie denn 
im Laufe unserer Legislaturperiode noch einsper-
ren, daß Sie Grundsätze aufstellen müssen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich meine, die Sache ist entscheidungsreif; das sagt 
uns der gesunde Menschenverstand. 

(Beifall bei 'der  SPD. — Zurufe rechts. — 
Zuruf 'des  Abg. Ewers.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Zu diesem Rückver-
weisungsantrag? — Das Wort hat der Abgeordnete 
Ewers. 

Ewers (DP): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es würde mich außerordentlich reizen, 
auf die völlig unnötig erregten Worte des Herrn 
Ritzel, vielleicht mich im Lauf der Rede zu ähn

-

licher Erregung steigernd, zu antworten. Er hat 
Dinge gesagt, die ich sehr ungern unwidersprochen 
lasse. 
Was die Zurückverweisung anlangt, so halte ich 

sie entsprechend den Worten meines verehrten 
Vorredners Herrn Hoogen für geboten; denn es 
steht fest, daß wir es hier mit dem politischen De-
likt katexochen zu tun haben. Es gibt nichts Nur-
Politischeres als einen Wahlkandidaten, der eine 
Wahlrede hält, und als einen Abgeordneten, der in 
seinem heimatlichen Kreise seinen Anhängern das 
vorträgt, was er politisch für nötig hält. Wenn man 
sich bei dieser Gelegenheit vergeht, so ist das ein 
typisches, aber ganz und gar typisches politisches 
Vergehen, und sonst gar nichts. 

(Anhaltender lebhafter Widerspruch links.) 

Wenn wir schon bei gröblichen Beleidigungen per-
sönlicher Art die Strafverfolgung wegen politi-
scher Vergehen in ach wie vielen Fällen, oft gegen 
mein Votum, nicht aufgehoben haben, dann kommt 
es doch für die Strafvollstreckung in diesem rein 
politischen Fall überhaupt nicht in Betracht! Das 
möchte ich hier nur gesagt haben, und das alles 
durchzuarbeiten und um klare Grundsätze zu be-
raten, sollte der Ausschuß noch einmal Gelegenheit 
haben. Aber Herr Erler, das wäre ja ein sehr 
komisches Recht, wenn Sie heute, wenn ein Fall 
von rechts da ist, ohne Grundsätze arbeiten wollen, 
und morgen bei einem Fall von links ebenso ohne 
Grundsatz. Für eine solche unklare Praxis muß 
ich mich namens meiner Freunde bedanken. 

(Lebhafter Beifall rechts. — Anhaltende 
Zurufe und Unruhe links.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren Wort-
meldungen. Wir kommen zur Abstimmung, und 
zwar zunächst über den Antrag auf Rückverwei-
sung an den Ausschuß. Wer für diesen Antrag ist, 
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe!  

— Es bestehen Zweifel über das Abstimmungs-
ergebnis. Wir müssen durch Hammelsprung ent-
scheiden. Ich bitte, den Saal zu räumen. 

(Die  Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, die Türen zu schließen. — Ich bitte, 
mit der Auszählung zu beginnen. 

(Wiedereintritt 'und Zählung.) 
— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich 
zu beeilen. 

Ich bitte, 'die Türen zu schließen. Die Auszählung 
ist beendet. — 

Meine Damen und Herren, dies ist das Ergebnis 
der Abstimmung: Mit Ja haben gestimmt 116 Ab-
geordnete, mit Nein 168; 

(Bravo! links) 

11 haben sich der Stimme 'enthalten. Damit ist der 
Antrag auf Zurückverweisung an den Ausschuß 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

(Abg. Ewers: Nein, zur Sache!) 
— Herr Abgeordneter Ewers, wir sind in der Ab-
stimmung. Wollen Sie zur Abstimmung sprechen? 

(Zuruf des Abg. Ewers.) 
— Zur Abstimmung der Abgeordnete Ewers! 

Ewers (DP) : Herr Präsident, ich wollte nicht zur 
Abstimmung sprechen. Wir haben eben über einen 
Geschäftsordnungsantrag wegen Zurückverweisung 
abgestimmt. Der ist abgelehnt, und jetzt haben wir 
hier die Sache zu behandeln. Bisher habe ich noch 
kein Wort zur Sache gesprochen, weil wir eben 
eine Geschäftsordnungsdebatte hatten. Ich möchte 
jetzt zur Sache sprechen. 

(Zurufe in der Mitte und links.) 
— Die Aussprache war  nicht geschlossen, in keiner 
Weise, sondern zum Geschäftsordnungsantrag 
haben hier drei Redner 'gesprochen, und dann ist 
über den Geschäftsordnungsantrag — Zurückver-
weisung — abgestimmt worden. Das ist abgelehnt 
worden. Folglich ist hier jetzt über 'die Sache zu 
entscheiden. Zu dieser Sache bitte ich um Idas Wort. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter 
Ewers, ich bitte um Entschuldigung. Eine Abstim-
mung über einen Antrag auf Zurückverweisung 
ist keine Abstimmung über einen Geschäftsord-
nungsantrag. 

(Sehr richtig! links.) 

Ewers (DP): Na nu, was ist denn das? Das war 
doch bisher keine Sachentscheidung? Oder? Dann 
bitte ich, nach Hause zu gehen; dann ist die Sache 
also entschieden. Danke schön! 

(Lachen links. — Zurufe von allen Seiten. 
Große Unruhe.) 

Dann wären wir hier ja fertig. Ich meine, eine 
Ablehnung der Zurückverweisung — eine ge-
schäftsordnungsmäßige Behandlung — bezog sich 
auf eine Unterbrechung der Behandlung der Sache 
bis zum nächsten Male. Sie wollen doch heute 
hier die Sache zu Ende behandeln. Das soll also 
geschehen. Dazu bitte ich mir das Wort zu er-
teilen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort ist 
Ihnen erteilt. 
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Ewers (DP): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich bitte, sich wieder hinzusetzen. Es ist 
nicht gerade das Übliche, daß so viele stehen. Denn 
ich möchte etwa ebenso lange sprechen, wie Herr 
Ritzel gesprochen hat, und möchte bitten, erstens 
diese Angelegenheit nicht wegen der Tatsache, daß 
morgen der 20. Juli ist, irgendwie ins Pathetische 
zu erheben 

(stürmische Zurufe links) 

und zweitens bei allen juristischen Betrachtungen 
den Charakter der Zeit in Rechnung zu stellen. 
Die Dinge, die wir hier heute behandeln wollen, 
liegen drei Jahre und mehr zurück. 

(Erneute stürmische Zurufe links. — Glocke 
des Präsidenten.) 

Das ist nicht ganz unwichtig; denn warum das 
Verfahren so verschleppt ist, das ist vielleicht, ohne 
die politischen Hintergründe zu kennen, kaum zu 
erklären; denn so schwierig war  die Sache ja 
nicht. 

(Erregte Zurufe links. — Gegenrufe rechts. — 
Lärm.) 

Deshalb lassen Sie mich möglichst in Ruhe und — 
möglichst mit tolerantem Gehör — hier einige 
Worte sagen. 
Der 20. Juli. Ob Herr Hedler ausgerechnet die 

 Widerstandskämpfer dieses Datums überhaupt ge-
nannt hat, steht dahin. Er hat im ganzen von Sa-
boteuren gesprochen und darin den 20. Juli mög-
licherweise eingeschlossen. 

(Widerspruch, Zurufe und Schluß-Rufe 
links. — Gegenrufe rechts. — Anhaltende 
große Unruhe. — Glocke -des Präsidenten.) 

Ich möchte aber nur eines betonen. Die 20.-Juli-
Leute sind außer dem mir persönlich gut bekann-
ten Herrn D r. Leber,  -den ich tief beklage; im 
wesentlichen Personen d-es militärischen Adels 
gewesen, 

(Sehr richtig! rechts) 
und das sind unsere Freunde, und w i r sind 
auch auf Herrn Hedler politisch böse, weil er nicht 
ganz klar eine Sonderung zwischen Schweinehun-
den und Widerstandskämpfern aus Idealismus vor-
genommen hat. Darüber sind wir uns alle im 
Hause einig. Lassen Sie uns  hier  doch nicht so 
reden und so tun, als ob der 20. Juli eine SPD-
Angelegenheit gewesen wäre. 

(Beifall bei der DP. — Zurufe links.) 

Das vorweg. Also, wenn er jemanden beleidigt hat, 
dann sind es ebenso gut unsere Freunde gewesen, 
wie etwa Herr Goerdeler, der ja kein SPD-
Mann gewesen ist, 

(fortgesetzte Zurufe von der SPD) 
dessen Nachkommen ebenso beleidigt sind wie 
irgendein Freund der SPD. 
Was das Verfahren selbst anlangt: Wir haben 

hier keine Urteile zu kritisieren; aber wenn es sich 
um Tatsachenfeststellung handelt, -die ja immer 
nur dem menschlichen Irrtum unterworfene Rich-
ter treffen können, dann wollen wir doch nicht 
ganz vergessen, -daß die erste Strafkammer sich 
anscheinend geirrt haben muß, denn sie hat ja 
Herrn Hedler aus tatsächlichen Gründen freige-
sprochen. Der zweite Richter hat etwas anderes 
festgestellt. 

(Abg. Dr. Arndt: Sie haben entweder das 
Urteil nicht gelesen, oder Sie sind zu 

dumm, um es zu verstehen!) 

— Von Dummheit ist gar nicht die Rede. Urteile 
zu lesen bin ich vermutlich fähiger als mancher 
andere, der noch nicht so alt ist wie ich; 

(Abg. Arnholz: Alter schützt vor Torheit 
nicht!) 

denn dafür habe ich ja mein Leben lang gelebt. 
Und nun die Grundsätze! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, wollen Sie mal eines vorweg 
bedenken: Die Aufhebung der Immunität zur 
Durchführung eines Strafverfahrens bedeutet, wenn 
es sich nicht gerade um Untersuchungshaft han-
delt, -daß der Abgeordnete einen Tag oder mehrere 
Tage von seinen Geschäften in Bonn ferngehalten 
wird. 

(Andauernde lebhafte Zurufe von der SPD.) 
Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, hier von 
neun Monaten, bedeutet, daß Sie das Haus um 
eines seiner Mitglieder dezimieren. 

(Große Erregung bei der SPD.) 
— Dazu braucht es gar keiner Schreierei. 

(Andauernde große Unruhe bei der SPD. 
— Glocke des Präsidenten.) 

Wenn wir schon das Palladium dieses Hauses hüten 
wollen, müssen wir uns darüber klar sein, daß 
bei einer Strafvollstreckung die Interessen des 
Hauses ganz anders berührt sind als lediglich bei 
einer Strafverfolgung. 

Und nun, welche Grundsätze? Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, wenn Sie davon ab-
weichen wollen, daß alle diejenigen Delikte, in 
denen ein Abgeordneter besonders Gelegenheit hat, 
zu brillieren — nämlich durch Worte begangene 
strafbare Handlungen im politischen Kampf —, 
durch das Palladium der Immunität geschützt sind, 
wenn Sie nicht an dem Verhalten der Linken die-
ses Hauses erkennen, wie sehr dieses ganze Ver-
fahren von politischen Leidenschaften getragen 
ist, wenn Sie nicht wahrnehmen, daß hier politi-
scher Druck und Gegendruck eine Rolle spielen, daß 
wir in solchen Fällen aber eben die Immunität 
grundsätzlich nicht aufheben wollten, dann müs-
sen Sie mit Blindheit geschlagen sein. Dieser Fall 
ist ein politischer Fall, und ich sage Ihnen ganz 
offen, vom ersten Tag der Behandlung in diesem 
Hause an bis über ach so bedauerliche Vorgänge, 
sowohl hier im Saale wie draußen am Eingang, ist 
es ein Fall, der dem Bundestag weiß Gott nicht 
zur Ehre gereicht! Das ist tief bedauerlich, denn 
an sich gibt es hier im Hause keinen — selbst, 
glaube ich, heute Herr Hedler nicht mehr —, der 
seine Erklärungen in den damaligen Versammlun-
gen billigt. Wir könnten darüber vollkommen ein-
mütig zu einem Beschluß kommen. Aber die poli-
tischen Konsequenzen, die Sie hier ziehen, die poli-
tischen Rachegelüste, denen Sie frönen, — das hat 
mit objektiver Sachbehandlung aber auch gar 
nichts mehr zu tun. 

(Zurufe von der SPD: Unerhört! — 
Anhaltende Zurufe links.) 

Ich halte die Herren der SPD nicht für beeinfluß-
bar; das ist genau so wie bei der großen Vorlage, 
die wir in den letzten Tagen zu behandeln hatten, 
nur umgekehrt. Aber ich glaube, daß ich den 
Freunden der CDU, die bisher noch zweifelten, 
gewisse Herzschläge berühren könnte. Denn die 
Dinge sind doch hier so, daß die politische Leiden-
schaft - — einige winken schon ab, schön; aber 
andere mögen nachdenklich sein. 

(Schluß-Rufe von der SPD.) 
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(Ewers) 
Wir sind jedenfalls der Ansicht, daß Sie, wenn Sie 
hier in diesem Saal überall der politischen Leiden-
schaft folgen, schon damit gegen den heiligsten 
Grundsatz der Immunität, nämlich, die Ehre dieses 
Hauses vor Angriffen politischer Kräfte zu schüt-
zen, verstoßen. 
Ich möchte im Gegensatz zum Vorschlag des Aus-

schusses beantragen, die Immunität nicht aufzu-
heben und den Antrag abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

(Abg. Frau Kalinke: Zur Geschäfts-
ordnung!) 

— Zur Geschäftsordnung Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP): Um der Grundsätze willen, 
die hier zur Frage der Aufhebung der Immunität 
erörtert worden sind, beantrage ich namentliche 
Abstimmung. _ 

(Lebhafter Beifall rechts und bei der SPD. 
— Abg. Dr. Schäfer: Geht nicht, ist 

unzulässig!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich frage das Haus: 
Wird dieser Antrag von 50 Mitgliedern des Hauses 
unterstützt? - Das sind zweifellos weniger als 50 
Mitglieder des Hauses. Der Antrag kann nicht zu-
gelassen werden. 
Wir stimmen ab. Wer für den Antrag des Aus-

schusses ist, der auf Aufhebung der Immunität  

geht, den bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegen

-

probe! — Enthaltungen? — Einige Enthaltungen. 
Das erste war zweifellos die Mehrheit. Der Antrag 
des Ausschusses ist angenommen. 

(Beifall links.) 
Meine Damen und Herren, ich habe noch be-

kanntzugeben, daß die Fraktion der Deutschen 
Partei nach Schluß der Sitzung eine Fraktionssit-
zung abhält, 
Es bleibt mir am Ende dieser letzten Sitzung des 

Sommers noch übrig, meine Damen und Herren, 
Ihnen gute und erholsame Ferien zu wünschen. 
Ich glaube, daß wir — wir alle miteinander — sie 
redlich verdient haben, und ich glaube, daß wir 
sie sehr nötig haben. 

(Zurufe: Sehr richtig!) 
Wir haben sie, glaube ich, insbesondere nötig, um 
Distanz von den Dingen und vielleicht auch Distanz 
voneinander zu gewinnen. 

(Heiterkeit.) 
Es könnte sein, daß wir dann nachher um so enger 
zusammenrücken möchten. 

(Beifall.) 

Ich berufe die nächste, die 228. Sitzung des Deut-
schen Bundestags auf Mittwoch, den 10. September 
1952, 13 Uhr 30, und schließe die 227. Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 17 Uhr 43 Minuten.) 
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Namentliche Abstimmungen 
in der dritten Beratung des Entwurfs eines 

Betriebsverfassungsgesetzes 

1. über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD zu § 1 (Umdruck Nr. 634 Ziffer 1) 

2. über den Änderungsantrag der Abg. Euler, Dr. Preusker, Mauk und Genossen (Um-
druck Nr. 635 Ziffer 4) und über den Änderungsantrag der Abg. Stücklen, Dr. Preusker, 
Eickhoff und Genossen (Umdruck Nr. 637 Ziffer 4) zu § 72 Abs. 1 

3. über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD zu § 76 Abs. 1 (Umdruck Nr. 634 
Ziffer 11) 

4. Schlußabstimmung über das Gesetz 

Name 
1. 2. 

Abstimmung 
3. 4. 

CDU/CSU . 

Dr. Adenauer 	 — - - - 
Albers 	  Nein Nein Ja enthalten 
Arndgen 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Bartram (Schleswig- 
Holstein) 	 Nein Nein Nein Ja 

Bauereisen 	 Nein Ja Nein Ja 
Bauknecht 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Baur (Württemberg) 	 Nein Nein Nein Ja 
Bausch 	  Nein Nein Nein Ja 
Becker (Pirmasens) 	. 	. 	. 	. Nein Ja Nein Ja 
Blank (Dortmund) 	. . . 	 Nein Nein Nein Ja 
Bodensteiner 	 Nein enthalten enthalten enthalten 
Frau Brauksiepe 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. von Brentano 	 Nein Nein Nein Ja 
Brese 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Dr. Brökelschen . 	. . Nein Nein Nein Ja 
Dr. Brönner 	 Nein Ja Nein Ja 
Brookmann 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Bucerius 	 Nein Nein Nein Ja 
Frau Dietz 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Dresbach 	 Nein Nein Nein Ja 
Eckstein 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Edert 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Ehlers 	 Nein Nein Nein Ja 
Ehren 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Erhard 	 — - Nein Ja 
Etzel (Duisburg) 	 Nein Nein Nein Ja 
Etzenbach 	 Nein Ja Nein Ja 
Even 	  Nein Nein Nein Ja 
Feldmann 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Fink 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Frey 	  Nein Ja Nein Ja 
Fuchs 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Freiherr von Fürsten- - 

berg 	  Nein Ja Nein Ja 
Fürst Fugger von Glött . 	 Nein Ja Nein Ja 
Funk 	  Nein Ja Nein Ja 
Gengler 	  Nein Nein Nein Ja 
Gerns 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Gerstenmaier 	 Nein Nein Nein Ja 
Gibbert 	  Nein Nein Nein Ja 
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Name 
1.  2.  

Abstimmung 
3. 4. 

Giencke 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Glasmeyer 	 Nein Ja Nein Ja 
Glüsing 	  Nein Ja Nein Ja 
Gockeln 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Götz 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Dr. Gröwel 	 Nein Nein Ja Ja 
Günther 	  Nein Ja Nein Ja 
Hagge 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Heiler 	 Nein Ja Nein Ja 
Heix 	  Ja Nein Ja Ja 
Dr. Henle 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Hilbert 	  Nein Ja Nein Ja 
Höfler 	  Nein Nein Nein Ja 
Hohl 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Holzapfel 	 — — — — 
Hoogen 	  Nein Nein Nein Ja 
Hoppe 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Horlacher 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Horn 	  Nein Nein Nein Ja 
Huth 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Jaeger (Bayern) . 	. 	. 	 Nein Ja Nein Ja 
Junglas 	  Nein Nein Ja Ja 
Kahn 	  Nein Ja Nein Ja 
Kaiser 	  Nein — — enthalten 
Karpf 	  Ja Nein Ja enthalten 
Dr. Kather 	  Nein Ja Nein Ja 
Kemmer 	  Nein Ja Nein Ja 
Kemper 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kern 	  Ja Nein Ja Ja 
Kiesinger 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Kleindinst 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Köhler 	  Nein Nein — Ja 
Dr. Kopf . 	  Nein Nein Nein Ja 
Kühling 	  — Nein Nein Ja 

Kuntscher 	  Nein Nein Nein Ja 
Kunze 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr.. Laforet 	 krank krank krank krank 
Dr. Dr. h. c. Lehr. 	 — Ja Nein Ja 
Leibfried 	  Nein Ja Nein Ja 
Lenz 	- Nein Nein Ja enthalten 
Leonhard 	  Nein Nein Nein Ja 
Lücke 	  Nein Ja Nein Ja 
Majonica 	  Nein Ja Nein Ja 
Massoth 	  Nein Nein Nein Ja 
Mayer (Rheinland-Pfalz) 	. . Nein Ja Ja Ja 
Mehs 	  Nein Ja Ja Ja 
Mensing 	  Nein Ja Nein — 
Morgenthaler 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Muckermann 	 Nein Ja Nein Ja 
Mühlenberg 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Dr. Müller (Bonn) . 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Müller-Hermann 	 Nein Nein Nein Ja 
Naegel 	  Nein Ja Nein 	- Ja 
Neber 	  Nein Ja Nein Ja 
Nellen 	  Nein Nein Nein enthalten 
Neuburger 	  Nein Nein Nein Ja 
Nickl 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Niggemeyer 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Niklas 	  — 
Dr. Oesterle 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Orth 	  Nein Ja Nein Ja 
Pelster 	  Nein Nein Nein Ja 
Pfender 	  Nein Nein Ja Ja 
Dr. Pferdmenges 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Povel 	  — — — — 
Frau Dr. Probst 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Pünder 	 Nein Nein Nein Ja 
Raestrup 	. 	. 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
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Name 
1.  2.  

Abstimmung 
3 . 4. 

Rahn 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Dr. Rehling 	 Nein Nein Nein Ja 
Frau Rösch 	 Nein Nein Nein Ja 
Rümmele 	  Ja Nein Ja Nein 
Sabel 	  Nein Nein Nein Ja 
Schäffer 	  Nein Nein Nein Ja 
Scharnberg 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Schatz 	  Nein Ja Nein Ja 
Schill 	  Nein Ja Nein Ja 
Schmitt (Mainz) 	 Nein Ja Nein Ja 
Schmitz 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Schmücker 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Schröder (Düsseldorf) Nein Nein Nein Ja 
Schüttler 	  Ja Nein Ja enthalten 
Schütz 	  Nein Nein Nein Ja 
Schuler 	  — — — 
Schulze-Pellengahr 	. 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Dr. Semler 	  — — — — 
Dr. Serres 	  Nein Nein Nein Ja 
Siebel 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Solleder 	 Nein Ja Nein Ja 
Spies 	  Nein Ja Nein Ja 
Graf von Spreti 	 Nein enthalten Nein Ja 
Stauch 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Dr. Steinbiß 	 Nein Nein Nein Ja 
Storch 	  Nein Nein Nein Ja 
Strauß 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld 
Struve 	  Nein Ja Nein Ja 
Stücklen 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Nein Ja Nein Ja 
Dr. Vogel 	  Nein Nein Nein Ja 
Wacker 	  Nein Ja Nein Ja 
Wackerzapp 	 Nein enthalten  Nein Ja 
Dr. Wahl 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Weber (Essen) . Nein Nein Nein Ja 
Dr. Weber (Koblenz) 	. 	. Nein Ja Nein Ja 
Dr. Weiß 	  Nein Nein Nein Ja 
Winkelheide 	 Nein Nein Nein Ja 
Wittmann 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld 
Dr. Wuermeling 	 Nein Nein Nein Ja 

SPD 
Frau Albertz 	 Ja  Nein Ja Nein 
Frau Albrecht 	 Ja Nein Ja Nein 
Altmaier 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Ansorge 	 Ja Nein Ja Nein 
Dr. Arndt 	  Ja Nein Ja Nein 
Arnholz 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Ja Nein Ja Nein 
Dr. Baade 	  Ja Nein entschuld. entschuld 
Dr. Bärsch 	  Ja Nein Ja Nein 
Baur (Augsburg) 	 Ja Nein Ja Nein 
Bazille 	  krank krank krank krank 
Behrisch 	  Ja Nein Ja Nein 
Bergmann 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Bergstraeßer 	 Ja Nein Ja Nein 
Berlin 	  Ja Nein Ja Nein 
Bettgenhäuser 	 Ja Nein Ja Nein 
Bielig 	  Ja Nein Ja Nein 
Birkelbach 	  Ja Nein Ja Nein 
Blachstein 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld 
Dr. Bleiß 	  Ja Nein Ja Nein 
Böhm 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Brill 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld 
Bromme 	  Ja Nein Ja Nein 
Brünen 	  Ja Nein Ja Nein 
Cramer 	  Ja Nein Ja Nein 
Dannebom 	  Ja Nein Ja Nein 
Diel 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Döhring 	 Ja Nein Ja Nein 
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3. 4 . 

Eichler 	  Ja Nein Ja Nein 
Ekstrand 	  Ja Nein Ja Nein 
Erler 	 Ja Nein Ja Nein" 
Faller 	  Ja Nein Ja Nein 
Franke 	  Ja Nein Ja Nein 
Freidhof 	  Ja Nein  Ja Nein 
Freitag 	  beurlaubt beurlaubt  beurlaubt beurlaubt 
Geritzmann 	 Ja Nein Ja Nein 
Gleisner 	  Ja Nein Ja Nein 
Görlinger 	  Ja Nein Ja Nein 
Graf 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Greve 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Gülich 	  Ja Nein Ja Nein 
Happe 	  Ja Nein Ja Nein 
Heiland 	  Ja Nein Ja Nein 
Hennig 	  Ja Nein Ja Nein 
Henßler 	  krank krank krank krank 
Herrmann 	  Ja Nein Ja Nein 
Hoecker 	  Ja Nein Ja Nein 
Höhne 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Dr. Hubert 	 Ja Nein Ja Nein 
Imig 	  Ja Nein Ja Nein 
Jacobi 	  Ja Nein Ja Nein 
Jacobs 	  Ja Nein Ja Nein 
Jahn 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Kalbfell 	  krank krank krank krank 
Kalbitzer 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Keilhack 	 Ja Nein Ja Nein 
Keuning 	  Ja Nein Ja Nein 
Kinat 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Kipp-Kaule 	 Ja Nein Ja Nein 
Dr. Koch 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Korspeter 	 Ja Nein Ja Nein 
Frau Krahnstöver 	. 	. 	. 	. Ja Nein Ja Nein 
Dr. Kreyssig 	 Ja Nein Ja Nein 
Kriedemann 	 Ja Nein Ja Nein 
Kurlbaum 	  Ja Nein Ja Nein 
Lange 	  Ja Nein Ja Nein 
Lausen 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Lockmann 	 Ja Nein Ja Nein 
Ludwig 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Luetkens 	 Ja Nein Ja Nein 
Maier (Freiburg) 	 Ja Nein Ja Nein 
Marx 	  Ja Nein Ja Nein 
Matzner 	  Ja Nein Ja Nein 
Meitmann 	  Ja Nein Ja Nein 
Mellies 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Menzel 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Merten 	  Ja Nein Ja Nein 
Mertins 	  Ja Nein Ja Nein 
Meyer (Hagen) 	 Ja Nein Ja Nein 
Meyer (Bremen) 	 Ja Nein Ja Nein 
Frau Meyer-Laule 	. . . 	 Ja Nein Ja Nein 
Mißmahl 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Mommer 	 Ja Nein Ja Nein 
Moosdorf 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Mücke 	  Ja Nein Ja Nein 
Müller (Hessen) 	 Ja Nein Ja Nein 
Müller (Worms) 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Frau Nadig 	 Ja Nein Ja Nein 
Dr. Nölting 	 Ja Nein Ja Nein 
Nowack (Harburg) 	. . . 	 Ja Nei n Ja Nein 
Odenthal 	  Ja Nein Ja Nein 
Ohlig 	  Ja Nein Ja Nein 
Ollenhauer 	 Ja Ne; n Ja Nein 
Paul (Württemberg) 	. . 	 Ja Nein  Ja Nein 
Peters 	  Ja Nein Ja Nein 
Pohle  Ja Nein Ja Nein 
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Dr. Preller 	  Ja Nein Ja Nein 
Priebe 	  Ja Nein Ja Nein 
Reitzner 	  Ja Nein Ja Nein 
Richter (Frankfurt) . 	. 	. 	 Ja Nein Ja Nein 
Ritzel 	  Ja Nein Ja Nein 
Ruhnke 	  Ja Nein Ja Nein 
Runge 	  Ja Nein Ja Nein 
Sander 	  Ja Nein Ja Nein 
Sassnick 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Schanzenbach 	. 	. 	. 	. Ja Nein Ja , Nein 
Dr. Schmid (Tübingen) 	. . entschuld. Nein Ja Nein 
Dr. Schmidt (Niedersachsen) Ja Nein Ja Nein 
Dr. Schöne 	  Ja Nein Ja Nein 
Schoettle 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Schumacher 	 krank krank krank krank 
Segitz 	  Ja Nein Ja Nein 
Seuffert 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Stech 	  Ja Nein Ja Nein 
Steinhörster 	 Ja Nein Ja Nein 
Stierle 	  Ja Nein Ja Nein 
Striebeck 	  Ja Nein Ja Nein 
Frau Strobel 	 Ja Nein Ja Nein. 
Temmen 	  Ja Nein Ja Nein 
Tenhagen 	  Ja Nein Ja Nein 
Troppenz 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Veit 	  krank krank krank krank 
Wagner 	  Ja Nein Ja Nein 
Wehner 	  Ja Nein Ja Nein 
Wehr 	  Ja Nein Ja Nein 
Weinhold 	  Ja Nein Ja Nein 
Welke 	  Ja Nein Ja Nein 
Weltner 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Wenzel 	  Ja Nein Ja Nein 
Wönner 	  Ja Nein Ja Nein 
Zühlke 	  Ja Nein Ja Nein 

FDP 

Dr. Atzenroth 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Becker (Hersfeld) . 	. 	. Nein Ja Nein Ja 
Dr. Blank (Oberhausen) . 	 Nein Ja Nein Ja 
Blücher , 	  — — -- — 
Dannemann 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Dehler 	  — Ja Nein Ja 
Dirscherl 	  krank krank krank krank 
Euler 	  Nein Ja Nein Ja 
Fassbender 	 Nein Ja Nein Nein 
Freudenberg 	 Ja Ja  Nein Ja 
Dr. Friedrich . 	 — — — — 
Frühwald 	  Nein Ja  Nein Ja 
Funcke 	  Nein Ja  Nein Ja 
Gaul 	  Nein Ja  Nein Ja 
Dr. von Golitschek 	. 	. 	. 	. Nein Ja  Nein Ja 
Grundmann 	 Nein Ja  Nein Ja 
Dr. Hammer 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Hasemann 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Hoffmann (Lübeck) 	. . Nein Ja Nein Nein 
Dr. Hoffmann (Schönau) . . Nein Ja Nein Ja 
Frau Hütter 	 Nein entschuld. entschuld. entschuld. 
Frau Dr. Ilk 	 Nein Ja Nein Ja 
Juncker 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Kneipp 	  Nein Ja Nein Ja 
Kühn 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Leuze 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. Dr. Luchtenberg 	 Nein Ja Nein Ja Margulies 	  Nein Ja Nein Ja 
Mauk 	  Nein Ja Nein Ja 
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Mayer (Stuttgart) 	 krank krank krank krank 
Dr. Mende 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Miessner 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Neumayer 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Dr. Nöll von der Nahmer entschuld. Ja Nein Ja 
Dr. Nowack (Rheinland-Pfalz) Nein Ja Nein Ja 
Onnen 	  Nein krank krank krank 
Dr. Pfleiderer 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Preiß 	. 	 Nein Ja Nein Nein 
Dr. Preusker 	 Nein Ja Nein Ja 
Rademacher 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Rath 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Freiherr von Rechenberg krank krank krank krank 
Revenstorff 	 Nein Ja Nein Nein 
Dr. Schäfer . 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Schneider 	 Nein Ja Nein Ja 
Stahl 	  Nein Ja Nein Ja 
Stegner 	  Nein Ja Nein Nein 
Dr. Trischler 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Wellhausen 	 Nein Ja Nein Ja 
Wirths 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Zawadil 	 Nein Ja Nein Nein 

DP/DPB 

Ahrens 	  Nein Ja Nein Ja 
Bahlburg 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Bieganowski 	 Nein Ja Nein Ja 
Eickhoff 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	 Nein Ja Nein Ja 
Ewers 	  Nein enthalten Nein Ja 
Farke 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Fricke 	  Nein Nein Nein Ja 
Frommhold 	 Nein Ja Nein Ja 
Hellwege 	  Nein — — Ja 
Jaffé 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Kalinke 	 Nein Ja Nein Ja 
Kuhlemann 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Leuchtgens 	 Nein Ja Nein Ja 
Löfflad 	  Nein Ja Nein Ja 
Matthes 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. von Merkatz 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Mühlenfeld 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Reindl 	  Nein Ja Nein Ja 
Schmidt (Bayern) 	 Nein Ja Nein Ja 
Schuster 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Seebohm 	 — — Ja 
Tobaben 	  Nein Ja Nein Ja 
Wallner 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Walter 	  Nein Nein Nein Ja 
Wittenburg 	  Nein Ja Nein Ja 

FU 
Freiherr von Aretin . 	. 	. 	 Nein Ja Nein Ja 
Frau Arnold 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Bertram(Soest) 	. 	. 	. Nein Ja Nein Ja Dr. Besold 	  Nein Ja Nein Ja Clausen 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr.-Ing. Decker 	 Nein Ja Nein Ja 
Determann 	  Ja Nein Ja Nein 
Eichner 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Etzel (Bamberg) . 	. 	. 	. Nein Ja Nein Ja 
Hoffmann (Lindlar) 	. 	. 	 Nein Nein Ja Nein 
Lampl 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Mayerhofer 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Meitinger 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Fürst zu Oettingen- 
Wallerstein 	 krank krank krank krank 

Pannenbecker 	 Nein Nein Ja Ja 
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Parzinger 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Reismann 	 Nein Ja Ja Ja 
Ribbeheger 	 Nein Nein Ja Nein 
Volkholz 	  - — - — 
Wartner 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Wessel 	 Nein ,Nein Ja Ja 
Willenberg 	  Ja Nein Ja Nein 

KPD 

Agatz 	  Ja Nein Ja Nein 
Fisch 	  Ja Nein Ja Nein 
Gundelach 	  Ja Nein Ja Nein 
Harig 	  Ja Nein Ja Nein 
Kohl (Stuttgart) 	 krank krank krank krank 
Müller (Frankfurt) 	. 	. 	. 	 krank krank krank krank 
Niebergall 	  Ja Nein Ja Nein 
Niebes 	  Ja Nein Ja Nein 
Paul (Düsseldorf) 	. 	. 	. 	 Ja Nein Ja Nein 
Reimann 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Renner 	  — - — - 
Rische  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Frau Strohbach 	 Ja Nein Ja Nein 
Frau Thiele 	. 	. 	. 	. 	 Ja Nein Ja Nein 

Fraktionslos 

Aumer 	  'Nein Ja Nein Ja 
Donhauser 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Dorls 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Fröhlich 	  Nein Nein Ja Nein 
 Goetzendorff 	 enthalten enthalten enthalten Nein 
Hedler 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Jaeger (Hannover) . Nein entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Keller 	  Nein Nein Ja Nein 
Langer 	  krank krank krank krank 
Loritz 	  Nein enthalten Ja Nein 
Müller (Hannover) 	. 	. 	. 	. — — — — 
Dr. Ott 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
von Thadden 	 Nein Ja Nein Ja 
Tichi 	  krank krank krank krank 

Zusammenstellung der Abstimmungen 

1 . 2. 
Abstimmung 

3. 4. 

Abgegebene Stimmen 	. . . 339 339 338 341 

Davon 

Ja 	  132 129 146 195 

Nein 	  206 204 190 139 

Stimmenthaltung . 	. 	. 1 6 2 7 

Zusammen wie oben . . . 339 339 338 341 
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Name 1 2 . 
Abstimmung  

3 . 4.  

CDU/CSU  
Dr. Friedensburg 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Krone 	  Nein Nein Nein Ja 
Lemmer 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Frau Dr. Maxsein 	. 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Dr. Tillmanns 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 

SPD  
Brandt 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Koenigswarter 	. 	. 	. 	 Ja Nein Ja Nein 
Löbe 	  — — — — 
Neubauer 	  Ja Nein Ja Nein 
Neumann 	  Ja Nein Ja Nein 
Dr. Schellenberg 	 krank krank krank krank 
Frau Schroeder (Berlin) . 	 Ja Nein Ja Nein 
Schröter (Berlin) 	 Ja Nein Ja Nein 
Frau Wolff 	  krank krank krank krank 

FDP  
Dr. Henn 	  Nein Ja Nein Ja 
Hübner 	  Nein Ja Nein Ja 
Frau Dr. Mulert 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Reif 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Will 	  - Ja Nein Ja 

Zusammenstellung der Abstimmungen der Berliner Abgeordneten  
_ 

 

1. 
1 	2  

Abstimmung 

3  I 	
4 

Abgegebene Stimmen . 	. 	 11 12 12 12 

Davon 

Ja 	  6 4 	I 6 I 	6 

Nein 	  5 8 6 6 

Stimmenthaltung 	. 	. — — — — 

Zusammen wie oben . 	. 	. 11 12 12 12 
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